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1 INTERNATIONALE ÜBEREINKOMMEN 

1.1 Auch für Österreich ist die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte vom 10. Dezember 1948, in der der 
Grundsatz der Gleichberechtigung von Mann und Frau 
festgelegt ist, maßgebend. Die diesbezügliche Bestimmung 
(Art. 2 Abs. 1) lautet: 
"Alle Menschen ohne Unterschied, insbesondere ohne 
Rücksicht auf Rasse, Farbe, Geschlecht, Sprache, Religion, 
politische oder sonstige Überzeugung, nationale oder 
soziale Herkunft, Vermögen, Geburt oder andere 
Umstände, können alle in dieser Erklär�ng niedergelegten 
Rechte und Freiheiten für sich in Anspruch nehmen." 
1.2 Darüber hinaus ist Österreich einigen internationalen 
Übereinkommen beigetreten, die die Gleichberechtigung 
der Frau sichern oder ihr einen besonderen Schutz 
gewähren. 
Internationales Übereinkommen zur Unterdrückung des 
Frauen- und Kinderhandels vom 30. September 1921 
(Genf), BGBl. Nr. 704/1922, und Internationales Überein� 
kommen zur Unterdrückung des Handels mit volljährigen 
Frauen vom 11. Oktober 1933 (Genf), BGBl. 
Nr. 317/1936, beide in der Fassung des Protokolls vom 
12. November 1947, BGBl. Nr. 204/1950. 
Übereinkommen über die politischen Rechte der Frau vom 
31. März 1953 (New York), BGBl. Nr. 256/1969. 
Übereinkommen über die Staatsbürgerschaft der verheira­
teten Frau vom 20. Feber 1957 (New York), BGBl. 
Nr. 238/1968. 
Übereinkommen Nr.45 über die Beschäftigung von 
Frauen bei Untertagarbeiten in Bergwerken jeder Art, 
BGBl. Nr. 324/1937. 
Übereinkommen Nr. 89 (3( Internationale Arbeitskonfe­
renz von San Francisco) über die Nachtarbeit der Frauen 
im Gewerbe (abgeänderter Wortlaut vom Jahre 1948), 
BGBl. Nr. 229/1950. 
Übereinkommen Nr. 100 (34. Internationale Arbeitskon­
ferenz vom 29. Juni 1951 in Genf) über die Gleichheit des-­
Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräfte für 
gleichwertige Arbeit, BGBl. Nr. 39/1954. 
Übereinkommen Nr. 103 (Allgemeine Konferenz der 
Internationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1952 in 
Genf) über den Mutterschutz (Neufassung vom Jahre 
1952), BGBl. Nr. 31/1970. 
Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in 
Beschäftigung und Beruf, BGBl. Nr. 111/1973. 
Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 und (1.) 
Zusatzprotokoll vom 20. März 1952, BGBl. Nr. 210/1958. 
Europäische Sozialcharta vom 18. Oktober 1961, BGBl. 
Nr. 460/1969. 

2 VERFASSUNGSRECHT 

Das österreichische Bundesverfassungsrecht behandelt die 
Rechtsstellung der Geschlechter ausdrücklich, und zwar 
wird im Rahmen des Gleichheitssatzes angeordnet, daß 
Vorrechte des Geschlechtes ausgeschlossen sind. Demge­
mäß wird insbesondere im österreichischen Wahlrecht kein 
Unterschied zwischen Männern und Frauen bezüglich des 
aktiven und des passiven Wahlrechts gemacht. Die Landes­
verfassungsgesetze enthalten keine Bestimmungen über die 
Gleichberechtigung der Geschlechter. 
2.1 Nach der Rechtsprechung des VfGH bedeutet der 
Gleichheitssatz die Verpflichtung von Gesetzgebung und 

3 Recht und Kriminalität 

Vollziehung, sich bei der rechtlichen Behandlung der 
Staatsbürger nur von objektiven Unterscheidungsmerk­
malen, d. h. nur von sachlich gerechtfertigten Momenten 
leiten und subjektive, nur in der Person begründete Erwä­
gungen (Vorrechte der Geburt, des Geschlechtes, des 
Standes, der Klasse, des Bekenntnisses) beiseite zu lassen 
(VfSlg. 2117, 2724, 2884, 3240). Er verbietet aber auch, 
Ungleiches gleich zu behandeln (VfSlg. 2956). Jedoch 
untersagt er nicht, die Geschlechter ungleich zu behandeln, 
sofern die ungleiche Behandlung ihre Rechtfertigung in der 
Natur des Geschlechtes findet (VfSlg. 651, 2979). 

2.2 Der Gleichheitsgrundsatz ist im Art. 7 Abs. 1 B-VG: 
" . . . Vorrechte der Geburt, des Geschlechtes, des Standes, 
der Klasse und des Bekenntnisses sind ausgeschlossen. " , 
daneben in den Art. 26 Abs. 1 und 95 Abs. 1 B-VG, Art. 2 
und 3 StGG sowie Art. 12 (Gleichberechtigung bezüglich 
des Rechtes, eine Ehe einzugehen und eine Familie zu 
gründen) und 14 EMRK verankert. In diesem Zusammen­
hang ist auch auf das Übereinkommen über die politischen 
Rechte der Frau vom 31. März 1953 (New York), BGBl. 
Nr. 256/1969, hinzuweisen. 

3 STAATSBÜRGERSCHAFfSWESEN 

Das StbG 1965 berücksichtigt das im Rahmen der VN 
ausgearbeitete Übereinkommen über die Staatsbürger­
schaft der verheirateten Frau, das den Grundsatz der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem Gebiet 
des Staatsbürgerschaftswesens international verwirklichen 
will (vgl. 1.2). Das österreichische Staatsbürgerschaftsrecht 
macht grundsätzlich keinen, Unterschied nach de� 
Geschlecht und dem Familienstand (§ 4 StbG 1965). DIe 
Begriffe "Staatsbürger" und "Fremder" gelten ohne 
Unterschied des Geschlechts. Auf folgende Anordnungen, 
die die Frau im besonderen betreffen, ist jedoch hinzu­
weisen: 
Erwirbt eine Frau durch ihre Legitimation die österreichi­
sche Staatsbürgerschaft, so erstreckt sich dieser Erwerb auf 
ihre unehelichen Kinder (§ 7 Abs. 4). 
Für ihre ehelichen Kinder ist die Staatsbürgerschaft des 
Vaters maßgebend. 
Heiratet eine Fremde einen österreichischen Staatsbürger, 
so kann sie die österreicmsche Staatsbürgerschaft durch 
Erklärung erwerben (§ 9 Abs. 1). 
Hat eine österreichische Frau anläßlich ihrer Eheschlie­
ßung mit einem fremden Staatsangehörigen die österreichi­
sche Staatsbürgerschaft verloren, so kann sie diese inner­
halb von zwei Jahren nach Auflösung ihrer Ehe aufgrund 
ihres Antrags wieder erlangen (§ 13). 
Die Erstreckung des Erwerbes der österreichischen Staats­
bürgerschaft durch Verleihung an einen Mann auf seine 
Ehefrau ist von einem Antrag abhängig (§§ 16, 19). 

4 FAMILIENRECHT 

Das österreichische Familienrecht beruht im wesentlichen 
auf dem aus dem Jahr 1811 stammenden ABGB, das durch 
eine Reihe von bürgerlich-rechtlichen Sondergesetzen, die 
außerhalb des ABGB stehen, ergänzt und durch eine Reihe 
von Änderungsgesetzen, die in das ABGB eingebaut wor­
den sind, weiterentwickelt worden ist. Diese Art der 
Weiterentwicklung des bürgerlichen Rechts gilt besonders 
auch für das Familienrecht. 
Das Familienrecht des ABGB ist eindeutig, dem damaligen 
Stand der gesellschaftlichen Verhältnisse entsprechend, 
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nach patriarchalischen Grundsätzen geordnet gewesen. 
Freilich hat der Gesetzgeber des ABGB - Ideen der 
Aufklärung und des Naturrechts folgend - schon einige, 
auch heute noch anerkannte Gedanken im Familienrecht 
verankert, so etwa, daß Vater und Mutter eines ehelichen 
Kindes mit dessen Eheschließung einverstanden sein müs� 
sen und daß ein uneheliches Kind rechtlich auch mit seinem 
Vater verwandt ist. Dennoch ist gerade das Familienrecht 
des ABGB im Zug der fortschreitenden gesellschaftlichen 
Entwicklung in einen immer größer werdenden Gegensatz 
zu den gesellschaftlichen Gegebenheiten geraten. Dies hat 
zu einer zögernden Anpassung des Familienrechts an die 
geänderten gesellschaftlichen Verhältnisse geführt, die mit 
der sogenannten 1. TN im Jahr 1914 begonnen hat und 
heute im vollen Zug begriffen ist. 

. 

4.1 Eherecht 

4.1.1 Eheschließungsrecht 

Für die Eheschließung gilt in Österreich aufgrund des 
EheG aus dem Jahr 1938 die Form der obligatorischen 
Zivilehe. Demnach kommt die Ehe nur zustande, wenn die 
Ehe vor einem, Standesbeamten geschlossen wird (§ 15 
Abs. 1 EheG). Der Eheschließung soll ein Aufgebot voran­
gehen (§ 16). Die Ehe wird dadurch geschlossen, daß die 
Verlobten vor dem Standesbeamten persönlich unter 
gleichzeitiger Anwesenheit erklären, die .Ehe miteInander 
eingehen zu wollen (§ 17 Abs. 1). Der Standesbeamte soll 
bei der Eheschließung die Verlobten einzeln und nachein­
ander in Gegenwart von zwei Zeugen fragen, ob sie die Ehe 
miteinander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten 
die- Frage bejaht haben, aussprechen, daß sie nunmehr 
rechtmäßig verbundene Eheleute seien (§ 18 Abs. 1). 
Diese Formvorschriften machen für den Mann und die Frau 
keinen Unterschied. 
Auch bezüglich der persönlichen Voraussetzungen der 
Verlobten, eine Ehe zu schließen, besteht bezüglich des 
Mannes und der Frau im allgemeinen kein Unterschied. 
Das gilt vor allem für die Voraussetzung der (Ehe )Ge­
schäftsfähigkeit (§§ 2, 22 EheG); die (Ehe)Geschäftsfähig­
keit fehlt Personen, die noch nicht sieben Jahre alt sind 
wegen Geisteskrankheit oder aus anderen Gründen de� 
Gebrauchs der Vernunft beraubt sind, solange dieser 
Zustand dauert, und Vollentmündigten (§ 102 Abs. 1); der 
Mangel der (Ehe )'Geschäftsfähigkeit macht die Ehe 
nichtig; hingegen ist das Erfordernis der Ehemündigkeit (s. 
unten) nur eine Ordnungsvorschrift, deren Verletzung die 
Gültigkeit der Ehe nicht berührt. Gleiches gilt auch bezüg­
lich der Notwendigkeit der Einwilligung des gesetzlichen 
Vertreters eines in der Geschäftsfähigkeit Beschrankteri 
(§§ 3,35); unter beschränid Geschäftsfähigen sind Minder­
jährige - das si�d gemäß § 21' ABGB im allgemeinen 
Personen, die das 19. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben - über 7 Jahre, beschränkt Entmündigte und Perso­
nen zu verstehen, für die ein vorläufiger Beistand bestellt 
ist (§ 102 Abs.2 EheG); zwischen Personen männlichen 
und weiblichen Geschlechts wird nicht unterschieden. Hin­
gegen ist die Frau gegenüber dem Mann mit Beziehung auf 
die Voraussetzung der Ehemündigkeit begünstigt: nach § 1 
EheG wird ein Mann mit dem vollendeten 19., eine Frau 
jedoch bereits n:tit dem vollendeten 16. Lebensjahr ehe­
mündig; einen Mahn, der das 18:, und eine Frau, die das 
15. Lebensjahr vollendet haben, hat das Gericht auf ihren 
Antrag für eine bestimmte Ehe als ehemündig zu erklären, 
wenn sie für diese Ehe reif erscheinen. 

8 

4.1.2 Persönliche Rechtswirkungen der Ehe 

4.1.2.1 Nach § 44, ABGB erklären die Ehegatten im 
"Ehevertrag" ihren Willen, in unzertrennbarer Gemein­
schaft zu leben, Kinder zu zeugen, sie zu erziehen und sich 
gegenseitig Beistand zu leisten. Die, Ehegatten trifft nach 
§ 90 ABGB die gleiche Verbindlichkeit zur ehelichen 
Pflicht, zur Treue und zur anständigen Begegnung. Es ist 
ihnen nicht gestattet, die eheliche Verbindung eigenmäch­
tig aufzuheben (§ 93). 

4.1.2.2 . Nach § 91 ABGB ist der Ehemann das Haupt der 
Familie; er hat das Recht, das Hauswesen zu leiten, und die 
Pflicht, seine Ehefrau zu vertreten (diese Anordnung gibt 
ihm ni<;ht die Stellung eines gesetzlichen, Vertreters, er muß 
aber die Ehefrau vertreten, wenn sie dies verlangt). Der 
Ehemann hat in allen· Gemeinschaftsangelegenheiten die 
Entscheidung zu treffen, die Frau sie zu befolgen (§ 92 
zweiter Satz). 
4.1.2.3 . Die Ehefrau erhält den Familiennamen des' 
Ehemanns, muß ihm an seinen Wohnsitz (in seine Woh­
nung) - jedenfalls nach dem Gesetz (die Rechtsprechung 
läßt Ausnahmen zu, wenn diese Wohnsitzfolge für die Frau 
unzumutbar ist) -folgen, ihm im Haushalt und im Erwerb 
nach Kräften beistehen und, soweit es die häusliche Ord­
nung erfordert, die von ihm getroffenen Maßregeln sowohl 
selbst befolgen als auch befolgen machen (§ 92 ABGB). 
Sie ,leitet gemäß § 70 Abs. 1 JN ihren allgemeinen 
Gerichtsstand von dem des Ehemanns ab. 
Ohne ausdrückliche gesetzliche Grundlage leiten Lehre 
und Rechtsprechung aus den §§ 92 und 1029 zweiter Satz 
ABGB die Schlüsselgewalt der Ehefrau ab. Demnach darf 
sie im Rahmen ihrer Befugnisse zur Führung des ehelichen 
Haushalts als Vertreterin der ehelichen Gemeinschaft die­
jenigen Geschäfte schließen - und damit den Ehemann 
verpflichten -, die die ordentliche und standesgemäße 
Führung des Haushaltes mit sich bringt. 
4.1.2.4 Nach dem Gesetz (§ 91 ABGB) hat der Ehemann 
seiner Ehefrau den anständigen, das heißt seinen Lebens­
verhältnissen angemessenen Unterhalt zu leisten. Eine 
ausdrückliche Unterhaltspflicht der Ehefrau gegenüber 
dem Ehemal111 besteht nach dem Gesetz nicht, sie ist jedoch 
etwa hundert Jahre nach dem Inkrafttreten des ABGB 
durch die Rechtsprechung (OGH 19. 2. 1924 SpR 16 neu 
= SZ 6/63) mittelbar aus der Beistandspflicht der Ehefrau 
abgeleitet worden. In letzter Zeit mildern Lehre und 
Rechtsprechung (zur Lehre und Rechtsprechung s. Kohleg­
ger, Das Unterhaltsrecht der Ehegatten zwischen Alimen­
tations- und Partnerschaftsdenken NZ 1972; 189) die 
Unbedingtheit des Unterhaltsanspruchs der Ehefrau. pie 
Rechtsprechung nimmt einen - gänzlichen oder teilweisen 
- schlüssigen Verzicht der Ehefrau auf ihren Unterhalts­
anspruch an, soweit sie durch eigenes Einkommen zum 
eigenen Lebensunterhalt oder zum gemeinsamen ehelichen 
Aufwand beiträgt und solange die eheliche Gemeinschaft 
besteht; auch ohne solchen Verzicht wird gefordert, daß die 
dem Ehemann auferlegten Unterhaltsbeiträge im Hinblick 
auf den ihm verbleibenden Einkommensteil und auf eige­
nes Einkommen der Ehefrau nicht zu einem unbilligen, der 

, Beistandspflicht der Ehefrau widersprechenden, Ergebnis 
führen dürfen. 
4.1.2.5 Die RV v. 3. 7. 1973 eines HG über die Neuord­
nung der persönlichen Rechtswirkungen der Ehe, 851 
BlgNR 13. GP, sieht eine grundlegende Neuordnung der 
persönlichen Rechtswirkungen der Ehe im Sinn der rechtli-
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ehen Verankerung der Gleichberechtigung und der Part­
nerschaft von Mann und Frau in der Ehe vor. Die §§ 89 bis 
96 ABGB sollen nach dieser RV grundlegend neu geordnet 
werden. Der wesentliche Inhalt der Neuordnung läßt sich in 
folgende Punkte zusammenfassen: 
Die geltenden Anordnungen, daß der Ehemann das Haupt 
der Familie ist und die Ehefrau seine "Maßregeln selbst zu 
befolgen als auch" -gegenüber den anderen Familienmit­
gliedern - "befolgen zu machen" hat, entfallen. 
Ehemann und Ehefrau haben in der Ehe grundsätzlich 
gleiche Rechte und Pflichten. 
Die Ehegatten sind einander zur umfassenden Lebensge­
meinschaft, Treue, anständigen Begegnung und zum Bei­
stand verpflichtet. Bei der Gestaltung der ehelichen 
Lebensgemeinschaft haben sie aufeiIlander und auf die 
Familie Rücksicht zu nehmen; sie sollen einvernehmlich 
vorgehen. Durch diese Bestimmungen wird das Recht der 
Ehegatten auf eigenständige Entfaltung ihrer Persönlich­
keit begrenzt. 

- -

Wegen der Verletzung der rein persönlichen Rechte und 
Pflichten kann das Gericht, außer zur Geltendmachung 
eines Scheidungsgrundes, nicht selbständig angerufen wer­
den (eine solche Verletzung kann aber etwa in einem 
Unterhqltsrechtsstreit geltend gemacht werden). 
Die Ehegatten können vor' der Eheschließung ihren 
gemeinsamen Familiennamen wählen (entweder den Fami­
liennamen des Mannes oder den der Frau). Mangels einer 
solchen Wahl gilt die unwiderlegliche Vermutung, daß sie 
sich auf den Familiennamen des Mannes geeinigt haben. 
Die Ehegatten haben eine wechselseitige Unterhaltspflicht, 
soweit jeweils der andere Ehegatte nicht imstande ist, seine 
den Lebensverhältnissen der Ehegatten entsprechenden 
Bedürfnisse aus eigenem zu befriedigen. Führt ein Ehegatte 
den gemeinsamen Haushalt oder pflegt und erzieht er die 
gemeinsamen Kinder, so ist ihm in der Regel eine eigene 

. Berufstätigkeit nicht zumutbar (ausnahmsweise etwa dann, 
wenn der andere Ehegatte arbeitsunfähig ist); der den 
Haushalt führende und die Kinder erziehende Ehegatte hat 
grundsätzlich einen Unterhaltsanspruch gegen deri anderen 
Ehegatten. 
Jeder Ehegatte hat das Recht auf eigene Erwerbsausübung. 
Bei den Rechtsgeschäften des täglichen Lebens, die ein 
Ehegatte für den gemeinsamen Haushalt schließt und die, 
ein den gemeinsamen Lebensverhältnissen der Ehegatten 
entsprechendes Maß nicht übersteigen (außergewöhnliche 
Angelegenheiten fallen also nicht darunter), vertritt ein 
Ehegatte den anderen, soweit der eine Ehegatte nicht dem 
Dritten zu erkennen gegeben hat, daß er von seinem 
Ehegatten nicht vertreten sein wolle, 

'Ist ein Ehegatte über die Wohnung, die dem dringenden 
Wohnbedürfnis des anderen dient � gleich ob es sich um 
eine Miet-, Dienst-, Genossenschafts- oder Eigentumswoh­
nung handelt .:.., verfügungsberechtigt, so hat er alles zu 
unterlassen, was zu einer Aufgabe dieser Wohnung führen 
könnte. Diese Unterlassungspflicht kann rechtlich durchge­
setzt werden, wer sie verletzt, macht sich dem anderen 
gegenüber ersatzpflichtig. 

4.1.3 Güterrechtliche Wirkungen der Ehe 

4.1.3.1 Gemäß §§ 1237 ff. ABGB gilt der Grundsatz der 
Gütertrennung. Diesem gesetzlichen Güterstand ist 
wesentlich, daß in der Ehe zwei rechtlich vollkommen 
gesonderte Gütermassen, - nämlich das Vermögen des 
Ehemanns und das der Ehefrau, bestehen. Im einzelnen 

bedeutet das, daß' der Ehemann und die Ehefrau zwei 
vollkommen getrennte Vermögen besitzen und diese bei­
den Vermögen durch die jeweiligen Einkünfte der Ehegat­
ten, besonders auch aufgrund selbständiger oder unselb­
ständiger Erwerbstätigkeit, vermehrt werden. 

4.1.3.2 Diese rechtliche Selbständigkeit wird aber durch 
einige Bestimmungen zuungunsten der Ehefrau durchbro­
ehen: Nach § 1237 zweiter Satz ABGB wird im Zweifel 
vermutet, daß ein Erwerb der Ehegatten während der Ehe 
vom Ehemann herrührt. Während der Ehemann sein 
Vermögen selbst verwaltet, stellt § 1238 ABGB hinsicht­
lich des im freien Eigentum der Ehefrau stehenden Vermö­
gens den Rechtssatz auf, daß dem Ehemann das Recht der 
Verwaltung gebührt, und enthält die Vermutung, daß der 
Ehemann diese Verwaltung auch tatsächlich innehat; die 
Ehefrau kann der Verwaltungsbefugnis des Ehemanns 
formlos widersprechen. Schließlich benachteiligt auch 
§ 1239 ABGB die Ehefrau, weil danach der das Frauenver­
mögen verwaltende Ehemann nur für das Stammgut zu 
haften hat und über die während der Verwaltung gezoge­
nen Nutzungen nicht rechnungspflichtig ist. 

4.1.3.3 Die Ehegatten können den gesetzlichen Güter­
stand inhaltlich beliebig ändern, ihn aufheben oder bestim­
men, daß sie in einem anderen Güterstand, etwa dem der 
Gütergemeinschaft, leben wollen (§ 1217 ABGB). Solche 
Vereinbarungen (Ehepakte ) bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Form eines Notariatsaktes (§ 1, Abs. 1 Buchstabe a 
NZwG). 

4.1.3.4 Auch zur Neuregelung des gesetzlichen ehelichen 
Güterstandes und des damit zusammenhängenden gesetzli­
chen Erbrechts des Ehegatten liegt eine RV vor, und zwar 
die RV v. 18. 1. 1972 eines BG über die Neuordnuilg des 
gesetzlichen Erbrechts des Ehegatten und des gesetzlichen 
ehelichen Güterstandes, 143 BlgNR 13. GP. Diese RV 
sieht eine grundlegende Neufassung einiger erbrechtlicher 
Bestimmungen (§§ 757, 758, 762, 765, 769, 781, 785,789 
und 796 ABGB) und der §§ 1237 bis 1241 ABGB über 

_ den gesetzlichen ehelichen Güterstand vor. Der wesent­
liche Inhalt qer RV ist folgender: 
Die RV unterscheidet zwischen den Fällen der Endigung 
der Ehe durch Tod und durch Scheidung. 
Im Fall der Endigung der Ehe durch Tod wird darauf 
verzichtet; auf die Fragen der Entwicklung der Vermögen 
der Ehegatten während der Ehe und ihren gegenseitigen 
Beitrag näher einzugehen; es soll bloß die erbrechtliche 
Stellung des überlebenden Eh�gatten durch die Erhöhung 
des gesetzlichen Erbteils (neben Kindern von 1/4 auf 113; 
neben sonstigen Erben, besonders neben den Eltern des 
Erblassers, von der Hälfte a�f 213) und die Einführung eines 
Pflichtteilsrechts (der Pflichtteil kann durch Testament 
nicht entzogen werden) verbessert werden, 
Während aufrechter Ehe gilt der Grundsatz der Gütertren­
nung. Die die Frau benachteiligenden Bestimmungen sol­
len beseitigt werden. Im übrigen bleibt die Freizügigkeit 
der Persönlichkeit durch das Recht der Ehegatten gewahrt, 
ihre güterrechtlichen Beziehungen beliebig vertraglich zu 
regeln. 

-

Bei Scheidung der Ehe sollen die Zuwächse der Vermögen 
der Ehegatten während der Ehe grundsätzlich im Verhält-­
nis 1 : 1 aufgeteilt werden. Ein solcher Ausgleichsanspruch 
soll freilich nicht gegeberi - sein, wenn der den Ausgleich 
fordernde Ehegatte mcht gleichgewichtig oder nicht 
im gldchen Umfang wie der zahlungspflichtige Ehe-
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gatte zur Vermehrung des Vermögens beigetragen hat. 
Wohl werden die Führung des Haushalts und die Erzie­
hung der Kinder grundsätzlich einer beruflichen Tätig­
keit gleich gewertet; es kann aber doch Fälle geben, in 
denen die Gleichgewichtigkeit zu verneinen ist, etwa wenn 
ein Ehegatte kraft besonderer Kenntnisse, etwa als Erfin­
der, oder kraft besonderen Fleißes sein Vermögen erwor­
ben hat. Dann vermindert sich der Ausgleichsanspruch des 
anderen Ehegatten entsprechend. Die Erhaltung der wirt­
schaftlichen Grundlagen des Ausgleichspflichtigen wird 
dadurch gewahrt, daß das Gericht zur Erleichterung der 
Erfüllung des Ausgleichsanspruchs Stundung, Teilzahlun­
gen, die Leistung anderer Vermögensgegenstände als Geld, 
ja sogar eine Minderung des Anspruchs gewahren kann. 

4.1.4 Ehenichtigkeit, -aufhebung und -scheidung ein­
schließlich der Folgen 

4.1.4.1 Bei den Gründen für die Nichtigerklärung, 
Aufhebung oder Scheidung einer Ehe besteht bezüglich des 
Mannes und der Frau kein Unterschied. Anders ist es be­
züglich der Folgen der Scheidung -diese gelten auch für 
den Fall der Aufhebung einer Ehe (§ 42 Abs. 1 EheG) und, 
falls a"ch nur einer der Ehegatten die Nichtigkeit der Ehe 
bei der Eheschließung nicht gekannt hat, auch im Fall der 
Nichtigerklärung der Ehe in vermögensrechtlicher (auch 
unterhaltsrechtlicher) Beziehung, falls nicht der Ehegatte, 
der die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheschließung nicht 
gekannt hat, binnen sechs Monaten nach rechtskräftiger 
Nichtigerklärung dem anderen Ehegatten erklärt, daß er es 
bei den Folgen der Nichtigkeit bewenden lassen wolle 
(§ 31). 

4.1.4.2 Im einzelnen gilt für die Scheidungsfolgen fol­
gendes: 
Nach der Scheidung behält die Frau grundsätzlich den 
Familiennamen des Mannes (§ 62 EheG). Sie darf aber 
auch einen früheren Namen wiederannehmen (§ 63). Ist sie 
allein oder überwiegend an der Scheidung schuld, so kann 
ihr der Mann die Weiterführung seines Familiennamens 
untersagen (§ 64). Macht sie sich nach der Scheidung einer 
schweren Verfehlung gegen den Mann schuldig oder führt 
sie gegen seinen Willen einen ehrlosen oder unsittlichen 
Lebenswandel, so kann ihr das Gericht auf Antrag des 
Mannes die Weiterführung des Ehenamens untersagen 
(§ 65). 
Die Fassung des § 62 EheG nach der RV v. 3. 7. 1973 
eines BG über die Neuordnung der persönlichen Rechts­
wirkungen der Ehe, 851 BlgNR 13. GP, bestimmt, daß 
nach der Scheidung jeder Ehegatte den bisherigen gemein­
samen Familiennamen behält; der Ehegatte, dessen Fami­
lienname sich infolge der Eheschließung geändert hat, kann 
jedoch in öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunde 
erklären, seinen Geschlechtsnamen- oder den Familien­
namen wieder anzunehmen, den er vor Eingehung der 
geschiedenen Ehe geführt hat. Die §§ 63 bis 65 EheG 
sollen hingegen ersatzlos aufgehoben werden. 
Der allein oder überwiegend schuldige Mann hat der 
geschiedenen Frau den nach den LebensverhäItnissen der 
Ehegatten angemessenen Unterhalt zu gewähren, soweit 
die Einkünfte aus dem Vermögen der Frau und die 
Erträgnisse einer ihr zumutbaren Erwerbstätigkeit nicht 
ausreichen. Die allein oder überwiegend schuldige Frau hat 
den geschiedenen Ehemann angemessen zu erhalten, 
soweit er dazu selbst außerstande ist (§ 66 EheG). Bei der 
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Unterhaltsbemessung sind der eigene angemessene Unter­
halt des Unterhaltspflichtigen und seine sonstigen Unter­
haltspflichten zu berücksichtigen (§ 67). Bei gleichteiligem 
Verschulden bei der Ehegatten kann dem Ehegatten, der 
sich nicht selbst erhalten kann, ein Unterhaltsbeitrag durch 
den anderen vom Gericht zugebilligt werden (§ 68). Ist die 
Ehe aus anderen Gründen als aus Verschulden geschieden 
und enthält das Scheidungsurteil keinen Schuldausspruch, 
so hat der Ehegatte, der die Scheidung verlangt hat, dem 
anderen mit Rücksicht auf die Bedürfnisse, die Vermögens­
und die Erwerbsverhältnisse der geschiedenen Ehegatten 
und, falls der Unterhaltspflichtige seinen eigenen angemes­
senen Unterhalt gefährden würde, auch der sonstigen 
gesetzlichen Ansprüche unterhaltsberechtigter Rersonen 
den Unterhalt nach Billigkeit zu leisten (§ 69). 

4.1.4.3 Bezüglich der Neuordnung des Scheidungsrechts 
liegt noch keine RV vor. Wohl aber hat das BMJ bereits 
umfangreiche rechtsvergleichende Arbeiten für eine solche 
Reform in die Wege geleitet. Es ist daran gedacht, vorerst 
mit einer "kleinen Scheidungsreform" zu beginnen. Diese 
würde im wesentlichen zwei Hauptpunkte umfassen: 
Die Scheidung soll auch gegen den Widerstand des der 
Scheidung widerstrebenden Ehegatten erleichtert werden, 
wenn die Ehegatten seit längerer Zeit getrennt leben und 
sich auseinandergelebt haben. 
Gleich auf welchen Scheidungsgrund die Scheidung­
gestützt wird, wird eine besondere gesetzliche Vorsorge für 
die Fälle getroffen werden, in denen die unterhalts- und 
versorgungs(pensions)rechtliche Stellung des an der Schei­
dung unschuldigen Teils durch die Scheidung verschlechtert 
würde und eine solche Verschlechterung wegen der länge­
ren Dauer der Ehe, des höheren Lebensalters des Ehegat­
ten, seines Gesundheitszustandes und der von ihm geleiste­
ten Betreuung der Kinder als unbillige Härte empfunden 
würde. 
Eine darüber hinausgehende Reform, so besonders eine 
grundlegende Neuordnung der Scheidungsgründe, der 
Scheidungsfolgen ganz allgemein und des Scheidungsver­
fahrens, soll einer späteren "großen Scheidungsreform" 
vorbehalten werden. 

4.2 Kindschaftsrecht 

Im Zug der Erneuerung des österreichischen Familien­
rechts sind auf dem Gebiet des Kindschaftsrechts einige 
wichtige Reformen durchgeführt worden, so die Erneue­
rung des Adoptionsrechts (BG v. 17. Feber 1960, BGBI. 
Nr. 58, über die Neuordnung des Rechtes der Annahme an 
Kindesstatt), die Neuordnung der Rechtsstellung des un­
ehelichen Kindes (BG v. 30. Oktober 1970, BGBI. 
Nr. 342, über die Neuordnung der Rechtsstellungdes unehe­
lichen Kindes) und die Herabsetzung der Volljährigkeit (BG 
v. 14. Feber 1973, BGBI. Nr. 108, mit dem Bestimmungen 
über die Geschäftsfähigkeit und die Ehemündigkeit geän­
dert werden). Daher sind im Ad,optlonsrecht und im 
Unehelichenrecht die Rechte der Mutter bereits weitge­
hend in einer den Gedanken der Gleichberechtigung, der 
Partnerschaft und der Eigenständrgkeit von Mann und Frau 
entsprechenden Weise verankert. Auf dem Gebiet der 
Rechtsstellung des ehelichen Kindes liegt eine RV vor, die 
diese Gedanken weiter im Kindschaftsrecht durchsetzen 
soll. 
Zur Verbesserung der Hereinbringung des Unterhalts liegt 
eine RV über ein Unterhaltsvorschußgesetz vor (s. 4.2.5). 
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4.2.1. Die Rechtsverhältnisse des ehelichen Kindes 

Als ehelich gilt ein Kind, das von der Ehefrau während des 
Bestands der Ehe oder innerhalb von 302 Tagen nach 
Auflösung oder Nichtigerklärung der Ehe geboren worden 
ist. Von einem solchen Kind wird vermutet, daß es vom 
Ehemann der Mutter gezeugt worden ist (§ 138 ABGB). 
Diese Vermutung ist widerlegbar: die Ehelichkeit des 
Kindes kann durch Klage gegen das Kind bestritten wer­
den. Klageberechtigt ist in erster Linie der Ehemann der 
Mutter, und zwar binnen einem Jahr ab Kenntnis von den 
Umständen, die die Unehelichkeit vermuten lassen 
(§ 156). Übt der Ehemann sein Bestreitungsrecht nicht aus, 
ist er gestorben oder unbekannten Aufenthalts, so kann der 
Staatsanwalt die Ehelichkeit bestreiten, wenn dies im 
öffentlichen Interesse oder im Interesse des Kindes oder 
seiner Nachkommenschaft liegt (§ 158). 
Die Rechtsbeziehungen zwischen Eltern und ehelichen 
Kindern sind gekennzeichnet durch eine Vorrangstellung 
des Mannes. Sie kommt schon in den sogenannten Standes­
folgen zum Ausdruck. Eheliche Kinder erhalten den Fami­
liennamen des Vaters (§ 146) und teilen mit ihm Wohnsitz 
und Gerichtsstand (§§ 71 und 73 JN). Ist der Vater 
Österreicher, so werden die Kinder mit der Geburt öster­
reichische Staatsbürger (§§ 7, 8, 17 StbG 1965). 
Dem Vater stehen aber auch entscheidende Befugnisse im 
Eltern-Kindes-Verhältnis zu. Das ABGB faßt sie unter 
dem Begriff "väterliche Gewalt" zusammen (§ 147 
ABGB). Hierzu gehört vor allem die gesetzliche Vertre­
tung der minderjährigen Kinder; rechtsgeschäftliche Verfü­
gungen und Verpflichtungen eines minderjährigen eheli­
chen Kindes bediirfen, soweit es sich nicht um Angelegen­
heiten handelt, in denen ein Minderjähriger selbst rechts­
wirksam handeln kann (§§ 151 Abs. 2 und 3 und § 152), 
der Einwilligung des Vaters (§ 151 Abs. 1). Der Vater 
bestimmt den Beruf des Kindes; nach Vollendung des 
14. Lebensjahrs kann das Kind aber das Gericht anrufen, 
wenn es mit dem vom Vater gewählten Beruf nicht 
einverstanden ist (§ 148). Dem Vater kommt auch grund­
sätzlich die Verwaltung des Kindesvermögens zu (§ 149). 
Den besonderen Rechten des Vaters, der väterlichen 
Gewalt, stellt das ABGB die gemeinschaftlichen Rechte 
und Pflichten des Vaters und der Mutter gegenüber. 
Gemeinsames Recht, aber auch gemeinsame Pflicht der 
Eltern ist es vor allem, ihre Kinder zu erziehen. Den Begriff 
Erziehung versteht das ABGB in diesem Zusammenhang 
in einem sehr weiten Sinn: es rechnet hierzu die Verbind­
lichkeit der Eltern, für das Leben und die Gesundheit ihrer 
Kinder zu sorgen, "ihnen den anständigen Unterhalt zu 
verschaffen, ihre körperlichen und Geisteskräfte zu entwik­
keIn und durch Unterricht in der Religion und in nützlichen 
Kenntpissen den Grund zu ihrer künftigen Wohlfahrt zu 
legen'j (§ 139). 
Die P�licht, für den Unterhalt der ehelichen Kinder zu 
sorgen" obliegt vorzüglich dem Vater (§ 141). Ist der Vater 
mittellos oder stirbt'er, so geht diese Pflicht auf die Mutter 
über; list auch die Mutter zur Unterhaltsleistung außer­
stand�, so sind zunächst die väterlichen Großeltern und, 
wenn i auch diese hierzu nicht in der Lage sind, die 
mütterlichen Großeltern heranzuziehen (§ 143). 
Die Pflege des Körpers und der Gesundheit der Kinder ist 
haupt�ächlich Aufgabe der Mutter (§ 141). 

. 

Die �ltern haben zwar bei der Erziehung der Kinder 
einverständlich vorzugehen (§ 144), sind sie aber im einzel­
nen vdrschiedener Meinung, so entscheidet nach herrschen-

I . 
! 

der Lehre der Vater (§§ 91, 147; Koziol- Weiser, Grundriß 
des bürgerlichen Rechts3II, .185; Gschnitzer, Familienrecht 
80; a. M. Wentzel, Plessl in Klang2 1/2, 13: es entscheidet 
der Richter). 
Besonderes gilt für die Entscheidung über das Religionsbe­
kenntnis des Kindes. Nach dem (deutschen) Reichsgesetz 
vom 15. Juli 1921 über die religiöse Kindererziehung, das 
in Österreich 1939 eingeführt worden ist, bestimmen der 
Vater und die Mutter einvernehmlich das Religionsbe­
kenntnis. Kommt es zu keiner Einigung, so verbleibt das 
Kind in dem den Ehegatten zur Zeit der Eheschließung 
gemeinsamen oder von ihnen einvernehmlich bestimmten 
Bekenntnis. Jeder Elternteil kann aber das Gericht anru­
fen, und dieses entscheidet nach Anhörung des anderen 
Teils, erforderlichenfalls auch anderer Personen, sowie des 
Kindes, wenn es das 10. Lebensjahr vollendet hat. Hat das 
Kind das 12. Lebensjahr vollendet, so kann es nicht gegen 
seinen Willen in einem anderen Bekenntnis als bisher 
erzogen werden. Nach Vollendung des 14. Lebensjahrs 
wählt das Kind sein Bekenntnis frei. 
Nach der Scheidung der Ehe - leben die Eltern bei 
aufrechtem Eheband tatsächlich getrennt, so sind nach der 
Rechtsprechung die gleichen Grundsätze anzuwenden (vgl. 
etwa OGH 25. 3. 1971 EFSlg. 15.132) - gilt bezüglich der 
Erziehung und der Pflege der ehelichen Kinder zunächst 
die der pflegschaftsgerichtlichen Genehmigung bedürfende 
Einigung der Eltern. Mangels einer solchen hat das Gericht 
unter Berücksichtigung der besonderen Verhältnisse des 
Falles mit Bedacht auf die Interessen der Kinder, auf Beruf, 
Persönlichkeit und Eigenschaften der Ehegatten und auf 
die Ursachen der Scheidung darüber zu entscheiden. Der 
Elternteil, dem das Kind nicht zugesprochen wird, behält 
jedenfalls das Recht, mit ihm persönlich zu verkehren; das 
Gericht kann diesen Verkehr näher regeln. Diese Regelun­
gen haben auf die Unterhaltspflicht des Vaters grundsätz­
lich keinen Einfluß (§ 142 ABGB). Außerdem behält der 
Vater unabhängig davon, welchem Elternteil die Pflege und 
Erziehung der Kinder zugewiesen worden ist, die väterliche 
Gewalt. 
Diese Regelung wird heute von vielen Frauen, denen die 
mit der Erziehung des ihnen zugewiesenen Kindes verbun� 
dene Last und Verantwortung aufgebürdet sind, nicht nur 
als ungerecht empfunden, sondern sie erschwert auch die 
Erfüllung der diesen Frauen übertragenen Aufgaben, weil 
sie immer wieder mit ihren geschiedenen Ehemännern 
Verbindung aufnehmen müssen. 
Die aus den familienrechtlichen Beziehungen zwischen 
Eltern und ehelichen Kindern erfließenden rein persönli­
chen Rechte und Pflichten - dazu gehören das Recht auf 
Erziehung, gesetzliche Vertretung und Vermögensverwal­
tung, nicht jedoch die Unterhaltspflicht - erlöschen mit 
dem Eintritt der Volljährigkeit (Vollendung des 
19. Lebensjahrs) des Kindes (§ 172 ABGB), sofern dessen 
Minderjährigkeit nicht verlängert oder verkürzt worden ist 
(§§ 173, 174). 
Vor dem Eintritt der Volljährigkeit ruht die väterliche 
Gewalt, wenn der Vater aus bestimmten Gründen, etwa 
wegen Geisteskrankheit, Entmündigung oder nachrichten­
loser Abwesenheit, nicht in der Lage ist, seine Gewalt 
auszuüben, und zwar für die Dauer der Verhinderung 
(§ 176). Gänzliche Vernachlässigung der Erziehung und 
Pflege der Kinder hat den dauernden Verlust der väterli­
chen Gewalt zur Folge (§ 177). Bei geringeren Verstößen 
hat das Gericht andere Verfügungen zu treffen (§ 178). 
Diese Vorschriften werden sinngemäß auch auf die Mutter 
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angewandt, die die ihr obliegenden Erziehungspflichten 
vernachlässigt (OGH 6. 2. 1969,EFSlg. 11.281). 
In den Fällen, in denen die väterlichen Rechte ruhen oder 
verwirkt werden, gehen die entsprechenden B,efugnisse 
nicht auf die Mutter über, sondern das Gericht hat- ebenso 
wie beim Tod des Vaters - einen Vormund zu bestellen 
(§ 187 ABGB); es kann hierzu freilich besonders auch die 
Mutter ernennen. 

4.2.2 Die RV v. 18. 1. 1972 eines BG über die Neuord­
nung der RechtssteUung des ehelichen Kindes, 144 BlgNR 
13. GP, sieht eine umfassende Neugestaltung der Rechts­
beziehungen zwischen Eltern und den ehelichen Kin­
dern vor. Zu ihren Zielsetzungen gehört auch eine bedeu­
tende Verbesserung der Rechtsstellung der Frau in der 
Familie. Die wesentlichen die Frau berührenden Neuerun­
gen dieses Gesetzesvorhabens lassen sich wie folgt zusam­
menfassen: 
Die künftige Regelung geht vom Grundsatz der Gleichbe­
rechtigung und Gleichverpflichtung des Vaters und der 
Mutter aus. Die bevorzugte Stellung des Vaters als Inhaber 
der "väterlichen Gewalt" soll fallen. Die Ausübung der 
Pflege und Erziehung, de'r Vermögensverwaltung und der 
gesetzlichen Vertretung soll beiden Elternteilen gemeinsam 
zustehen, bei der Ausübung dieser Rechte sollen sie 
einvernehmlich vorgehen. ) 
Bei Ausfall eines Elternteils, etwa durch Tod, Entmündi­
gung oder wegen unbekannten Aufenthalts, vereinigen sich 
alle Rechte und Pflichten im andern Elternteil. Das bedeu­
tet, daß der Elternteil, dem Pflege und Erziehung des 
Kindes zukommen, auch dessen gesetzlicher Vertreter ist. 
Die Mutter muß also bei Ausfall des Vaters nicht mehr, wie 
nach der geltenden Rechtslage, gerichtlich zum Vormund 
bestellt werden. 
Die Gleichstellung' von Vater und Mutter wirkt sich auch 
auf dem Gebiet des Unterhaltsrechts aus: künftighin sollen 
Vater und Mutter dem ehelichen Kind den Unterhalt und 
die Versorgung zur ungeteilten Hand schulden; soweit 
allerdings ein Elternteil das Kind in seinem Haushalt durch 
Pflege und Erziehung betreut, sind diese Leistungen auf 
seine Schuld entsprechend anzurechnen. 
Dem Gleichheitsgrundsatz entspricht auch die vorgeschla­
gene Regelung des Familiennamens .des ehelichen' Kindes. 
Der Entwurf bestimmt, daß das eheliche Kind den gemein­
samen Namen der Eltern zu führen hat. Stimmen die 
Familiennamen des Vaters und der Mutter nicht überein, so 
erhält das Kind den gemeinsamen Namensbestandteil sei­
ner Eltern, ist auch ein solcher nicht vorhanden, den letzten , 
gemeinsamen Namensbestandteil; hat .ein solcher nie. 
bestanden, so soll der Vatername zum Zug kommen. 
Neu ist auch die vorgeschlagene Regelung des Wohnsitzes 
des ehelichen Kindes. Das eheliche Kind soll seinen Wohn­
sitz am gemeinsamen Wohnsitz der Eltern haben. Haben 
Vater und Mutter keinen gemeinsamen Wohnsitz, so teilt 
das Kind den Wohnsitz mit dem Elternteil, dem Pflege und 
Erziehung zustehen. Stehen Pflege und Erziehung weder 
dem Vater noch der Mutter zu, so teilt das Kind den 
Wohnsitz seines gesetzlichen Vertreters. Eine entspre­
chende Regelung ist auch für den Wohnsitz des uneheli­
chen Kindes vorgesehen. 
Ein Hauptziel des Gesetzesentwurfs ist die Verbesserung 
der schwierigen Lage der Familien, die durch die tatsächli­
che Aufhebung der ehelichen Gemeinschaft, Scheidung, 
Aufhebung oder Nichtigerklärung der Ehe unvollständig 
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geworden sind, d. h. nur noch aus einem Elternteil und 
Kindern bestehen. Im Gegensatz zur geltenden Rechtslage 
sollen in solchen Fällen künftig die Pflege und Erziehung, 
die Vermögensverwaltung und die gesetzliche Vertretung 
des Kindes nur einem Elternteil zustehen. Die Eltern haben 
eine diesbezügliche Vereinbarung zu treffen. Tun sie dies 
nicht oder, entspricht diese Vereinbarung nicht dem Kin­
deswohl, so entscheidet das Gericht. Der Elternteil, dem 
künftighin die genannten Befugnisse nicht zustehen, behält 
das Recht, mit dem Kind persönlich zu verkehren und sich 
zu bestimmten wichtigen Angelegenheiten, die das Kind 
betreffen, zu äußern. 
Eine besondere Hilfestellung gewährt der Entwurf den 
unvollständigen Familien auch zur Sicherung des Unter­
haltsanspruchs minderjähriger Kinder. Er sieht ein eigenes 
Unterhaltsfürsorgeverfahren vor, nach dem es dem Pfleg­
schafts- oder Vormundschaftsgericht obliegt, die von ihm 
gefaßten Unterhaltsbeschlüsse oder genehmigten Unter­
haltsvergleiche, wenn es erforderlich ist, in geeigneter 
Weise auf ihre Befolgung hin zu überprüfen. Ergibt diese 
ÜberwaclJung, daß der Unterhaltsverpflichtete den 
Anspruch des Kindes nicht ganz, nicht rechtzeitig oder 
überhaupt nicht befriedigt hat, so ist das Gericht verpflich­
tet, dem gesetzlichen Vertreter des Kindes, das ist häufig 
der Elternteil, dem nach einer Scheidung die elterlichen 
Befugnisse zugeteilt worden sind, bei der Exekution behilf­
lich zu sein. 
Über die RV eines Unterhaltsvorschußgesetzes s. 4.2.5. 

4.2.3 Die Rechtsverhältnisse des unehelichen Kindes 

Am 1. 7. 1971 ist das BG v. 30. Oktober 1970, BGBL 
Nr. 342, über die Neuordnung der Rechtsstellung des 
unehelichen Kindes in Kraft getreten. Es hat die Rechts­
stellung des unehelichen Kindes und seiner Eltern bedeu­
tend verb,essert und darüber hinaus ganz wesentlich zum 
Abbau gesellschaftlicher Vorurteile, nicht zuletzt auch 
gegenüber der Mutter eines unehelichen Kindes, und zur 
Bildung einer einheitlichen gesellschaftlichen Auffassung 
über die Rechte und Pflichten aller Kinder beigetragen. 
Wird ein Kind außer der Ehe geboren, so ist es unehelich; 
wird es nach Ablauf des 302. Tages nach Auflösung der 
Nichtigerklärung der Ehe seiner Mutter geboren, so gilt es 
als unehelich (§ 155 ABGB). Als Vater des Kindes wird 
vermutet, wer der Mutter in der Zeit zwischen dem 302. 
und dem 180. Tag vor der Geburt beigewohnt hat. Diese 
Vermutung kann vom betroffenen Mann durch den Beweis 
der Unwahrscheinlichkeit der Vaterschaft entkräftet wer­
den, außerdem durch den Beweis, daß seine Vaterschaft 
unwahrscheinlicher als die eines anderen Mannes ist, für 
den die Vermutung gleichfalls gilt (§ 163). 
Die Vaterschaft zu einem unehelichen Kind wird durch 
Urteil oder durch Anerkenntnis festgestellt (§ 163 b). Kla­
geberechtigt sind das uneheliche Kind, der Mann, dessen 
Anerkenntnis für unwirksam erklärt worden ist, und -
unter bestimmten Voraussetzungen - der Staatsanwalt 
(§ 164 c). Das Anerkenntnis hat nur dann feststellende 
Wirkung, wenn es vor dem Gericht, der Bezirksverwal­
tungsbehörde als Amtsvormund, einer österreichischen 
Vertretungsbehörde im Ausland oder vor einem öffentli­
chen Notar abgegeben wird. Die feststellende Wirkung tritt 
überdies nur ein, wenn der Anerkennende von der Mutter 
und dem Kind als Vater bezeichnet wird. Die Mutter oder 
das Kind können binnen dreier Monate nach Kenntnis­
nahme vo� Anerkenntnis dagegen Widerspruch erheben; 
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aufgrund dieses Widerspruchs hat das Gericht die Rechts­
lfnwirksamkeit des Anerkenntnisses festzustellen (§ 164). 
Das Gesetz verpflichtet den Vormund, für die Feststellung 
der Vaterschaft zu einem unehelichen Kind zu sorgen. 
Diese Pflicht entfällt, wenn der Feststellung der Vaterschaft 
das Wohl des Kirides entgegensteht oder die Mutter sich 
trotz Belehrung über die Folgen weigert, den Namen des 
Vaters bekanntzugeben (§ 163 a); dadurch ist gesetzlich 
das Recht. der Mutter gewährleistet, den Namen des Vaters 
ihres Kindes zu verschweigen. - . 
Das uneheliche Kind führt den Geschlechtsnamen der 
Mutter (§ 165 ABGB), es erhält deren Staatsbürgerschaft 
(§§ 7, 8, 17 StbG 1965) . und untersteht dem allgemeinen 
Gerichtsstatld der Mutter. (§ 72 JN). 
Der Ehemann der Mutter oder der Vater, dessen Vater­
schaft festgestellt ist, kann dem Kind, solange es minderjäh­
rig ist, durch Erklärung vor dem Standesbeamten seinen 
Familiennamen geben. Die Namensgebung bedarf der 
Zustimmung der Muttet:, des gesetzlichen Vertreters des 
Kindes und des Kindes selbst, wenn es schon 14 Jahre alt 
ist. Im Fall der Namensgebung durch den Ehemann der 
Mutter ist außerdem die Zustimmung des Vaters, dessen 
Vaterschaft festgestellt ist, im Fall der Namensgebung 
durch den Vater die Zustimmung seiner Ehefrau und die 
des Ehemanns der Mutter erforderlich, außer die häusliche 
Gemeinschaft der Ehegatten ist seit mindestens drei Jahren 
aufgehoben. In gewissen Fällen kann das Gericht entschei­
den, daß das Zustimmungsrecht der genannten Personen zu 
entfallen hat; überdies kann es eine ohne gerechtfertigten 
Grund verweigerte Zustimmung ersetzen (§§ 165 a bis 
165 c ABGB). 
Mit der Geburt eines unehelichen Kindes österreichiseher 
Staatsbürgerschaft im Inland wird die Bezirksverwaltungs­
behörde (Jugendamt), in deren Sprengel der Geburtsort 
liegt, Amtsvormund des Kindes (§ 17 Abs. 1 JWG). Der 
Amtsvormund hat gegenüber sonstigen Vormündern eine 
bevorzugte Stellung (§ 18JWG). Die Mutter hat nunmehr 
einen Rechtsanspruch, zum Vormund des Kindes bestellt 
zu werden, wenn sie geeignet ist und ihr die Sorge für die 
Pflege und die Erziehung des Kindes zusteht (§ 198 Abs. 2 
ABGB). Das Jugendamt kann aber in einem solchen Fall 
für die Feststellung der Vaterschaft und die Durchsetzung 
der Unterhaltsansprüche des Kindes zu dessen besonderem 
Sachwalter bestellt werden (§ 198 Abs. 3). Auf diese Weise 
besteht die Möglichkeit, die Muttet; von der Besorgung 
dieser oft mit großen Schwierigkeiten verbundenen Ange­
legenheiten zu entlasten, auch wenn sie Vormund ihres 
Kindes ist. Auch der Vater kann auf seinen Antrag unter 
den gleichen Voraussetzungen wie die Mutter Vormund 
werden; wenn er sich außerdem - hier ein verschärftes 
Erfordernis - in der Pflege und Erziehung des Kindes 
bewährt hat (§ 198 Abs. 2 zweiter Satz). 
Das neue Unehelichenrecht hat das uneheliche Kind hin�, 
sichtlich des Unterhalts und der Versorgung dem ehelichen 
Kind ausdrücklich gleichgestellt. Für die Bemessung des 
Unterhalts sind die Lebensverhältnisse des Vaters und der 
Mutter sowie die Bedürfnisse des Kindes, darunter auch 
seine Begabungen und Fähigkeiten, angemessen zu berück­
sichtigen. Die Unterhaltspflicht trifft zunächst den Vater, 
sodann die Mutter, weiter die väterlichen und schließlich 
die mütterlichen Großeltern, und zwar den Großvater 
jeweils vor der Großmutter. Ist der zunächst zum Unterhalt 
Verpflichtete nicht imstande, das volle Ausmaß des Unter­
haltsbetrags zu leisten, so hat · er jedenfalls den Anspruch 
so weit Z1,l befriedigen, daß er das Kind an seim:n eigenen 

Lebensverhältnissen _ angemessen teilhaben läßt. Den Rest 
haben sodann die jeweils Nächstverpflichteten, in der 
Regel also die Mutter und dann der väterliche Großvater, 
zu leisten (§ 166 a ABGB). 
Der Vater eines unehelichen Kindes ist auch verpflichtet, 
der Mutter die Kosten der Entbindung, die ihres Unterhalts 
für die ersten sechs Wochen nachher und infolge der 
Entbindung · notwendig- werdende Auslagen zu ersetzen 
(§ 167). Zur Sicherung dieser Ansprüche kann die Mutter 
noch vor der Geburt bei Gericht beantragen, daß derjenige, 
dessen Vaterschaft glaubhaft gemacht wird, den der Mutter 
zustehenden Betrag und den Unterhalt des Kindes für die 
ersten drei Monate gerichtlich erlegt (§ 168). 
Die Pflege und Erziehung de� unehelichen Kindes stehen in 
erster Linie der Mutter zu. Dem Vater, nach ihm den 
mütterlichen, schließlich den väterlichen. Großeltern kom­
men die Pflege und Erziehung dann zu, wenn die Mutter 
dazu nicht imstande ist oder ihr das Recht vom Gericht 
entzogen worden ist. Übt die Pflege und Erziehung des 
Kindes die Mutter aus, so steht dem Vater das Recht zu, 
sich zu einzelnen wichtigen Maßnahmen der Erziehung, wie 
etwa bei der Wahl der Schule oder bei der Berufsausbil­
dung, der Mutter gegenüber zu äußern. Die Mutter hat eine 
von ihrem Willen abweichende Meinung zu berücksichti­
gen, wenn. der Wunsch des Vaters dem Wohl des Kindes _ 
besser entspricht. Stehen die Pflege und Erziehung des 
Kindes dem Vater oder den Großeltern zu, so haben das 
beschriebene Äußerungsrecht die Mutter bZw. Mutter und 
Vater (§ 170 ABGB). -
Kommt der Mutter nicht die Sorge für die Pflege und 
Erziehung des Kindes zu, so hat sie doch das Recht, mit 
dem Kind persönlich zu verkehren, soweit dadurch nicht 
sein Wohl gefährdet wird. Das gilt sinngemäß für den 
Vater, dessen Vaterschaft festgestellt wird. Auch die Groß� 
eltern haben ein Besuchsrecht, soweit nicht Gründe des 
Wohls des Kindes dagegenstehen. Das Gericht kann zur 
Feststellung angerufen werden, ob das Verkehrsrecht 
besteht und wie es im einzelnen ausgeübt werden soll 
(§ .170 a). 
Das sogenannte "YoUjäbrigkeitsgesetz" (aus 1973) hat die 
bestehenden Unterschiede zwischen den Rechtsverhältnis­
sen ehelicher und unehelicher Kinder b�züglich der durch 
das genannte BG geregelten Rechtsfragen dadurch beseitigt, 
daß es bezüglich der unehelichen Kinder auf die für die 
ehelichen Kinder geltenden Bestimmungen verweist; das 
gilt für die Handlungsfähigkeit Minderjähriger und für das 
Erlöschen familienrechtlicher Rechtsbeziehungen durch 
den Eintritt der Volljährigkeit. 
Die RV v. 18. 1. 1972 eines BG über die Neuordnung der 
RechtssteUung des ehelichen Kindes, 144 BlgNR 13. GP, 
gleicht .  die Rechtsstellung des unehelichen Kindes den 
Rechtsverhältnissen eines ehelichen Kindes weiter an. 
Demb.ach wird bei der Regelung der Rechtsverhältnisse des 
unehelIchen Kindes weitgehend auf die Regelung _ der 
Rechtsveihältnisse des ehelichen Kindes verwiesen. Das 
gilt für die Unterhaltspflicht, das Recht der Eltern auf 
persönlichen Verkehr mit dem Kind, die Entziehung der 
elterlichen Rechte und Pflichten und die Mindestrechte der 
Elt�rn (Äuße�ng zu bestimmten wichtigen Angelegenhei­
ten d�s Kindes). 
Durch diese Gleichstellung des unehelichen Kindes mit 
dem ehelichen Kind wird mittelbar auch die Rechtsstellung 
der Mutter eines unehelichen Kindes verbessert. 
Die RV eines Unterhaltsvorschußgesetzes (s: 4.2.5) unter-
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scheidet nicht zwischen ehelichen und unehelichen 
Kindern. 

4.2.4 Die Annahme an Kindesstatt 

Die Annahme an Kindesstatt ist durch das BG v. 17. Feber 
1960, BGBl. Nr. 58, über die Neuordnung des Rechtes der 
Annahme an Kindesstatt nach modernen Grundsätzen neu 
geordnet worden. Im besonderen sind die Beseitigung des 
Verbotes, bei Vorhandensein eigener ehelicher Kinder zu 
adoptieren, die Herabsetzung des Mindestalters de� 
Annehmenden von 40 auf 30 (bei Männern) und 28 (bel 
Frauen) Jahre, die Verankerung des sogenannten Schutz­
prinzips - die Annahme muß dem Wohl des minderjähri­
gen Wahlkindes dienen -, die weitgehende Verwirklichung 
des Grundsatzes der vollen Adoption und die Vorkehrun­
gen gegen einen Mißbrauch der Adoption hervorzuheben. 
Das neue Adoptionsrecht hat aber auch die Rechte der 
Frau und Mutter bedeutsam verbessert; während früher 
nur der Vater eines ehelichen Kindes einer Annahme 
zustimmen mußte, sind heute die Zustimmungsrechte des 
Vaters und der Mutter eines minderjährigen und die 
Anhörungsrechte des Vaters und der Mutter eines volljäh­
rigen Kindes gleich geordnet. Allerdings ist die Mutter 
eines unehelichen Kindes insoweit gegenüber dem Vater 
bevorzugt, als diesem auch bei Minderjährigkeit des Kindes 
kein Zustimmungsrecht, sondern nur ein Anhörungsrecht 
zukommt (§§ 181, 181 a ABGB). 
Was die Wirkungen der Annahme betrifft, so gilt der 
Gleichstellungsgrundsatz (§ 182 Abs. 1). Demnach entste­
hen durch die Annahme zwischen dem Annehmenden und 
dessen Nachkommen einerseits und dem Wahlkind und 
dessen Nachkommen anderseits die gleichen Reclite, wie 
sie durch die eheliche Abstammung begründet werden. Das 
bedeutet also, daß sich die Rechtsstellung des Wahlvaters 
und der Wahlmutter gegenüber ihrem Wahlkind nach den 
Bestimmungen über die Rechtsverhältnisse zwischen 
Eltern und ehelichen Kindern richtet; insoweit dort noch 
Unterschiede in den Rechten des Vaters und der Mutter 
bestehen, ist auch die Rechtsstellung des Wahlvaters und 
der Wahlmutter verschieden. Die vorgesehene Neuord­
nung der Rechtsstellung des ehelichen Kindes durch die 
RV v. 18. 1. 1972 eines BG über die Neuordnung der 
Rechtsstellung des ehelichen Kindes, 144 BlgNR 13. GP, 
wird daher auch mittelbar die Rechtsstellung der Wahlmut­
ter verbessern, ohne daß es diesbezüglich einer besonderen 
Neuerung bedürfte. 

4.2.5 Unterhaltsbevorschussung 

Die RV v. 28. 1. 1975 eines BG über die Gewährung von 
Vorschüssen auf den Unterhalt von Kindern (Unterhalts­
vorschußgesetz) , 1954 BlgNR 13. GP, hat folgende wesent­
liche Bestimmungen: 
Minderjährige Kinder, die österreichische Staatsbürger 
oder Staatenlose sind und ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland habe�, kommen in den Genuß der Hilfe. Für den 
Unterhaltsanspruch muß in der Regel ein im Inland voll­
streckbarer Exekutionstitel vorliegen. Zur Durchsetzung 
des Unterhaltsanspruchs muß bereits Exekution geführt 
worden sein, ohne daß diese zur vollständigen Befriedigung 
des Unterhaltsanspruchs geführt hat; eine solche Exeku­
tionsführung ist nicht erforderlich, wenn sie von vornherein 
aussichtslos erscheint. Darüber hinaus werden Unterhalts­
vorschüsse auch gewährt, wenn ein vollstreckbarer Unter­
haltstitel noch nicht votliegt, das Verfahren zur Bemessung 
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des Unterhalts aber bereits eingeleitet ist; Voraussetzung 
ist, daß die Unterhaltspflicht dem Grund nach entweder 
feststeht oder glaubhaft gemacht wird. 
Die Höbe des gewährten Vorschusses ist in zweifacher 
Weise begrenzt: relativ durch Beziehung auf die Höhe des 
im Titel festgesetzten Unterhaltsbeitrags, absolut durch den 
Hinweis auf den höchsten Richtsatz für Pensionsberech­
tigte auf Waisenpension (dieser beträgt derzeit 2.285 S, �b 
1. 7. 1975 2.354 S). Für den Sonderfall, daß noch kem 
Unterhaltstitel vorliegt, wird die Höhe des Vorschusses mit 
einem Viertel des genannten, absoluten Höchstbetrags 
bestimmt. 
Mit der Gewährung der Vorschüsse geht selbsttätig die 
Unterhaltsforderung bis zur Höhe der gewährten Vor­
schüsse auf den Bund über, der Bund tritt in alle gegen den 
Unterhaltsschuldner wegen seiner Unterhaltsschuld 
geführten Exekutionsverfahren anstelle des Unterhaltsbe­
rechtigten ein. 
Das Verfahren ist vor dem Vormundschafts- oder Pfleg­
schaftsgericht konzentriert. Der Beschluß des Gerichtes 
führt unmittelbar, also ohne 'daß weitere Entscheidungen 
oder Feststellungen irgendeines Organs notwendig wären, 
zur' Auszahlung des bewilligten Vorschusses, die Beteilig­
ten werden auf die - von Gesetzes wegen eintretenden -
Folgen des übergangs der Unterhaltsforderung und des 
Eintrittes des Bundes in die Exekutionen hingewiesen. 
Das Verfahren ist formlos und ohne weitwendige Ermitt­
lungen. 
Die Auszahlung der Vorschüsse obliegt den Buchhaltungen 
der Oberlandesgerichte. Das bedeutet nicht, daß sich die 
Mutter an den Sitz des zuständigen Oberlandesgerichts in 
Wien Graz Linz oder Innsbruck begeben muß, um den 
Vors�huß z� erhalten. Ganz abgesehen davon, daß für die 
Auszahlung die Mittel des modernen Zahlungsverkehrs 
(Postanweisung, überweisung auf ein Konto des Empfän­
gers bei einer Kreditunternehmung) zur Verfügung stehen, 
ist der unmittelbare Empfänger des Vorschusses im allge­
meinen das Jugendamt, weil es ja als gesetzlicher Vertreter 
des Kindes einschreitet. Das Jugendamt kann der Mutter 
oder einer sonstigen Pflegeperson auf zweckmäßige Weise 
den Vorschuß zukommen lassen. 
Die Eintreibung der auf den Bund übergegangenen Forde­
rungen obliegt den Einbringungsstellen bei den Oberlan­
desgerichten. Die Eintreibung der vorgeschossenen Unter­
haltsbeträge vom Unterhaltsschuldner soll nach der RV 
dort ihre Grenze haben, wo die Gefahr besteht, daß der 
Unterhaltsschuldner wirtschaftlich zugrunde gerichtet 
würde und dadurch seine Unterhaltsleistungen in Hinkunft 
überhaupt ausfielen. Zum Vorteil des Kindes sieht deshalb 
die RV vor daß dem Unterhaltspflichtigen Zahlungser­
leichterunge� gewährt werden können, wenn die Herein­
bringung des Unterhaltsrückstands die wirtschaftliche 
Fähigkeit des Unterhaltsschuldners gefährdet, seine gegen­
wärtigen oder zukünftigen Unterhaltspflichten erfüllen zu 
können. 

4.3 Vormundschaftswesen 

Der patriarchalischen Grundauffassung des.�a�ilienr�chts 
des ABGB folgend, sind die Frauen ursprunglIch W�?tg�­
hend von der übernahme eines vormundschaftsbehordh­
chen Amtes ausgeschlossen gewesen. So ist die Mutter 
eines ehelichen Kindes gemäß § 198 ABGB idF 1811 erst 
nach dem väterlichen Großvater auf Grund des Gesetzes 
zur Vormundschaft über ihr Kind berufen gewesen und 
nach ihr die väterliche Großmutter, wenn die väterliche 
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Gewalt erloschen ist oder geruht hat. Müttern und Groß­
müttern, die eine Vormundschaft übernommen haben, 
mußte nach der zwingenden Vorschrift des § 211  ABGB 
idF 1811  ein männlicher Mitvormund beigegeben werden. 
Erst die 1 .  TN (aus 1914) hat im § 198 die Reihenfolge 
geändert; so daß zunächst die eheliche Mutter und da�n 
erst der väterliche Großvater berufen waren; auch dIe 
Pflicht zur. Unterstützung einer Vormünderin durch einen 
Mitvormund (§ 211)  wurde damals gemildert: die Beigabe 
eines Mitvormunds war nur noch unter bestimmten Vor-
aussetzungen notwendig. . 
Das BG v. 8. März 1967, BGBI. Nr. 122, mit dem vor­
mundschaftsrechtliche Bestimmungen des allgemeinen bür­
gerlichen Gesetzbuchs geändert werde.n, hat die Ungleich­
heit zwischen Mann und Frau bezüglich des vorgesehenen 
Zustimmungsrechts des Ehemanns zur Übernahme einer 
Vormundschaft (§ 193) und bezüglich der Mitvormund­
schaft beseitigt; außerdem ist damals der § 198 erneut 
geändert worden, indem dieses BG die Berufung des 
väterlichen Großvaters und der väterlichen Großmutter zur 
Vormundschaft beseitigt hat und einfach den nächsten 
geeigneten Verwandten nach der Mutter beruft. Hingegen 
besteht auch heute noch insofern eine Benachteiligung der 
Frau, als sie weder bezüglich eines ehelichen noch eines 
unehelichen Kindes unmittelbar kraft Gesetzes die vollen 
elterlichen Rechte innehat. 
Nach § 187 ABGB gewähren die Gesetze Minderjährigen, 
denen die Sorge eines Vaters nicht zustatten kommt, einen 
besonderen Schutz durch einen Vormund oder einen Kura­
tor. Demnach ist für ein Kind ein Vormund oder ein 
Kurator zu bestellen, wenn sein Vater gestorben ist oder 
die väterliche Gewalt ruht. In . gleicher Weise müssen 
uneheliche Kinder durch einen Vormund vertreten sein, 
weil sie ja keinen Vater haben, der die väterliche Gewalt 
über sie ausübt. 
Die RV v. 18. 1 .  1972 eines BG über die Neuordnung der 
Rechtsstellung des ehelichen Kindes, 144 BlgNR 13 .  GP, 
beseitigt auch in diesem Punkt die Bevorzugung des 
Mannes: § 187 soll dahin geändert werden, daß einem 
Minderjährigen ein Vormund zu bestellen ist, wenn nicht 
wenigstens einem ehelichen Elternteil die beschränkte 
gesetzliChe Vertretung zusteht. Nach dies.er R,! ist vor�ese­
hen Vater und Mutter in gleicher Welse dIe elterlIchen 
Re�hte zukommen zu lassen. Demnach würden sich die 
elterlichen Rechte kraft Gesetzes auf die Mutter konzen­
trieren, wenn der Vater sterben sollte, ohne daß die Mutter 
oder ein anderer zum Vormund zu bestellen wäre. 
Auch bezüglich der Berufung zum Vormund eines eheli­
chen Kindes hat der Vater ein bestimmendes Wort. Er hat 
das Recht, letztwillig einen Vormund zu bestimmen oder 
jemanden als Vormund auszuschließen (§§ 194, 196 
ABGB). Nur mangels einer anderen Anordnung des Vaters 
ist die Mutter gesetzlich in erster Linie zur Vormundschaft 
über ihr eheliches Kind berufen (§ 198). 
Die RV v. 18. 1 .  1972 eines BG über die Neuordnung der 
Rechtsstellung des ehelichen Kindes, 144 BlgNR.t3 . . GP, 
regelt die Rechte des Vaters und der Mutter auch m dIeser 
Beziehung völlig gleich. 
Bezüglich eines unehelichen Kindes gilt der Gru�dsatz, daß 
mit der Geburt die Amtsvormundschaft der Bezuksverwal­
tungsbehörde (des Jugendamts) unmittelbar kraft Gesetzes 
begründet wird (§ 17 JWG). Allerdings hat die Mutter. 
nach dem neuen Unehelichenrecht einen Anspruch, selbst 
zur Vormünderin ihres Kindes bestellt zu werden (s. 
4:2.3). 

4 Recht und Kriminalität 

4.4 Internationales Privatrecht 

Die - derzeit noch dürftigen - Regeln über die Anwend­
barkeit des österreichischen oder eines fremden Rechts, 
wenn familienrechtliche Tatbestände mit internationalen 
Tatbestandsmerkmalen (etwa verschiedene Staatsangehö­
rigkeiten der Beteiligten oder verschiede�e Wohnsitze der 
Beteiligten in verschiedenen Staaten) vorlIegen, gehen von 
einer bevorzugten Anknüpfung an die Rechtsordnung des 
Mannes aus. So wird bei der Scheidung der Ehe (§ 8 Abs. 1 
der 4. DVOEheG), bei der ehelichen Abstammung (§ 9 
Abs. l der 4. DVOEheG), beim Rechtsverhältnis zwischen 
Eltern und ehelichen Kindern (§ 10 der 4. DVOEheG), 
bei der Legitimation und der Adoption (§ 13 Abs. 1 ��r 4. 
DVOEheG) an das Heimatrecht des Mannes angeknupft. 
Im österreichischen internationalen Verfahrensrecht stellt 
§ 76 Abs. 3 JN bezüglich der inländischen Ge�ichtsbarkeit 
betreffend Ehesachen von Ausländern auf dIe Anerken­
nung der vom österreichischen Gericht zu fällenden Ent­
scheidung nach dem Heimatrecht des Mann�s ab. . Derzeit ist man dabei, ein BG über das mternatlOnale 
Privat- und Verfahrensrecht zu entwerfen. Bei diesen 
Arbeiten wird auch das Ziel verfolgt, den Gedanken der 
Gleichberechtigung der Geschlechter auch auf diesem 
Rechtsgebiet zu verwirklichen. 

5 ZMLRECHT 
(mit Ausnahme des Familienrechts) 
Im allgemeinen behandelt das österreichische Zivilrecht 
Mann und Frau rechtlich gleich. Auf die bestehenden 
Unterschiede wird in den folgenden Abschnitten hinge­
wiesen. 

5.1 . Personenrecht 

In personenrechtlicher Hinsicht si�d M��n . un� Fr�u 
grundsätzlich gleichgestellt. So tritt dIe V?llJahngkeIt beIm 
Mann und bei der Frau grundsätzlich mIt der Vollendung 
des 19. Lebensjahrs (§ 21 Abs. 2 ABGB) ein, sofern die 
Minderjährigkeit nicht aus besonderen Gründen verlängert 
oder verkürzt wird (§§ 173,  174, 25 1). 
Heiratet ein minderjähriges Kind, so wird es mit der 
Eheschließung, frühestens aber mit der Vollendung d�s 
18 .  Lebensjahrs, volljährig und bleibt dies auch, wenn dIe 
Ehe in der Folge. aufgelöst oder für nichtig erklärt wird 
(§§ 175 Abs. 1 , 251 ABGB). Das gilt sowohl für den Mann 
als auch für die Frau. 
In einem Sonderfall tritt jedoch eine unterschiedliche 
personenrechtliche Steilung des Man�es und. der ��a� ein, 
und zwar im Fall der Eheschließung emes Mmdef]ahngen: 
wenn ein minderjähriges Kind vor Vollendung des 18.  Le­
bensjahrs heiratet (nach ' den Bestimmun�en über ?ie 
Ehemündigkeit kann dies nur eine Fra� seI�), ste�t eme 
solche (noch minderjährige) Frau bis dahm (ffilt EI'!:�Ic�ung 
des 18. Lebensjahrs wird sie ja . ü�erh�up� vollJahn�, �. 
oben), solange die Ehe dauert, hmslchtlIch Ih�er personlI­
chen Verhältnisse einem Volljährigen , gleIch (§§ 175 
Abs. 2, 25 1). 

5.2 Erbrecht 

Auf folgende Regelungen" die für die Rechtsstellung der 
Frau bedeutungsvoll sind, ist hinzuweisen: ' 
Die §§ 669 bis 671 ABGB enthalten einige Auslegungsre­
geln für das Vermächtnis eines Heiratsguts. 
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In der gesetzlichen Erbrechtsordnung bezüglich des unehe­
lichen Kindes werden die erbrechtlichen Beziehungen der 
Mutter und ihrer Familie gegenüber ihrem unehelichen 
Kind stärker betont als die des Vaters und seiner Familie zu 
seinem unehelichen Kind . .  
Ein durch Erklärung des Bundespräsidenten legitimiertes 
Kind hat zum Nachlaß seiner Mutter und ihrer Verwandten 
ein gesetzliches Erbrecht wie ein ehelich geborenes Kind; 
zum Nachlaß seines Vaters hat es ein solches gesetzliches 
Erbrecht nur, wenn die Erklärung des Bundespräsidenten 
dies auf Antrag des Vaters vorsieht (§ 753 ABGB). Die 
Mutter und ihre Verwandten haben zum Nachlaß eines 
durch Erklärung des Bundespräsidenten legitimierten Kin­
des ein gesetzliches Erbrecht wie zum Nachlaß eines 
ehelich geborenen Kindes; der Vater hat ein solches 
gesetzliches Erbrecht nur, wenn das Kind zu seinem 
Nachlaß ein gesetzliches Erbrecht wie das eines ehelich 
geborenen Kindes hätte (§ 755 a). 
Ein uneheliches (nicht legitimiertes) Kind hat zum Nachlaß 
der Mutter und ihrer Verwandten ein gesetzliches Erbrecht 
wie ein eheliches Kind; ausgenommen sind die Verwandten 
der Vatersdte der Mutter, wenn diese selbst unehelich ist 
(§ 754 Abs. 1). Die Mutter und ihre Verwandten haben 
zum Nachlaß eines unehelichen Kindes ein gesetzliches 

. Erbrecht wie zum Nachlaß eines ehelichen Kindes ; ausge­
nommen sind die Verwandten der Vaterseite der Mutter, 
wenn diese selbst unehelich ist (§ 756 Abs. 1). Hingegen 
hat ein uneheliches Kind zum Nachlaß seines Vaters nur ein 
bedingtes gesetzliches Erbrecht, und zwar grundsätzlich nur 
dann, wenn der Vater keine Witwe oder keine ehelichen 
Kinder hinterlassen hat ' (§§ 754 Abs. 2 erster Satz, 757 
Abs. 2 erster Satz) ; die Stellung der Frau als Witwe eines 
Mannes, der ein uneheliches Kind hinterläßt, ist daher im 
Erbrecht besonders geschützt. 
§ 3 Anerbengesetz regelt für die gesetzliche Erbfolge die 
Bestimmung des Anerben in dem Fall, in dem mehrere 
Miterben berufen sind. U. a. wird angeordnet, daß unter 
gleich nahen Verwandten den mäimlichen Verwandten der 
Vorzug vor den weiblichen gebühre (Abs. 2 Z. 2). 

5.3 Schadeersatzrecht 

Nach § 1326 ABGB besteht ein besonderer schadeer­
satzrechtlicher Anspruch, insoweit das bessere Fortkom­
men des Verletzten durch eine Verunstaltung beeinträch­
tigt ist. An sich spielt das Geschlecht des Verletzten keine 
Rolle. Durch die Worte "zumal, wenn sie weiblichen 
Geschlechtes ist" wird die Frau jedoch in besonderer Welse 
geschützt, weil nach der Auffassung des historischen 
Gesetzgebers bei Frauen .die äußere Erscheinung sowohl im 
Beruf als auch bezüglich . ihrer Heiratsaussichten - dabei 
wird von .der Vorstellung ausgegangen, daß die Frau in der 
Ehe eine dauernde Versorgung findet - von besonderer 
Wichtigkeit ist (s. Wolff in Klang2 VI 146). 
Die Willensfreiheit der Frau wird durch die Gewährung . 
eines besonderen Anspruchs im nachstehenden Fall scha­
deersatzrechtlich geschütZt: Wer eine Frau durch eine 
strafbare Handlung oder sonst durch Hinterlist, Drohungen 
oder Mißbrauch eines . Abhängigke,itsverhältnisses zur 
Gestattung der außerehelichen Beiwohnung bewegt, hat ihr 
den erlittenen Schaden und den entgangenen Gewinn zu 
ersetzen (§ 1328). . "  .' . 

16 

5.4 Wohnungseigentumsrecht 

Das Wohnungs.eigentum ist mit dem Miteigentumsanteil 
. untrennbar verbunden. Der Miteigentumsanteil des Woh­
nungseigentümers kann, solange das Wohnungseigentum 
besteht, nur ungeteilt übertragen werden (§§ 3, 7 WEG). 
Der gemeinsame Erwerb des Wohnungseigentums durch 
mehrere Personen ist daher derzeit ausgeschlossen. In den 
praktischen Auswirkungen dieser Regelung kann man eine 
Benachteiligung der Frau erblicken, weil sehr häufig der 
Mann und nicht die Frau Eigentümer der im Wohnungs­
eigentum stehenden Eigentumswohnung ist (vgl. Gschnit­
zer, Kann ein Ehepaar eine Eigentumswohnung erwerben? 
JBI. 1968, 232). Sogar dann, wenn der Mann der Frau die 
Eigentumswohnung "überläßt", ist sie Nachteilen ausge­
setzt; meist ist in einer solchen "Überlassung" eine Schen­
kung zu erblicken, die Frau wird daher schenkungssteuer­
pflichtig. 
Die RV v. 14. 3. 1972 eines HG über das Eigentum an 
Wohnungen und sonstigen Räumlichkeiten, 240 BlgNR 13.  
GP, schafft die Möglichkeit der Begründung des gemeinsa­
men Wohnungseigentums von Ehegatten und enthält 
Bestimmungen über das Wohnungseigentum im Todesfall 
sowie bei Nichtigerkläning, Aufhebung oder Scheidung der 
Ehe; in diesen Bestimmungen werden Mann ' und Frau 
gleichgestellt. 

5.5 Zivilprozeßrecht 

Die JN geht grundsätzlich davon aus, daß die Ehefrau den 
allgemeinen Gerichtsstand ihres Ehemanns teilt. Nur wenn 
der Ehemann seinen Wohnsitz in Österreich aufgegeben, 
die Ehefrau jedoch im Inland zurückgelassen hat, so 
begründet ihr ständiger Aufenthalt für sie den allgemeinen 
Gerichtsstand insolange, als nicht der Ehemann wieder 
seinen Wohnsitz in Österreich nimmt (§ 70 JN). Eine 
ähnliche Ableitung des allgemeinen Gerichtsstands gilt für 
die Ehefrauen der Soldaten (§ 73 JN). 
Die RV v. 3. 7. 1973 eines BG über die Neuordnung der 
persönlichen Rechtswirkungen der Ehe, 85 1 BlgNR 13 .  
GP, sieht die Aufhebung der §§  70 und 73 JN vor. Nach 
diesem Vorhaben begründet die Ehefrau einen eigenen 
allgemeinen Gerichtsstand. . 
§ 76 JN geht bei der Regelung der Zuständigkeit für 
Klagen auf Scheidung, Aufhebung oder Nichtigerklärung 
einer Ehe, auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbeste­
hens einer Ehe grundsätzlich vom gemeinsamen gewöhnli­
chen Aufenthalt der Ehegatten, mangels eines solchen vom 
gewöhnlichen Aufenthaltsort des Ehemanns im Inland und 
mangels auch eines solchen vom gewöhnlichen Aufent­
haltsort der Ehefrau im Inland aus. 
Die RV v. 3. 7. 1973 eines BG über die Neuordnung der 
persönlichen Rechtswirkungen der Ehe, 85 1 BlgNR 13. 
GP, will auch diese Benachteiligung der Frau beseitigen. 

5.6 Exekutionsrecht 

Die Rechtsstellung von Mann und Frau ist grundsätzlich 
gleich. 
In § 382 Z. 8 EO finden sich jedoch Bestimmungen 
zugunsten der Frau, und zwar bezüglich eines einstweilen 
vom Ehemann seiner Ehefrau und seinen Kindern zu 
leistenden Unterhalts, der Bewilligung des abgesonderten 
Wohnorts und der Anordnung der vorläufigen Aufnahme 
in die Hausgemeinschaft. 

. 

Die RV v. 3. 7. 1973 eines BG über die Neuordnung der 
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persönlichen Rechtswirkungen der Ehe, 85 1 BlgNR 
13.  GP, will die einseitige Berücksichtigung der Frau beseiti­
gen, indem ganz allgemein auf "Ehegatten" und "Eltern-

• teile" abgestellt wird. 

6 STRAFRECHT 

Sowohl im materiellen wie im formalen Strafrecht ist die 
Frau dem Mann grundsätzlich gleichgestellt. Sonderbestim­
mungen gelten nur dort, wo sie sich nur auf eine Frau 
beziehen können oder im besonderen dem Schutz der Frau 
dienen. 

' 

6.1 MaterieUes Strafrecht 

Folgende Bestimmungen des seit dem 1 .  1 .  1975 geltenden 
StGB enthalten geschlechtsspezifische Strafandrohungen, 
die - grob zusammengefaßt - dem Schutz der Frau dienen: 

,6.1.1 Nach § 79 (Tötung eines Kindes bei der Geburt) ist 
eine Mutter, die das Kind während der Geburt oder solange 
sie noch unter der Einwirkung des Geburtsvorgangs steht, 
tötet, - nur - mit Freiheitsstrafe von einem bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen. Das bedeutet eine Begünstigung der 
Mutter gegenüber anderen Tätern. Die Privilegierung det: 
Tötung eines Kindes bei der Geburt kommt nur der Mutter 
selbst zugute. Der Anstifter und der GehiHe sind wegen 
Mordes (Strafdrohung: Freiheitsstrafe von zehn bis zu 

; zwanzig Jahren oder lebenslange Freiheitsstrafe) oder Tot­
schlags (Freiheitsstrafe von fünf bis zu zehn Jahren) zu 
bestrafen. Die mildere Behandlung der Mutter entspringt 
der Berücksichtigung der die Überlegung und Willenskraft 
der Kindesmutter beeinträchtigenden Auswirkungen des 
Geburtsakts. ' 

6.1.2 Ein Schwangerschaftsabbruch ist für die Schwan­
gere dann straflos (§ 97 Abs. 1), 
wenn er entweder innerhalb der ersten drei Monate nach 
Beginn der Schwangerschaft nach vorhergehender ärztli­
cher Beratung von einem Arzt vorgenommen wird (Z. 1 ) ;  
oder 
zur ' Abwendung einer nicht anders abwendbaren ernsten 
Gefahr für das Leben 'oder eines schweren Schadens für die 
körperliche oder seelische Gesundheit der Schwangeren 
erforderlich ist oder 
eine ernste Gefahr besteht, daß das Kind geistig oder 
körperlich schwer geschädigt sein werde, oder 
die Schwangere zur Zeit , der Schwängerung unmündig 
gewesen ist und in allen diesen Fällen der Abbruch von 
einem Arzt vorgenommen wird (Z. 2); oder zur Rettung 
der Schwangeren aus einer unmittelbaren, nicht anders 
abwendbaren Lebensgefahr unter Umständen vorgenom­
men wird, unter denen ärztliche HiHe nicht rechtzeitig zu 
erlangen ist (Z. 3). 
Nur wenn die Voraussetzungen des § 97 Abs. 1 nicht 
gegeben sind, ist gemäß § 96 Abs. 3 eine Frau, die den 
Abbruch ihrer Schwangerschaft selbst vornimmt pder 
durch einen anderen zuläßt, mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr zu bestrafen. Nach § 96 Abs. 1 und 2 werden der Arzt, 
der mit Einwilligung der Schwangeren deren Schwanger­
schaft abbricht und die Tat gewerbsmäßig begeht, sowie der 
Nichtarzt mit strengerer Strafe bedroht. 
Im Bericht des Justizausschusses des Nationalrats (959 
BlgNR 13 .  GP) heißt es zur Begründung der Änderungen 
der strafrechtlichen Bestimmungen über den Schwanger­
schaftsabbruch u. a. (s. Dokumentation zum Strafgesetz­
buch, herausgegeben vom BMJ, Wien 1974, S. 136, 137); 

"Es ist nicht nur rechtspolitisch verfehlt, sondern auch 
zutiefst unmenschlich, in Fällen einer Konfliktsituation, die 
zum Schwangerschaftsabbruch geführt hat, im nachhinein 
mit den Mitteln des Strafrechts einzugreifen. Der Frau, die 
sich in einer Konfliktsituation befindet, darf nicht eine 
Entscheidung aufgezwungen werden, die sie mit ihren 
Problemen allein und ihr ihre Konflikte unlösbar erschei­
nen läßt. 
Um die Frau vor übereilten und unüberlegten Entscheidun­
gen zu bewahren, muß sie aus der derzeit bestehenden 
Isolation, in die sie durch die Strafdrohung gedrängt wird, 
herausgeführt werden. Dies geschieht am zweckmäßigsten 
durch die Einräumung einer entsprechenden Überlegungs­
frist und durch die Beratung der Frau durch den Arzt ihres 
Vertrauens. 
Die vorgeschlagene Regelung der Zurücknahme der Straf­
drohung für einen bestjmmten Zeitraum zwingt weder die 
Schwangere, den Weg des illegalen Abortes zu gehen, noch 
überhaupt einen Schwangerschaftsabbruch vornehmen zu 
lassen. Allen Institutionen unserer pluralistischen Gesell- ' 
schaftsordnung steht es frei, ihre Grundsätze mit den ihnen 
zur Verfügung stehenden Mitteln den Menschen näherzu­
bringen, niemand sollte ' sich hinter der Fassade einer als 
unwirksam erkannten Strafrechtsdrohung verstecken. Die 
vorliegende Regelung gewährleistet die Möglichkeit der 
ärztlichen Beratung und hilft der Frau aus Bedrängnis und 
Isolation. Sie stärkt die verantwortungsbewußte Entschei­
dung der Frau und macht die Schwangere nicht zum Objekt 
einer fremden Entscheidung." 
6.1.3 Zum Schutz einer Schwangeren wird gemäß § 98 
der oboe Einwilligung der Schwangeren vorgenommene 
Abbruch der Schwangerschaft unter Strafsanktion gestellt. 
6.1.4 Eine Reihe von Strafbestimmungen schützen die 
Frau vor geschlechtlichem Mißbrauch: 
Entführung einer geisteskranken oder infolge eines sonsti­
gen, zum Widerstand unfähig machenden Zustandes wil­
lenlosen Frau, um sie "zur Unzucht zu ·mißbrauchen oder 
der Unzucht zuzuführen" (§ 100) ; 
Notzucht (§ 201) :  hier macht der Täter eine Frau mit 
Gewalt oder durch eine gefährliche Drohung widerstands­
unfähig und mißbraucht sie in diesem Zustand zum außer­
ehelichen Beischlaf; 
Nötigung zum Beischlaf (§ 202): hier macht der Täter eine 
Frau zwar nicht widerstandsunfähig, aber er führt ihren 
Willensentschluß, einen außerehelichen Beischlaf zu dul­
den, mit den Mitteln der Gewalt oder der gefährlichen 
Drohung herbei. ' (Bemerkt sei, daß die Tatbestände 
"Zwang zur Unzucht" (§ 203) und "Nötigung zur 
Unzucht" (§ 204), also die der Nötigung einer Person zur 
Vornahme oder Duldung unzüchtiger Handlungen, die 
nicht in außerehelichem Beischlaf bestehen oder mit einem 
solchen zusammenhängen, jede Person ohne Rücksicht auf 
deren Geschlecht schützen.) 
Schändung (§ 205): Mißbrauch einer Frau zum außereheli­
chen Beischlaf, die sich in einem zum Widerstand unfähi­
gen Zustand befindet, oder die wegen ein'er Geisteskrank­
heit, wegen Schwachsinns, wegen einer tiefgreifenden 
Bewußtseinsstörung oder wegen einer anderen schweren, 
einem dieser Zustände gleichwertigen seelischen Störung 
unfähig ist, die Bedeutung des Vorgarigs einzusehen oder 
nach dieser Einsicht zu handeln. 
Hat der außereheliche Beischlaf mit einer unmündigen 
Person eine Schwangerschaft der Unmündigen zur Folge, 
so ist der Täter mit Freiheitsstrafe von fünf bis zehn Jahren 
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zu bestrafen (§ 206 Abs. 2). (Die allgemeine Strafdrohung 
für die Straftat des Beischlafs mit Unmündigen ist nach 
� 206 Abs. 1 mit einem bis zu zehn Jahren festgesetzt). 
Eine Begünstigung für die Frauen besteht in der ge­
nerellen Straflosigkeit der gleichgeschlechtlichen Betäti­
gung zwischen Frauen; demgegenüber ist die gleichge­
schlechtliche "Unzucht mit Jugendlichen" und "Gewerbs­
mäßige gleichgeschlechtliche Unzucht" bei Männern straf­
bar (vgl. §§ 209 und 210 StGB). 

6.2 Formales Strafrecht (Strafverfahrensrecht) 

Für die Frau sind einige wenige Sonderbestimmungen 
bedeutungsvoll. . Ist gemäß § 133 StPO 1960 die "körperliche Besichtigung" 
einer Frau im Zug eines Strafverfahrens nötig, so ist 
womöglich - nach der Praxis aber nur, wenn die Untersu­
chung durch einen Arzt das Schamgefühl der zu Untersu­
chenden verletzen könnte - eine Ärztin damit zu beauf­
tragen. 
Gemäß § 186 Abs. 1 StPO 1960 sind Untersuchungshäft­
linge womöglich einzeln zu verwahren. Personen verschie­
denen Geschlechtes sind jedenfalls getrennt anzuhalten. 
Frauen haben - anders als Männer - allgemein den 
Anspruch, auf ihr Ansuchen vom Amt eines Geschwornen 
oder eines Schöffen für jeweils vier Jahre befreit zu werden 
(§ 4 Z. 2 Geschwornen- und Schöffenlistengesetz). 
Im Verfahren wegen einer Jugendstrafsache müssen dem 
zur Aburteilung eines Jugendlichen berufenen Gericht 
Angehörige des Geschlechts des Angeklagten angehören, 
wenn es sich um ein Geschworenengerichtsverfahren (min­
destens zwei Geschworene des Geschlechtes des Angeklag­
ten) oder um ein Schöffengerichtsverfahren (mindestens 
ein Schöffe des Geschlechtes des Angeklagten) handelt 
(§ 32 Abs. 3 JGG 1961). Für Erwachsene gibt es keine 
entsprechende Verfahrensbestimmung. 

6.3 Strafvollzugswesen 

Vorausgeschickt sei, daß der Anteil der Frauenkriminalität 
an der Anzahl der Straftaten äußerst gering ist. Deshalb 
betrifft nur ein geringer Teil der Strafvollzugseinrichtungen 
Frauen. 
Folgende Sonderbestimmungen des StVG gelten für 
Schwangere und Mütter: 
Ist die verurteilte Person schwanger oder hat sie innerhalb 
des letzten .Jahres entbunden, so ist die Einleitung des 
Strafvollzuges bis zum Ablauf der sechsten Woche nach der 
Entbindung und darüber hinaus so lange aufzuschieben, als 
sich das Kind in der Pflege der Verurteilten befindet, 
höchstens aber bis zum Ablauf eines Jahres nach der 
Entbindung. Der Vollzug ist jedoch einzuleiten, sobald es 
die Verurteilte selbst verlangt, vom Vollzug keine Gefähr­
dung ihrer Gesundheit oder des Kindes zu besorgen und ein 
dem Wesen der Freiheitsstrafe entsprechender Vollzug 
durchführbar ist (§ 5 Abs. 2 StVG). 
Die Bestimmungen über die Betreuung kranker oder 
verletzter Strafgefangener gelten für die Betreuung 
schwangerer oder solcher Strafgefangener, die kürzlich 
entbunden haben, dem Sinne nach. Zur Entbindung sind 
Schwangere womöglich in eine öffentliche Krankenanstalt 
zu bringen. Für die Zulässigkeit der Heranziehung zur 
Arbeit gelten die §§ 3 bis 7 und 9 des Mutterschutzgesetzes 
dem Sinn nach (s. 7.3). 
Weibliche Strafgefangene dürfen ihre in der Strafhaft 
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geborenen Kinder bis zur Vollendung des ersten Lebens­
jahres bei sich behalten, es sei denn, daß davon ein Nachteil 
an der Gesundheit des Kindes zu besorgen wäre. Solange 
eine Strafgefangene ihr Kind bei sich behält, hat die Anstalt 
auch für den Unterhalt des Kindes zu sorgen; die Kosten 
dafür sind vorläufig vom Bund zu tragen (§ 74 StVG). 
Weibliche Verurteilte dürfen ihre in der Verwahrungs­
oder Untersuchungshaft geborenen Kinder bis zur Vollen­
dung des ersten Lebensjahres bei sich behalten, es sei denn, 
daß davon ein Nachteil an der Gesundheit des Kindes zu 
besorgen wäre (§ 131  Abs. 3 StVG). 
Stellt sich nachträglich heraus, daß die Einleitung des 
Strafvollzuges wegen einer bereits im Zeitpunkt der Auf­
nahme bestandenen Schwangerschaft oder wegen einer 
innerhalb der letzten Monate stattgefundenen Entbindung 
der verurteilten Person aufzuschieben gewesen wäre, und 
bestehen die den Aufschub begründenden Umstände fort, 
so ist § 5 dem Sinn nach anzuwenden (§ 133 Abs. 1 StVG). 
Bei ÜbersteIlung jugendlicher Strafgefangener ist darauf 
Bedacht zu nehmen, daß der Strafgefangene nicht unnöti­
gerweise vor der Öffentlichkeit bloßgestellt wird. Die 
ÜbersteIlung hat, wenn nicht im einzelnen Fall Bedenken 
dagegen bestehen, durch einen Justizwachebeamten in 
Zivilkleidung oder durch einen Beamten der Geschäfts­
stelle zu geschehen. Weibliche Gefangene sind nach Mög­
lichkeit von weiblichen Justizwachebeamten zu begleiten 
(§ 60 Abs. 1 JGG ·1961). 
Die Anstalten des Strafvollzugs sind als Männer- oder 
Frauenanstalten oder so zu führen, daß die in derselben 
Anstalt angehaltenen männlichen und weiblichen Strafge­
fangenen voneinander getrennt sind (§ 8 Abs. 4 StVG). 
Von den derzeit in Österreich bestehenden sechs Strafvoll­
zugsanstalten ist nur eine, die Strafvollzugsanstalt Schwarz­
au im Steinfeld, als Frauenanstalt eingerichtet. In den 
Gefangenenhäusern der Gerichtshöfe erster Instanz sind 
gesonderte Abteilungen für Frauen eingerichtet, desglei­
chen ist grundsätzlich auch für eine gesonderte Unterbrin­
gung der Frauen in den bezirksgerichtlichen Gefangenen­
häusern gesorgt. 
Mit dem Inkrafttreten des neuen StGB werden Anstalten 
für geistig abnorme Rechtsbrecher (§ 21 StGB), für ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher (§ 22) und für gefährli­
che RückfaIItäter (§ 23) neu eingeführt. Auch in diesen 
Anstalten werden die Frauen getrennt von Männern unter­
gebracht, sei es durch die Errichtung eigener Anstalten für 
Frauen, sei es in Sonderabteilungen für Frauen. 
In den nach § 13  Abs. 2 Bewährungshilfegesetz zu errich­
tenden Heimen für Bewährungshilfe dürfen nur Personen 
desselben Geschlechtes untergebracht werden. 
Mindestens ein Mitglied der Strafvollzugskommission muß 
eine Frau sein (§ 18 Abs. 3 StVG). 
Strafgefangenen; die eine Ehe zu schließen wünschen, ist 
hierzu in der Anstalt Gelegenheit zu geben, wenn ein 
Aufschub der Eheschließung bis zur Entlassung nicht 
zumutbar ist (§ 100 StVG). 

7 BESTIMMUNGEN ÜBER DIE FÜRSORGE FÜR 
MUTfER UND KIND 

Die österreichische Rechtsordnung kennt eine Vielzahl von 
Bestimmungen, die den werdenden Müttern sowie den 
Müttern von Kleinkindern eine besondere Fürsorge gewäh­
ren. Die maßgebenden Bestimmungen finden sich in ver­
schiedenen Rechtsgebieten. So sind dazu etwa die kind­
schaftsrechtlichen Bestimmungen des Familienrechts (s. 4.2 
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und 4.3), die finanzrechtlichen Bestimmungen des Fami­
lienlastenausgleichsrechts (s. 8) und sozialversicherungs­
rechtliche Bestimmungen (s. 9) zu zählen. Unter 7 werden 
Bestimmungen verschiedener Rechtsgebiete zusammenge­
faßt, die sich in keines der genannten Gebiete einordnen 
lassen, aber für den Schutz der werdenden Mutter oder der 
Mutter mit ihren Kindern ' besondere Bedeutung haben. 

7.1 Mutterschafts-, Säuglings- und Jugendfürsorgewesen 

Diese Angelegenheiten beziehen sich auf fürsorgerische 
Belange. Da in diesen Angelegenheiten gemäß Art. 12 
Abs. 1 Z. 2 B� VG die Gesetzgebung über die Grundsätze . 
dem Bund, die Erlassung von Ausführungsgesetzen und die 
Vollziehung den Ländern zusteht, sind sie im bundesrecht­
lichen JWG und in den Jugendwohlfahrtsgesetzen der 
Länder geregelt. Beinerkt sei, daß das JWG in seinem 
Zweiten Teil Zivilrecht enthält, so die Bestimmungen über 
die Amtsvormundschaft und über gerichtlich angeordnete 
Erziehungsmaßnahmen. . 

7.1.1 Mutterschafts- und Säuglingswesen 

Gemäß § 1 JWG hat die Landesgesetzgebung zur Siche­
rung der körperlichen Entwicklung des Kindes von der 

. Empfängnis an zu bestimmen, daß die Landesregierung für 
eine besondere Befürsorgung von Schwangeren, Wöchne­
rinnen, Säuglingen und Kleinkindern zu deren Gesunder­
haltung sowie für die kostenlose Bereitstellung von Ein­
richtungen zur Beratung der Schwangeren und Mütter von 
Säuglingen und Kleinkindern (Mutterberatungsstellen) 
vorzusorgen hat. Alle Länder haben die entsprechenden 
Ausführungsgesetze geschaffen, etwa §§ 3, 4 Steiermärki­
sches Jugendwohlfahrtsgesetz. 

7.1.2 Jugendfürsorge 

Auf diesem Gebiet haben vor allem die Bestimmungen 
über die Pflege von Kindern für die Frau große Bedeutung. 
Grundsätzlich bedarf die Übernahme eines Kindes in 
Pflege der Bewilligung durch die Jugendwohlfahrtsbe­
hörde. Die Pflege ehelicher Minderjähriger unter 16  Jahren 
durch Verwandte und Verschwägerte und die Pflege un­
ehelicher Minderjähriger durch die Mutter, die mütterli­
chen Großeltern oder den Vater sind jedoch privilegiert: 
sie bedürfen keiner Pflegebewilligung (§ 5 Abs. 1 JWG; 
etwa § 14 Abs. 3 Wiener JWG). 
Überdies stehen uneheliche Minderjährige unter 16 
jahren gemäß § 7 Abs. 1 Z. 1 JWG allgemein unter der 
Pflegeaufsicht des Jugendamts. Von der Pflegeaufsicht 
kann jedoch abgesehen werden, solange anzunehmen ist, 
daß auch ohne sie eine einwandfreie Pflege gewährleistet 
ist. Dies ist besonders bei unehelichen Kindern, die bei 
ihrer Mutter in Pflege sind, anzunehmen, solange -nicht 
Gegenteiliges bekannt wird (§ 8 Abs. 3 JWG). 

7.2 Kindergartenwesen 

Die Bestimmungen über das Kindergartenwesen sind für 
die Frauen von besonderer Bedeutung, weil Kindergärten 
die Frauen bei der Betreuung und der Erziehung von 
Kleinkindern unterstützen. Alle Länder haben auf diesem 
Gebiet besondere Gesetze erlassen, z. B. Kärntner Kinder­
gartengesetz LGBl. Nr. 61/1968. 

7.3 Mutterschutzrecht 

Hier werden die grundlegenden Regelungen des Mutter­
schutzrechts wiedergegeben. Ausführlichere Darlegungen 
finden sich im Kapitel "Die Frau im Beruf". 

Internationaler Bereich 

Im internationalen Bereich wird dem Gedanken des Mut­
terschutzes durch das von der Allgemeinen Konferenz der 
Internationalen Arbeitsorganisation am 28. 6. 1952 in 
Genf beschlossene übereinkommen Nr. 103 über den 
Mutterschutz dadurch Rechnüng getragen, daß bestimmten 
Gruppen berufstätiger Frauen ein Recht auf bezahlten 
Mutterschaftsurlaub und ärztliche Betreuung (Art. 3, 4), 
auf Arbeitsunterbrechung zum Stillen des Kindes (Art. 5) 
und auf Kündigungsschutz während des Mutterschaftsur­
laubs (Art. 6) gegeben wird (vgl. 1 .2). 

Bundesrecht 
Die grundlegenden Bestimmungen über Mutterschutz sind 
im Mtitterschutzgesetz, BGBl. Nr. 76/1957, enthalten, das 
seit seinem Inkraftreten am 1 .  5. 1957 mehrfach geändert 
worden ist. So ist durch das BG BGBl. Nr. 24011960 den 
Müttern ermöglicht worden, nach der Geburt eines Kindes 
einen Karenzurlaub (von ursprünglich sechs Monaten) bis 
zur Vollendung des ersten Lebensjahres des Kindes zu 
nehmen. Die letzte Änderung ist durch das BG BGBL Nr. 
459/1974 vorgenommen worden. 
Das Mutterschutzgesetz gilt für Frauen, die in einem 
Dienstverhältnis stehen (auch für Lehrlinge und Heimar­
beiterinnen), unabhängig von der Staatsangehörigkeit die­
ser Frauen. Für bestimmte Arbeitsverhältnisse, vor allem 
öffentlich-rechtlicher Art, und für Landarbeiterinnen gel­
ten besondere bundes- und landesgesetzliche Regelungen 
(vgl. dazu das Kapitel "Die Frau im Beruf"). 
Die Hauptziele der Mutterschutzbestimmungen sind 

die Vermeidung von Gefahren für die Gesundheit von 
Mutter und Kind; 
die Sicherung des Arbeitsplatzes der Mutter; 
die Sicherung des Arbeitsverdienstes der Mutter. 

Eine Reihe von Bestimmungen schützt die werdende 
Mutter an ihrem Arbeitsplatz. 
Ganz allgemein ist jede Arbeit verboten, die einer werden­
den Mutter oder dem Kind Gefahr bringen kann (z. B. in 
den Fällen übermäßiger Anstrengung, ungünstiger Arbeits­
methoden, gefährdender Arbeitsstoffe ). Außerdem ist der 
Dienstgeber verpflichtet, unverzüglich, nachdem er von der 
Schwangerschaft Kenntnis erlangt hat, das Arbeitsinspek­
torat zu verständigen, damit dieses die Einhaltung der 
Schutzvorschriften überprüfen kann. 
Allgemein sind verboten · . 

die Beschäftigung auf Beförderungsmitteln während 
der ganzen Zeit der Schwangerschaft, 
Akkordarbeit oder akkordähnliche Arbeiten nach 
Ablauf des fünften Monats der Schwangerschaft, 
vor diesem Zeitpunkt Akkordarbeiten oder akkord­
ähnliche Arbeiten, die die Kräfte der werdenden 
Mutter übersteigen. 

Die Beschäftigungsverbote machen es oft notwendig, daß 
eine werdende Mutter eine andere, zwar leichtere, aber an 
sich schlechter bezahlte Beschäftigung 'im Betrieb erhält. 
Die werdende Mutter hat aber in einem solchen Fall 
Anspruch auf den Durchschnittsverdienst der letzten drei­
zehn Wochen vor der Beschäftigungsänderung: Hat der 
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Betrieb keine andere Beschäftigung für sie, so erhält sie 
dieses Entgelt auch ohne jede Beschäftigung (Verbot einer 
Lohneinbuße ). 
Weibliche Dienstnehmer dürfen während der Schwanger­
schaft, während der ersten vier Monate nach der Entbin­
dung und während ihres Karenzurlaubs, zusätzlich einer 
Frist von vier Wochen, nicht gekündigt werden. Während 
des besonderen Kündigungsschutzes gilt auch, ein ausge­
dehnter Entlassungsschutz. 
Der Kündigungsschutz gilt nur, wenn dem Dienstgeber 
spätestens bis zum fünften Arbeitstag nach einer Kündi­
gung die Schwangerschaft oder die Geburt gemeldet wird. 
Die Schutzfrist für werdende Mütter beträgt acht Wochen 
sowohl vor als auch nach der Geburt (unabdingbares 
Beschäftigungsverbot). In diesem Zeitraum darf die 
Schwangere bzw. die Frau nach der Entbindung überhaupt 
nicht beschäftigt werden. Wird früher als berechnet ent­
bunden, s6 verlängert sich die Schutzfrist um die Zeit, die 
auf die vollen acht Wochen vorher noch gefehlt hat, 
allerdings nur bis auf höchstens zwölf Wochen. Arbeits­
unfähigkeit nach der Schutzfrist muß dem Dienstgeber 
sofort angezeigt werden. Auf Verlangen muß ihm eine 
Bestätigung des Arztes über die voraussichtliche Dauer der 
Arbeitsunfähigkeit vorgelegt werden. 
Nach Frühgeburten und Mehrlingsgeburten dauert die 
Schutzfrist zwölf Wochen. Wenn weibliche Angestellte 
nach der Entbindung und innerhalb der Schu�frist ihr 
Dienstverhältnis lösen, erhalten sie - je nach der Dauer 
ihrer Betriebszugehörigkeit - eine Abfertigung. Sie müssen 
aber mindestens fünf Jahre ununterbrochen im selben 
Betrieb beschäftigt gewesen sein. 
Spätestens in der zwölften Woche vor der voraussichtlichen 
Entbindung muß dem Dienstgeber die ärztliche Bestäti­
gung über den Beginn der Schutzfrist vorgelegt werden. 
Eine gleiche Bestätigung ist der Krankenkasse bei der 
Einreichung um das Wochengeld vorzulegen. 
Während der Schutzfrist besteht Anspruch auf Wochen­
geld. Es beträgt so viel wie der durchschnittliche Nettover­
dienst der letzten dreizehn Wochen ..:. einschließlich der 
anteiligen Sonderzahlungen - und wird von der Kranken­
kasse bezahlt. Bei Früh- und Mehrlingsgeburten wird das 
Wochengeld nach der Entbindung zwölf Wochen lang 
bezahlt. 
Es ist eine Bestätigung des Kassenarztes über den Beginn 
der Schutzfrist sowie eine Arbeits- und Lohnbestätigung 
des Dienstgebers kurz vor oder nach Beginn der Schutzfrist 
an die Krankenkasse zu senden. Anläßlich der Entbindung 
zahlt die Krankenkasse einen Entbindungsbeitrag, der für 
Wochengeldbezieherinnen mindestens 1 .000 S beträgt, 
durch die Satzung der Krankenkassen jedoch bis auf 
2.000 S erhöht werden kann. Frauen, die keinen Anspruch 
auf Wochengeld haben, erhalten - mit wenigen Ausnah­
men - einen Entbindungsbeitrag von 2.000 S. Bei Mehr­
lingsgeburten gebührt der Entbindungsbeitrag für jedes 
geborene Kind. 
Solange die Mutter ihr Kind stillt, hat sie Anspruch auf eine 
tägliche Stillzeit. An Tagen, an denen die Mutter zWischen 
viereinhalb und acht Stunden arbeitet, gebühren ihr minde­
stens 45 Minuten Stillzeit; an Tagen, an denen sie mehr als 
acht Stunden arbeitet, 90 Minuten. Die zeitliche Lage der 
Stillzeit kann die Mutter selbst bestimmen. Die Stillzeit darf 
nicht zu einem Lohnverlust führen und darf auch nicht auf 
die Ruhepausen im Betrieb angerechnet werden. 
Der Dienstgeber hat Anspruch auf einen Nachweis, daß das 
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Kind gestillt wird (Bescheinigung des Arztes, der 
Hebamme oder eines Gesundheitsamts). 
Um den Müttern die Pflege ihrer Kinder während des 
ersten Lebensjahrs zu gestatten, sieht das Mutterschutzge­
setz die Möglichkeit einer Freistellung von der Arbeitslei­
stung für die Dauer eines Jahres vor (Karenzurlaub). 
Während der Dauer des gesetzlichen Karenzurlaubs 
gebührt der Mutter seit 1 .  1 .  1961  ein Karenzurlaubsgeld,_ 
um es ihr zu ermöglichen, den Karenzurlaub in Anspruch 
zu nehmen. Das Karenzurlaubsgeld ist durch eine Novelle 
zum Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958, BGBI. 
Nr. 242/1960, eingeführt worden. Es ist eine Leistung der 
Arbeitslosenversicherung, die maßgebenden Bestimmun­
gen sind in den §§ 25 a bis 25 g Arbeitslosenversicherungs­
gesetz 1958 enthalten. 
Anspruch auf Karenzurlaubsgeld haben Mütter, 
die die Anwartschaft erfüllt haben. Demnach müssen bei 
der erstmaligen Inanspruchnahme des Karenzurlaubsgeldes 
innerhalb der letzten 24 Monate vor Geltendmachung des 
Anspruches insgesamt 52 Wochen arbeitslosenver­
sicherungspflichtige Beschäftigungen im Inland nachge­
wiesen werden. Bei jeder weiteren Inanspruchnahme des 
Karenzurlaubsgeldes genügen 20 Wochen arbeitslosenver­
sicherungspflichtige Beschäftigungen im Inland innerhalb 
der letzten 12 Monate vor Geltendmachung des Anspru­
ches. Letzteres gilt auch bei der erstmaligen Inanspruch­
nahme des Karenzurlaubsgeldes durch Mütter, die vor 
Vollendung des 20. Lebensjahres entbunden haben. Des 
weiteren sind bei Lehrlingen bzw. bei Schülerinnen an 
inländischen Krankenpflegeschulen, medizinisch-techni­
schen Schulen und Schulen für den medizinisch-techni­
schen Fachdienst auch die nicht arbeitslosenversicherungs­
pflichtige Lehrzeit bzw. die nicht arbeitslosenversiche­
rungspflichtige Ausbildungszeit auf die Anwartschaft 

. anzurechnen; 
die sich aus Anlaß der Mutterschaft in einem Karenzurlaub 

- bis zum Höchstausmaß eines Jahres, vom Tage der Geburt 
des Kindes an gerechnet, befinden oder deren Arbeitsver­
hältnis von ihnen wegen der bevorstehenden oder erfolgten 
Entbindung oder vom Arbeitgeber gelöst oder durch Zeit­
ablauf beendet wurde, wenn dui:ch die Entbindung auf- . 
grund des Arbeitsverhältnisses Anspruch auf Wochengeld 
entstanden ist; 
deren neugeborenes Kind mit ihnen im selben Haushalt 
lebt und von ihnen überwiegend selbst gepflegt wird, wobei 
diese Voraussetzungen nicht erforderlich sind, solange sich 
das Kind in einer Krankenanstalt in Pflege befindet. 
Verheiratete Mütter erhalten ein Karenzurlaubsgeld in der 
Höhe von 2.000 S monatlich, alleinstehende Mütter erhal­
ten ein Karenzurlaubsgeld von 3.000 S monatlich. 
Verheiratete Mütter, deren Ehegatte jedoch kein oder nur 
ein Einkommen erzielt, das 1 .987 S monatlich nicht über­
steigt, oder deren Ehegatte erwiesenermaßen für den 
Unterhalt des Kindes nicht sorgt, erhalten ein Karenz­
urlaubsgeld von 3.000 S monatlich. Ein den Betrag von 
1 .987 S monatlich übersteigendes Einkommen des Ehegat­
ten ist auf den Unterschiedsbetrag zwischen 2.000 S und 
3.000 S monatlich anzurechnen. 
Die vorstehend angeführten Beträge werden mit Wirkung 
vom 1 .  Jänner eines jeden Jahres mit der Richtzahl dieses 
Kalenderjahres (§ 108 a ASVG) vervielfacht. 
Das Karenzurlaubsgeld gebührt im unmittelbaren 
Anschluß an den Wochengeldbezug. Wird der Antrag auf 
Gewährung des Karenzurlaubsgeldes erst später einge-
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bracht, so wird das Karenzurlaubsgeld bis zu einem Monat 
rückwirkend zuerkannt. 
Das Karenzurlaubsgeld wird nur für die Dauer des Karenz­
urlaubs, bis zum Höchstausmaß eines Jahres, vom Tag der 
Geburt des Kindes an gerechnet, gewährt. 
Für die Dienstnehmerinnen des Bundes, die nicht unter die 
Bestimmungen des Arbeitslosenversicherungsgesetzes fal­
len, ist der Anspruch auf Karenzurlaubsgeld in einem 
eigenen Bundesgesetz geregelt (Bundesgesetz vom 27. Juni 
1974 über Geldleistungen an öffentlich Bedienstete wäh­
rend des Karenzurlaubs aus Anlaß der Mutterschaft). 
Für die Dienstnehnierinnen der Länder, deren Dienstrecht 
landesgesetzlich zu regeln ist (Landesbeamtinnen) wurden 
entsprechende ' landesgesetzliche Regelungen geschaffen. 
Eine detaillierte Darstellung ist dem Kapitel "Die Frau im 
Beruf" zu entnehmen. 
7.4 SozialhiHewesen 

In Burgenland, Kärnten, Oberösterreich, Niederöster­
reich, Salzburg, Tirol, Vorarlberg und Wien sind mo­
derne Sozialhilfegesetze geschaffen worden. Diese 
Landesgesetze sind für die Mütter ' von Bedeutung, 
weil sie HiHe für werdende Mütter und Wöchnerinnen 
sowie Familienhilfe vorsehen (z. B. §§ 16, 21 Abs. 2 
Buchst. b O. ö. Sozialhilfegesetz). Im übrigen sind diese 
Sozialhilfegesetze von dem Gedanken getragen, daß die 
familiaren Beziehungen zwischen dem Hilfesuchenden und 
seinen Angehörigen erhalten und gefestigt und die Kräfte 
der Familie zur Selbsthilfe angeregt und gefördert werden. 

7.5 Familienberatung 

Für die Frau ist das Familienberatungsförderungsgesetz 
(aus 1974) von besonderer Bedeutung. Nach diesem BG 
hat der Bund den Betrieb von Familienberatungseinrich­
tungen durch Geldmittel zu fördern, wenn die gesetzlichen 
Voraussetzungen gegeben sind. Nach der gesetzlichen 
Umschreibung sind die Hauptzwecke der Familienbera­
tungsstellen die ' Beratung in den Angelegenheiten der 
Familienplanung (bewußte und gezielte Bestimmung des 
Mannes und der Frau über die Frage, ob und wann sie 
Kinder haben wollen) sowie die Beratung der werdenden 
Mutter in wirtschaftlichen und sozialen Belangen, also in 
der durch die Schwangerschaft entstandenen Konfliktsitua­
tion. Außerdem soll sich die Familienberatung auch auf 
Familienangelegenheiten rechtlicher und sozialer Natur 
sowie auf sexuelle Belange und sonstige Partnerschaftsbe­
ziehungen beziehen. 
Die Familienberatungsstellen stehen allen Personen, unab­
hängig von Alter, Geschlecht und Familienstand offen. 
Angesichts der Beratungszwecke sind sie jedoch von 
besonderer Bedeutung für Frauen und werden auch in 
starkem Maß von Frauen frequentiert. 

7.6 GeburtenbeihiIfe 

Schließlich sei auf die Gewährung von Geburtenbeihilfep 
im Rahmen des Familienlastenausgleichs (s. 8.1.1) hinge­
wiesen. 

8 FINANZRECHT 

Das österreichische Finanzrecht, besonders die Bestim­
mungen über den Familienlastenausgleich und einige 
Bestimmungen des Einkommensteuerrechts, bemüht sich, 
die mit der Ehe und dem Aufziehen von Kindern verbun­
denen wirtschaftlichen Lasten zu· erleichtern. Diese Bestim­
mungen sind für die Frau von besonderer Bedeutung. 

8.1 Familienlastenausgleichsrecht 
.. 

Die Grundlage des Familienlastenausgleichs ist das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das in der Folge 
durch mehrere Novellen, zuletzt durch das BG vom 12. Juli 
1974, BGBl. Nr. 418, sowohl durch Erweiterungen seines 
Anwendungsbereichs als auch durch Erweiterung und 
Erhöhung der Leistungen verbessert w orden ist. 
Das Familienlastenausgleichsgesetz 1967 enthält einige für 
Frauen wesentliche Bestimmungen : 

8.1.1 GeburtenbeihiHe 

Die Bestimmungen · über die Geburtenbeihilfe tragen der 
besonderen Stellung der Frau als Mutter Rechnung und 
kennen keine Anspruchsberechtigung des Mannes. 
Anspruch auf Geburtenbeihilfe hat demnach die Muttet: für 
jedes von ihr geborene Kind, �nd zwar auf 16.000 S, wenn 
die im Mutter-Kind-Paß vorgesehenen Untersuchungen 
der werdenden Mutter und des Kindes durchgeführt wer­
den, sonst auf 2.000 S .. Hat die Mutter die in ihrer Person 
gelegenen Anspruchsvoraussetzungen erfüllt, ist sie jedoch 
noch vor der Antragstellung gestorben, so geht der 
Anspruch auf das Kind über, wenn es sich im Inland 
aufhält. 
Minderjährige Mütter, die das 15. Lebensjahr vollendet 
haben, bedürfen zur Geltendmachung ihres Anspruchs und 
zur Empfangnahme der GeburtenbeihiHe nicht der Einwil­
ligung ihres gesetzlichen Vertreters, solange dem Finanz­
amt keine gegenteilige Anordnung des gesetzlichen Vertre­
ters bezüglich der Auszahlung vorliegt. Gleiches gilt für 
beschränkt entmündigte Mütter. 

8.1.2 FamilienbeihiIfe 

Die Bestimmungen über die Familienbeihilfe unterschei­
den im allgemeinen nicht zwischen. den Geschlechtern. Die 
wesentlichen Anknüpfungen, wie "anspruchsberechtigte 
physische Person, der die Leistung erbracht wird" und 
"Kind, für das die Leistung erbracht wird", sind 
geschlechtsneutral. Unterscheidungen ergeben sich aus der 
Anwendbarkeit gesetzlicher Regelungen aus anderen 
Rechtsgebieten oder aus der Notwendigkeit der Anpassung 
von Bestimmungen des Familienlastenausgleichsgesetzes 
1967 an andere Rechtsgebiete, um die Einheit der Rechts­
ordnung zu wahren. 
So ist für die Anspruchsberechtigung auf Familienbeihilfe 
die Haushaltszugehörigkeit des Kindes oder die überwie­
gende Tragung der Kosten für dieses maßgebend (§ 2). 
Anspruch auf Familienbeihilfe für ein Kind hat eine Person 
demnach dann, wenn das Kind zu ihrem Haushalt gehört 
oder, sofern es nicht zu ihrem Haushalt gehört, überwie- . 
gend auf ihre Kosten unterhalten wird. Zum Haushalt einer 
Person gehört ein Kind dann, wenn es bei einheitlicher 
Wirtschaftsführung unter Leitung dieser Person deren 
Wohnung teilt oder sich zu anderen als Erwerbszwecken 
vorübergehend außerhalb dieser Wohnung aufhält. Zur 
Beurteilung der Frage, welcher Person die Leitung der 
einheitlichen haushaltlichen Wirtschaftsführung zusteht, ist 
§ 91 ABGB heranzuziehen. Demnach steht im Fall eines 
ehelichen Haushalts das Recht zur Leitung des Haushalts 
dem Mann zu. -Bei aufrechter Ehe und gemeinsamem 
Haushalt hat demnach grundsätzlich nur der Mann einen 
Anspruch auf FamilienbeihiHe. Hier ergibt sich aus der 
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Anwendbarkeit von Grundsätzen des bürgerlichen Rechts 
eine Benachteiligung der Frau. Im Fall der Änderung des 
Familienrechts in der vorgesehenen Weise wird sich selbst­
tätig für die ' Frau eine gleichberechtigte Stellung mit dem 
Mann auch auf dem Gebiet der Familienbeihilfe ergeben. 
Von dieser Begünstigung des Vaters als Folge seiner 
generellen Anspruchsberechtigung gibt es allerdings bereits 
jetzt Ausnahmen: 
Begehren für dasselbe Kind zwei oder mehrere Personen, 
die die Anspruchsvoraussetzungen erfüllen, die Familien­
beihilfe, so ist sie der Person zu gewähren, zu deren 
Haushalt das Kind gehört (§ 1 1). Das bedeutet, daß von 
getrennt lebe�den Eltern die Mutter dann das Recht hat, 
Familienbeihilfe zu beziehen, wenn das Kind in ihrem 
Haushalt lebt, und zwar auch dann, wenn der Vater 
überwiegend den Unterhalt für das Kind bestreitet. Das 
gleiche Recht gilt allerdings auch für den Vater oder eine 
andere Person, wenn die Haushaltszugehörigkeit des Kin-
des dort gegeben ist. 

. 

Mit Zustimmung des Anspruchsberechtigten kann die 
Familienbeihilfe dann an die Mutter . ausbezahlt werden, 
wenn sie dies beantragt und das Kind mit ihr im gemeinsa­
men Haushalt lebt. Mangels einet solchen Zustimmung hat 
das Vormundschafts- oder das Pflegschaftsgericht auf 
Antrag der Mutter, gegebenenfalls eines Dritten (etwa des 
Jugendamts als Amtsvormund), die Zustimmung des 
Anspruchsberechtigten durch Gerichtsbeschluß zu erset­
zen, wenn sonst die Verwendung der Familienbeihilfe für 
das nicht eigenberechtigte Kind nicht gewährleistet ist. Das 
Finanzamt hat die Familienbeihilfe auf Grund eines 
Antrags der durch Gerichtsbeschluß zur Empfangnahme 
berechtigten Person an diese statt an den Anspruchsbe­
rechtigten auszuzahlen (§ 12). Diese Bestimmungen (über 
die sogenannte "Empfangsberechtigung") gelten auch für 
den Fall der aufrechten Ehe oder Haushaltsgemeinschaft. 
Es soll damit gesichert werden, daß die Familienbeihilfe 
tatsächlich dem Kind zugute kommt. 
Mit der Novelle zum Familienlastenausgleichsgesetz 1967 
vom 12. Juli 1974, BGBI. Nr. 418, ist ein neuer § 12 a 
eingefügt worden, nach dem die Familienbeihilfe auf die 
Unterhaltsleistung eines vom Kind getrennt lebenden 
Elternteils (in der. Regel des Vaters) nur zur Hälfte 
angerechnet werden darf. Vorher war es die Praxis der 
Rechtsprechung, von dem zunächst festgestellten Unterhalt 
die volle Familienbeihilfe abzuziehen und den sich so 
ergebenden Restbetrag als zu leistenden Unterhalt zuzuer­
kennen. Die Familienbeihilfe kam damit auch dann, wenn 
sie die Mutter (bzw. die Person, bei der das Kind haushalts­
zugehörig war) bezog, dem unterhaltsleistenden Vater 
zugute. Die Neuregelung trägt der Erziehungs- und der 
'Betreuungsleistung, die von der mit dem Kind zusammen­
lebenden Person erbracht wird, Rechnung und ist eine 
echte Hilfe für die Halbfamilie. 
Die Familienbeihilfe beträgt derzeit für ein Kind 340 S, für 
zwei Kinder 740 S, für drei Kinder 1 .275 S, für vier Kinder 
1 .705 S, für jedes weitere Kind 460 S. In den Monaten 
Februar, Mai, August und November wird je eine halbe 
Beihilfe zusätzlich ausbezahlt. Für jedes körperlich oder 
geistig erheblich behinderte Kind erhöht sich die Familien­
beihilfe um 340 S monatlich. 

8.1.3 Weitere Leistungen des Familienlastenausgleichs 
sind die " SchuJfahrtbeibiHe, die Schulfreifahrt und die 
unentgeltliche BeisteUung von Schulbüchern. Sie kommen 
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unmittelbar dem Kind zugute. Der Anspruch darauf ist 
jedoch an die Bezugsberechtigung für die Familienbeihilfe 
geknüpft. 

8.2 Steuerrecht 

Grundsätzlich werden Mann und Frau auf dem Gebiet des 
Abgabenrechts gleich behandelt, das gilt besonders für die 
Realsteuern, etwa die Gewerbesteuern, und das 
Verfahrensrecht (BAO und AbgEO). Auf dem Gebiet des 
Einkommensteuerrechts sind jedoch bestimmte Regelun­
gen für die Frau von besonderer Bedeutung. 

8.2.1 Im Einkommensteuerrecht . hat das Einkommen­
steuergesetz 1972 eine für die Frau bedeutende Änderung 
gebracht: An die SteUe des bis dahin geltenden Grundsat­
zes der Haushaltsbesteuerung (die Steuerbemessungs­
grundlage wird durch Zusammenlegung aller Einkünfte der 
im gemeinsamen Haushalt lebenden Ehegatten gebildet) ist 
der der ' IndividuaIbesteuerung (die Einkünfte des 
Ehemanns und der Ehefrau werden, auch wenn diese im 
gemeinsamen Haushalt leben, getrennt veranlagt) getreten. 
U. a. bedeutet dies, daß jeder steuerpflichtige Ehegatte 
selbst Absetzbeträge, etwa für Leistungen auf Grund eines 
Bausparvertrags, einer Kranken- oder einer Lebens­
versicherung, geltend machen kann. Damit wird auf dem 
Gebiet des Einkommensteuerrechts der geänderten 
Familienstruktur noch vor der Änderung der dies­
bezüglichen . bürgerlich-rechtlichen Bestimmungen 
(s. 4.1 .2.5) Rechnung getragen. 
8.2.2 Eine notwendige Folge der Einführung der 
Individualbesteuerung ist die Abschaffung der früheren 
Steuergruppen A (für Ledige) und B (für Verheiratete), 
aus denen sich eine unterschiedliche Belastung dieser 
beiden Gruppen von Steuerpflichtigen ergeben hat. Diese 
Konsequenz ist aber nicht bereits mit dem ab 1. 1 .  1973 in 
Kraft stehenden Einkommensteuergesetz 1972, sondern 
erst mit der EinkommensteuergesetznoveUe 1974, die am 
1 .  1 .  1975 in Kraft trat, vollzogen und verwirklicht worden. 
Die Abschaffung der beiden Steuergruppen A und B 
bedeutet nicht zuletzt auch die steue,rrechtliche Anerken­
nung der. Eigenständigkeit der selbständigen Frau. 
8.2.3 Das Einkommensteuergesetz 1972 hat auch die 
früheren Steuerfreibeträge (Abzüge von der Steuerbemes­
sungsgtundlage) in Steuerabsetzbeträge umgewandelt; die 
Steuerabsetzbeträge sind deshalb sozial gerechter, weil sie 
direkt die Steuer mindern und somit unabhängig von der 
Höhe des Einkommens jedem zukommen, dem sie zuste­
hen. In .diesem Zusammenhang seien folgende Steuerab­
setzbeträge erwähnt: 
Der Alleinverdienerabsetzbetrag von 2400 S (ab 1. 1 .  
1975) steht jedem Verheirateten zu, wenn der andere 
Ehegatte keine oder nur geringe Einkünfte bezieht. 
Die Kinderabsetzbeträge (4200 S für- jedes Kind ab 1. 1 .  
1975) stehen, wenn ein Ehegatte Anspruch auf den Allein­
verdienerabsetzbetrag hat, diesem, und wenn beide Ehe­
gatten Einkünfte beziehen, jedem von ihnen je zur Hälfte 
zu; somit sind Kinder von Alleinverdienern und von 
Doppelverdienern steuerlich in gleicher Weise berücksich­
tigt. Verdient jeder Ehegatte, so kann einer von ihnen, 
auch wenn er nicht Anspruch auf den Alleinverdiener­
absetzbetrag hat, beantragen, daß er allein den vollen 
Kinderabsetzbetrag erhält, wenn der andere Ehegatte 
darauf ausdrücklich verzichtet. Diese Möglichkeit ist vor 
allem dann von Bedeutung, wenn die Einkünfte der Ehe-
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gatten verschieden hoch sind. Der Kinderabsetzbetrag steht 
grundsätzlich bis zur Erreichung der Volljährigkeit des 
Kindes zu. Im Fall der Berufsausbildung des Kindes und 
der überwiegenden Kostentragung durch den steuerpflich­
tigen Elternteil bleibt der Anspruch auf den Kinderabsetz­
betrag längstens bis zur Vollendung des 27. Lebensjahrs des 
Kindes bestehen (nach dem Eintritt"der Volljährigkeit des 
Kindes kann der Kinderabsetzbetrag nur einem Steuer­
pflichtigen gewährt werden, er ist also nicht teilbar). 
Im Fall der ersten Eheschließung werden die durch die 
Neueinrichtung des ersten gemeinsamen Hausstandes ent­
standenen Aufwendungen durch eine unmittelbare 
Heiratsbeihille in der Höhe von 15 .000 S abgegolten, die 
jedem Ehegatten, unabhängig von der Erzielung eigener 
Einkünfte, je zur Hälfte gebührt. Diese Regelung besteht 
seit dem Einkommensteuergesetz 1971 und bringt jungen 
Ehepaaren unmittelbar Geld. Früher konnten die nach der 
ersten Eheschließung durch eine Neueinrichtung des ersten 
gemeinsamen Hausstandes entstandenen Aufwenoungen 
als außergewöhnliche Belastung, somit als Abzugspost 
vom Einkommen bei der Ermittlung der Steuerbemes­
sungsgrundlage, berücksichtigt werden. 
Alle diese Regelungen tragen im Abgabenrecht dem 
Grundsatz der Gleichberechtigung Rechnung. Der Allein­
verdienerabsetzbetrag gebührt z. B. auch der Frau, wenn 
sie berufstätig ist und ihr Ehemann keine oder nur gering­
fügige Einkünfte hat. Auch der Ehemann kann zugunsten 
der Ehefrau auf seinen Teil des Kinderabsetzbetrags ver­
zichten, wenn sich dies z. B. infolge des höheren Einkom­
mens der Ehefrau als zweckmäßig erweisen sollte. Auch 
wird die Heiratsbeihilfe jedem Ehegatten für sich und 
unabhängig voneinander gewährt. 

9 SOZIALVERSICHERUNGSRECHT 

9.1 Kranken-, Unfall- und Pensionsversichemng 

Die Kranken-, die Unfall- und die Pensionsversicherung 
sind im Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz (ASVG) 
und in einer Reihe weiterer Gesetze geregelt, die für 
bestimmte Berufsgruppen gelten (so etwa das B-KUVG für 
die Kranken- und die Unfallversicherung öffentlich 
Bediensteter, das GSKVG 1971  für die Krankenversiche­
rung der in der gewerblichen Wirtschaft selbständig 
Erwerbstätigen, das B-KVG für die Krankenversicherung 
selbständiger Landwirte, das GSPVG für die Pensionsversi­
cherung der in der gewerblichen Wirtschaft selbständig 
Erwerbstätigen und das B-PVG für die Pensionsversiche­
rung der selbständigen Laridwirte). Im allgemeinen sind die 
Regelungen dieser Gesetze weitgehend aufeinander abge­
stimmt. Im einzelnen ergeben sich Untyrschiede, auf die 
hier nicht näher " eingegangen werden muß. Die folgende 
Darstellung geht von der Regelung " im ASVG aus. 
9.1.1 Bezüglich der sozialversicherungsrechtlichen Stel­
lung der Frau ist grundsätzlich das Versicherungsverhältnis 
maßgebend. Eine berufstätige Frau ist in der Regel selbst 
pflichtversiehert, und aus ihrer Pflichtversicherung leitet 
'sich unmittelbar ihre sozialversicherungsrechtliche Stellung 
ab. Eine nicht bemfstätige Frau hingegen steht nur insoweit 
unter dem Schutz der Sozialversicherung, als ihr als einer 
Angehörigen einer pflichtversicherten ' Person Sozial­
versicherungsleistungen zustehen. Zum Kreis dieser An, 
gehörigen zählen im allgemeinen u; �. auch die Ehefrau 

5 Recht und Kriminalität 

und die Tochter sowie andere weibliche Angehörige des 
Pflichtversicherten. 
9.1.2 Soweit ein sozialversicherungsrechtlicher Anspruch 
aus einer eigenen Berufstätigkeit der Frau besteht, sind 
bezüglich der Leistungsansprüche aus der gesetzlichen 
Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung Mann und 
Frau grundsätzlich gleichberechtigt. Sozialversicherungs­
rechtliche Sonderregelungen für die Frau wurden unter 
Hinweis auf ihre biologischen Funktionen eingeführt: hin­
zuweisen ist etwa auf den Pensionsanspruch aus dem 
Versicherungsfall des Alters (§§ 253 ff. ASVG), der bei 
weiblichen Versicherten fünf Jahre früher als bei Männern 
eintritt. Die Art und die Höhe der Leistungen aus dem 
Versicherungsfall der Mutterschaft (§§ 157 ff. ASVG) hän­
gen u. �. davon ab, ob die Frau auf Grund eigener Be­
rufstätigkeit pflichtversichert ist oder ihr nur der Ver­
sich�r�ngsscbutz für Angehörige zukommt. 

9.1.3 Dies gilt freilich nur insofern, als es sich um den 
Versicherungsschutz des Versicherten selbst handelt. Das 
Sozialversicherungsrecht baut auf dem noch nicht geänder� 
ten, patriarchalisch strukturierten . Familienrecht des 
ABGB und damit auf der grundsätzlich einseitigen Unter­
haltspflicht des Mannes gegenüber der Frau und der 
vorrangigen Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber seinen 
Kindern auf. Auf Grund dessen ist wohl die Ehefrau als 
Angehörige ihres pflichtversicherten Ehemanns mitversi­
chert, nicht aber auch der Ehemann einerpflichtversicher­
ten Frau -" die Ausnahmen können in diesem Zusammen­
hang vernachlässigt werden. 
Die sozialversicherungsrechtliclie Stellung der Frau auf­
grund eigener Berufstätigkeit wird eingehend im Kapitel 
"Die Frau im Beruf" behandelt. Die Ausführungen unter 9 
beziehen sich somit im wesentlichen auf die sozialversiche­
rungsrechtliche Stellung der Frau, unabhängig von ihrer 
eigenen Berufsausübung, somit also aufgrund ihrer 
Ansprüche als Angehörige nach einem Pflichtversicherten. 

9.1.4 Sonderleistungen für Frauen und Waisen 

Besonders für Frauen (Pflichtversicherte oder Angehö­
rige) sind folgende Leistungen der Sozialversicherung vor­
gesehen: 
Im Rahmen der Krankenversicherung Leistungen aus dem 
Versicherungsfall der Mutterschaft, und zwar Entbindungs­
beitrag, ärztlicher Beistand und Hebammenbeistand, Heil­
mittel, Heilbehelfe, Anstaltspflege, Beförderungskosten. 
Im Rahmen " der Unfallversicherung Hinterbliebenen­
renten, und zwar Witwenrenten, Witwenbeihilfen und 
für Angehörige beiderlei Geschlechts Waisenrenten, 
Eltern- und Geschwisterrenten. 
Im Rahmen der Pensionsversicherung sind folgende An­
sprüche von besonderer Bedeutung: 
Witwenpension 
GeII).äß § 258 hat die Witwe nach dem Tod des versicherten 
Ehegatten Anspruch auf Witwenpension (Abs. 1). 
Die Witwenpension gebührt nicht (Abs. 2), wenn die Ehe 
in einem Zeitpunkt geschlossen wurde, in dem der Ehe­
gatte bereits Anspruch auf eine Pension aus dem Versiche­
rungsfaIl des Alters oder der geminderten Arbeitsfähigkeit 
mit Ausnahme des Knappschaftssoldes und der Knapp­
schaftspension hatte (Z. 1), es wäre denn, daß " 

" 

die Ehe mindestens drei Jahre gedauert und der Altersun­
terschied der Ehegatten nicht mehr als 20 Jahre betragen 
hat (Buchst. a) oder 

' 

die Ehe mindestens fünfJahre gedauert uIid der Altersun-
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terschied der Ehegatten nicht mehr als 25 Jahre betragen 
hat (Buchst. b) oder 
die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert und der Altersun­
terschied der Ehegatten mehr als 25 Jahre betragen hat 
(Buchst. c) ; 
wenn die Ehe in einem Zeitpunkt geschlossen wurde, in 
dem der Ehegatte bereits das 65.  Lebensjahr überschritten 
und keinen Anspruch auf eine in Z. 1 bezeichnete Pension 
hatte, es wäre denn, daß die Ehe zwei Jahre gedauert hat 
(Z. 2). 
Gemäß Abs. 3 gilt Abs. 2 nicht, 
wenn in der Ehe ein Kind geboren oder durch die Ehe ein 
Kind legitimiert wurde oder die Witwe sich im Zeitpunkt 
des Todes des Ehegatten erwiesenermaßen im Zustand der 
Schwangerschaft befunden hatte oder in diesem Zeitpunkt 
dem Haushalt der Witwe ein Kind des Verstorbenen 
angehörte, das Anspruch auf Waisenpension hat; 
wenn die Ehe vor dem 12. Juni 1949 geschlossen worden ' 
ist; 
wenn die Ehe von Personen geschlossen wurde, die bereits 
früher miteinander verheiratet gewesen sind und bei Fort­
dauer der früheren Ehe der, Witwenpensionsanspruch nicht 
ausgeschlossen gewesen wäre. 
Witwenpension gebührt, sofern nicht ein Ausschließungs­
grund nach Abs. 2 im Zusammenhalt mit Abs. 3 vorliegt, 
auch der Frau, deren Epe mit dem Versicherten für nichtig 
erklärt, aufgehoben oder geschieden worden ist, wenn ihr 
der Versicherte zur Zeit seines Todes Unterhalt (einen 
Unterhaltsbeitrag) aufgrund eines gerichtlichen Urteiles, 
eines gerichtlichen Vergleiches oder einer vor Auflösung 
(Nichtigerklärung) der Ehe eingegangenen vertraglichen 
Verpflichtung zu leisten hatte, und zwar sofern und so­
lange die Frau nicht eine neue Ehe geschlossen hat 
(Abs. 4). 
Gemäß § 264 beträgt die Witwenpension grundsätzlich 66 
v. H. der Invaliditäts(Alters)pension, auf die der Versi­
cherte Anspruch hatte oder Anspruch gehabt hätte. Nach 
§ 264 Abs. 4 darf die Witwenpension den gegen den 
Versicherten zur Zeit seines Todes bestehenden Anspruch 
auf Unterhalt sowie die der hinterlassenen Witwe aus 
demselben Versicherungsfall gebührende Witwenpension 
nicht übersteigen (auf die Kürzungshestimmungen wird 
nicht eingegangen). 

Abfertigung 
Gemäß § 265 Abs. 1 gebührt der Bezieherin einer Witwen­
pension, die sich wiederverehelicht hat, eine Abfertigung in 

, der Höhe des 70fachen der Witwenpension, auf die sie im 
Zeitpunkt der Schließung einer neuen Ehe , Anspruch 
gehabt hat, einschließlich eines Hilflosenzuschusses und 
ausschließlich einer Ausgleichszulage, die in diesem Zeit­
punkt gebührt haben. 

Abfindung 
Gemäß § 269 steht unter bestimmten Voraussetzungen im 
Fall des Todes, des Versicherten der Witwe, die keinen 
Anspruch auf Witwenversorgung hat, und den Kindern, die 
keinen Anspruch auf Waisenpension haben, ein Anspruch 
auf Abfindung zu. Diese beträgt höchstens das Sechsfache 
der Bemessungsgrundlage (Abs. 2): 

Waisenpension 
Die Kinder des Versicherten haben Anspruch auf Waisen­
pension; über das vollendete 18.  Lebensjahr hinaus wird 
diese nur auf Antrag gewährt (§ 260). Die Waisenpension 
beträgt für jedes einfach verwaiste Kind 40 v. H., für jedes 
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doppelt verwaiste Kind 60 v. H. der Witwen(Witwer)pen­
sion, auf die nach dem verstorbenen Elternteil Anspruch 
besteht oder bestände (§ 266). 

9.1.5 Gesetzgeberische Vorhaben 

Zur Zeit sind folgende gesetzgeberische Vorhaben in 
Bearbeitung: 
Einbeziehung der Lebensgefährtin in den Kreis der 
Anspruchsberechtigten auf Hinterbliebenenpension. 
Aufgrund einer ' Entschließung des Nationalrats sind 
derzeit Ermittlungen im Gang, unter Mithilfe der Sozial­
versicherungsträger, der gesetzlichen Interessenvertretun­
gen, der Berufsvereinigungen und der Pensionistenvereini­
gungen festzustellen, wie sich das Fehlen eines sozialversi­
cherungsrechtlichen Schutzes auf die Lebensgefährtinnen 
auswirkt und wie groß der davon betroffene Personenkreis 
ist. 
Einbeziehung erwerbsfähiger, männlicher, nicht pflichtver- , sicherter Ehegatten, die , nicht berufstätig sind und den 
Haushalt sowie die Kinder betreuen, in den Kreis der 
Personen, die auf Grund einer Pflichtversicherung der 
Ehefrau und Mutter den für Angehörige bestehen­
den Versicherungsschutz genießen. Derzeit besteht dieser 
Versicherungsschutz für einen Ehemann als Angehörigen 
der pflichtversicherten Ehefrau nur im Fall der Erwerbsun­
fähigkeit. 

9.2 Sonstiges SoziaIversicherungsrecht 

Kriegsopferversorgungsgesetz 1957 (KOVG) 

Verheirateten Kriegsbeschädigten wird zur Zusatzrente 
(einkommensabhängige Leistung) eine Frauenzulage 
gewährt (§ 17 KOVG). Witwen nach Kriegs�eilnehmern 
(Kriegsbeschädigten) erhalten eine Witwenrente, wenn der 
Tod die Folge der Dienstbeschädigung ist. Den Witwen 
nach Empfängern einer Pflege- oder Blindenzulage der 
Stufe III-V gebührt zur Witwenrente eine Zulage (§ 35 a 
KOVG). Abgesehen von diesen grundsätzlichen Bestim­
mungen ist die Frau dem Mann im wesentlichen gleich­
gestellt. 
In der Beschädigtenversorgung wird den schwerkriegsbe­
schädigten Männern (Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
wenigstens 50 v. H.) die Alterszulage ab Vollendung des 
60. Lebensjahres (Minderung der Erwerbsfähigkeit von 
wenigstens 50 v. H.), schwerkriegsbeschädigten Frauen 
aber schon ab Vollendung des 55 .  Lebensjahres gewährt 
(§ 1 1  Abs. 2 KOVG). 
In der Elternversorung sind weibliche Elternteile insofern 
günstiger gestellt, als die Kriegermutter bereits mit Voll� 
endung des 55 .  Lebensjahrs einen Anspruch auf Gewäh­
rung der Elternrente - ohne nähere Prüfung der Arbeitsfä� , ' 
higkeit - hat, der Kriegervater aber erst ab Vollendung des 
60. Lebensjahrs (§ 45 Abs. 2 KOVG). 
Heeresversorgungsgesetz (HVG) 
Im wesentlichen gelten auf diesem Rechtsgebiet ähnliche 
Regelungen wie nach dem KOVG. 
Opferfürsorgegesetz (OFG) 
Verheirateten Beziehern einer Unterhaltsrente zur Opfer­
rente (einkommensabhängige Leistung) wird eine höhere 
Unterhaltsrente gewährt als unverheirateten. Witwen nach 
Opfern, die im Bezug von Rentenleistungen nach dem 
OFG gestanden haben, erhalten Hinterbliebenenversor-
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gung. Die Lebensgefährtiimen sind den Witwen hinsichtlich 
des Rentenbezuges gleichgestellt. Der Fall, daß die Frau 
(Lebensgefährtin) - ohne hierzu rechtlich verpflichtet 
gewesen zu sein - dem Mann (Lebensgefährten) Unterhalt 
geleistet hat, ist im OFG durch die Aufnahme des Witwers 
(Lebensgefährten) in den Kreis der anspruchsberechtigten 
Hinterbliebenen berücksichtigt. 
Hinsichtlich des Anspruchs auf Alterszulage, die ähnlich 
wie in der Kriegsopferversorgung auch den Beziehern einer 
Opferrente gewährt wird, bestehen ähnliche Regelungen 
wie nach dem KOVG. Das gleiche gilt fili den An,spruch 
auf Elternrente. 

Hilfeleistung an Opfer von Verbrechen 
Das BG v. 9. Juli 1972, BGB!. Nr. 288, über die Gewäh­
rung von Hilfeleistungen an Opfer von Verbrechen idF BG 
BGBI Nr. 330/1973 gewährt verheirateten Beziehern einer 
Geldleistung (§ 3) eine höhere Geldleistung als ledigen, 
wenn der anspruchsberechtigte Ehemann (die anspruchs­
berechtigte Ehefrau) den Ehegatten überwiegend erhält. 
Mit dieser Bestimmung wurde der angestrebten Gleichbe­
rechtigung der Frau Rechnung getragen. 
Dieses BG enthält keine die Rechtsstellung der Frau im 
besonderen betreffenden Anordnungen. 

Invalideneinstellungsgesetz (IEinstG) 
Eine unterschiedliche Behandlung von männlichen und 
weiblichen Invaliden ist nicht vorgesehen. 
Um Kriegerwitwen und Frauen, die diesen gleichstehen 
(z. B. . Witwen nach Unfallopfern), in ausreichendem Maß 
Arbeitsplätze zu sichern, sieht § 5 Abs. 3 IEinstG eine 
besondere Anrechnung dieser Frauen auf die Pflichtzahl 
vor. Der sonst für den Bereich des IEinstG erforderliche 
Nachweis für das Ausmaß der Gesupdheitsschädigung 
entfällt für die genannte Gruppe der Dienstnehmerinnen. 

10 ARBEITSRECHT 

In dit<sem Teil wird nur auf einige gnindlegende Gesichts­
punkte des Arbeitsrechts hingewiesen, die für die Frau 
bedeutungsvoll sind. Eingehendere Ausführungen finden 
sich im Kapitel "Die Frau iin Beruf". 

10.1 Intemationales Recht 

Die innerstaatliche Gesetzgebung ist bezüglich der arbeits­
rechtlichen Stellung der Frau durch einige Ülternationale 
Übereinkommen gebunden, so durch das Übereinkommen 
Nr. 45 über die Beschäftigung von Frauen bei Untertag­
arbeiten in Bergwerken jeder Art, das Übereinkommen 
.Nr. 89 über die Nachtarbeit der Frauen im Gewerbe, das 
Übereinkommen NI'. 100 über die Gleichheit des Entgelts 

. männlicher ' und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige 
Arbeit.- das Übereinkommen Nr: 103 über den Mutter­
schutz und das Übereinkommen Nr: 1 1 1  über die Diskrimi­
nierung in Beschäftigung und Beruf (s. 1 .2). 

10.2 Verfassuitgsrecht 

Besonders auch auf dem Gebiet des Arbeitsrechts ist das 
verfassungsrechtliche Gleichheitsgebot bedeutsam (s. 2). 
Sondervorschriften für die Frauen sind daher grundsätzlich 
nur dort verfassungsrechtlich unbedenklich, ja sogar gebo­
ten, wo sich aus der biologischen Verschiedenheit zwischen 
Mann und Frau eine Sonderregelung für Frauen notwendig 
erweist, so auf dem Gebiet des Mutterschutzrechts' (s. 7.3). 

10.3 Einzelne Gebiete 

10.3.1 Mutterschutzgesetzgebung 
Die Frau ist in Österreich vor und nach der Entbindung 
eines Kindes arbeitsrechtlich besonders geschützt (s. 7.3). 

10.3.2 Nachtarbeit 
Entsprechend der internationalrechtlichen Verpflichtung 
(s. 10.1), ist in Österreich mit dem BG v. 25. Juni 1969, 
BGB!. Nr. 237, über die Nachtarbeit der Frau idF BG 
BGB!. Nr. 235/1972 in diesem Bereich eine den sozialen 
und wirtschaftlichen Erfordernissen entsprechende Rege­
lung geschaffen worden. Demgemäß besteht ein grundsätz­
liches Nachtarbeitsverbot für alle Dienstnehmerinnen. Das 
Gesetz enthält jedoch eine große Zahl von Ausnahmebe­
stimmungen, die sich auf bestimmte Beschäftigungen und 
Branchen beziehen bzw. findet auf verschiedene Berufe 
keine Anwendung. Eine ausführliche Darlegung des Nacht­
arbeitsverbotes ist im Kapitel "Die Frau im Beruf'" ent­
halten. 

10.3.3 Frage des gleichen Entgelts von Frauen und 
Männem 

Österreich hat - wie bereits erwähnt - 1954 das Überein" 
kommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männli­
cher und weiblicher Arbeitskräfte fili gleichwertige Arbeit 
ratifiziert. Dieses Übereinkommen fordert vom ratifizie­
renden Staat, daß er mit allen Mitteln, die ihm aufgrund der 
bestehenden Lohnregelungseinrichtungen zur Verfügung 
stehen; die Anwendung des Grundsatzes der Gleichheit des 
Entgelts für männlich«:: und weibliche Arbeitskräfte bei 
gleicher Arbeitsleistung auf alle Arbeitnehmer fördert und 
sicherstellt. Die Verwirklichung dieses Grundsatzes kann 
im Weg der Gesetzgebung, dUrch gesetzlich geschaffene 
oder anerkannte Einrichtungen zur Lohngestaltung, durch 
Kollektivverträge oder durch eine Verbindung dieser Mit­
tel geschehen. 
Da dem verfassungsI'echtlichen Gleichheitsgrundsatz (s. 2) 
nach Lehre und Rechtsprechung keine Drittwirkung 
zukommt, sind nur der Gesetzgeber und die die Gesetze 
anwendenden Behörden an diesen Grundsatz gebunden, 
nicht jedoch Privatpersonen hinsichtlich der Gestaltung 
ihrer Rechtsverhältnisse untereinander. ·Das bedeutet, daß 
der verfassungsrechtliche Gleichheitsgnindsatz einen 
Arbeitgeber nicht verpflichtet, Frauen und Männer seines 
Unternehmens bezüglich der Entlohnung gleich zu behan­
deln. Daher ist fili die Verwirklichung der dem Gleichheits­
grundsatz zUgrunde liegenden Gedanken die Frage wichtig, 
ob dieser Grundsatz im · Rechtsleben zum Tragen komriJ.t. 
Grundsätzlich wendet die österreichische Rechtsprechung, 
von allgemeinen Rechtsprinzipien (wie "guter Sittenklau­
sel") ausgehend, den Gleichbehandlungsgrundsatz auf die 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnisse an. Dies bedeutet, 
daß die Arbeitgeber, sofern keine sachliche Rechtfertigung 
von Unterscheidungen gegeben ist, einzelne Arbeitnehmer 
gegenüber der Mehrheit nicht willkürlich ungünstiger 
behandeln dürfen. 
Auch die 'Frage der gleichen Entlohnung von Männern und 
Frauen bei gleichwertiger Leistung wird nach der Recht­
sprechung vom Gleichbehandlungsgrundsatz erfaßt. So hat 
der OGH in seiner E. v. 30. 6. 1959 ArbSlg 7085 
entschieden, daß bei Arbeitsverhältnissen, auf die ein 
Kollektivvertrag anzuwenden ist, der zwischen männlichen 
und weiblichen Arbeitskräften nicht unterscheidet, die 
weiblichen Arbeitskräfte nach der gleichen Lohnstufe wie 
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vergleichbare männliche Arbeitskräfte desselben Betriebes 
entlohnt werden müssen. 

-

Daraus ergibt sich, daß der Gestaltung der Lohnstufenein­
teilung in den Kollektivverträgen besondere Wichtigkeit 
zukommt. In Österreich fällt nämlich für den weitaus 
überwiegenden Teil der Arbeitnehmer die Festsetzung der 
Löhne und der Gehälter in den autonomen Bereich der 
Kollektivvertragsparteien. Der Staat kann auf diese Fest­
setzungen keinen Einfluß nehmen, er kann nur auf noch 
bestehende Ungleichheiten in den kollektivvertraglichen 
Lohnsätzen hinweisen. Tatsächlich sind im Zusammenhang 
mit der Erstattung der zweijährigen Berichte über die 
Anwendung des oben erwähnten Übereinkommens 
Nr. 100 solche Ungleichheiten in einzelnen Kollektivver­
trägen festgestellt worden. Diese Fälle haben hauptsächlich 
unterschiedliche Lohnsätze für männliche und weibliche 
Hilfsarbeiter betroffen. 
Seit der Ratifikation des Übereinkommens Nr. 100 wurden 
in zahlreichen Wirtschaftszweigen bei Neuabschlüssen von 
Kollektivverträgen , die unterschiedlichen Lohn- und 
Gehaltssätze für Frauen und Männer beseitigt. Vielfach 
gingen die Kollektivvertragsparteien dazu über, sachliche 
Beschäftigungsmerkmale für die Einstufung in die einzel­
nen Lohn- und Gehaltsgruppen festzulegen. Für den Gel­
tungsbereich dieser Kollektivverträge wird im Einzelfall zu 
prüfen sein ,  ob der Gleichbehandlungsgrundsatz durch 
entsprechende Einstufung des weiblichen Arbeitnehmers 
eingehalten wird. 
Soweit noch unterschiedliche Lohnsätze für Männer und 
Frauen in einigen, allerdings verhältnismäßig wenigen und 
nur kleinere Wirtschaftszweige betreffenden Kollektivver­
trägen bestehen, wird es zunächst Aufgabe der Kollektiv­
veit�agsparteien sein festzustellen , ob die Unterschiede in 
den Entlohnungssätzen tatsächlich und durchwegs auf 
unterschiedlichen Leistungen beruhen. Eine Prüfung wird 
vor allem deshalb notwendig sein, weil die technische 
Entwicklung unter Umständen Unterschiede , die früher 
gerechtfertigt waren, zum Verschwinden gebracht hat. 
E�enso wird es aber auch erforderlicp sein, die Lohngrup� 
penstruktur von Kollektivverträgen, die keine Unter­
schiede mehr aufweisen und daher formell dem Gleich­
l1eitsgrundsatz entsprechen, zu durchleuchten, ob das Ver­
hältnis der einzelnen Lohngruppen zueinander, insbeson­
dere solcher Grupperi, die fast ausschließlich auf weibliche 
Arbeitnehmer zutreffen, noch den mit der Arbeits­
leistung -verbundenen Anforderung�n an den Arbeit­
nehmer entspricht . Hiebei wird man die traditionellen 
Merkmale fur die Beur1;eilung einer Arbeitsleistung 
(Beanspruchung der Muskelkraft des Arbeitnehmers) noch 
durch einige andere Merkmale, wie Uirmeinwirkung , 
Streßbelastung und dergleichen, ergänzen müssen, um zu 
einer gerechten Beurteilung zu kommen. Die Durchfüh­
rung dleser Aufgabe obliegt den Kollektivvertragsparteien. 

10.3.4 Heimarbeit 

Ein Bereich, in dem die Frauenarbeit schon immer im 
Vordergrund stand, ist die Heimarbeit. Die wirtschaftliche 
und technische Entwicklung der letzten Jahrzehnte hat 
allerdings den Umfang und vor, allem die Struktur der 
Beschäftigung in der Heimarbeit sehr stark beeinflußt. Ein 
stetiger Rückgang , der in Heimarbeit Beschäftigten ist in 
den traditionellen Heimarbeitszweigen, wie Herstellung 
von Oberbekleidung , und Wäsche und Verarbeitu'ng von 
Textilien , festzustellen, während in anderen Bereichen die 
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Zahl der Heimarbeiter sogar zunimmt. Besonders stark 
wirkt sich dieser Rückgang bei den Zwischenmeistern aus. 
Die bisherigen sozialpolitischen Probleme mit diesem 
arbeitnehmerähnlichen Personenkreis haben hiedurch eine 
gewisse Verscharfung erfahren. Eine weitere Problematik 
ergibt sich durch die Zunahme der Verrichtungen in 
Heimarbeit , die im Betrieb als Tätigkeiten zu werten sind, 
die von Angestellten erbracht werden. 
Der im BMS in Ausarbeitung befiridliche Entwurf einer 
Novelle zum Heiniarbeitsgesetz wird daher nicht nur eine 
Reihe arbeitsrechtlicher Verbesserungen, wie sie in den 
letzten Jahren die Betriebsarbeiter erreicht haben (z. B. 
Neuberechnung des Feiertagsentgeltes , Entgeltfortzahlung 
im Krankheitsfall) auch für Heimarbeiter vorsehen, son­
dern vor allem die Neugestaltung des Geltungsbereiches 
des Heimarbeitsgesetzes in Angriff nehmen. Ferner soll 
auch der arbeitsrechtliche Schutz für Heimarbeiter verbes­
sert werden, wobei zu trachten sein wird , daß die Durchset­
zung der Ansprüche der HeImarbeiter auch unter Berück­
sichtigung der Erfordernisse einer modernen Wirtschaft 
(z. B. Lohnabrechnungen durch EDV-Anlagen) gewährlei­
stet wird. Vor allem werden die auch in der Bundesrepublik 
Deutschland seit langem erfolgreich gehandhabte Befugnis 
zur Offizialklage der die Heimarbeit überwachenden Stel­
len und die systemgerechte Gestaltung des Kündigungs-

, schutzes erörtert. 

10.3.5 Arbeitnehmerschutz 

Der Schutz des Lebens und der Gesundheit der Arbeitneh­
mer bei der beruflichen Tätigkeit ist im Arbeitnehmer­
schutzgesetz (aus 1 972) geregelt. Dieses BG legt die 
Grundsätze für alle Maßnahmen und Vorkehrungen fest, 
die notwendig sind, um einen dem hochentwickelten Stand 
der technischen Wissenschaften und den modernen medizi­
nischen Erkenntnissen entsprechenden Schutz des Lebens 
und der Gesundheit der Arbeitnehmer zu erreichen und 
dessen: Weiterentwicklung zu fördern. Es regelt sowohl den 
Schutz der weiblichen als auch den der männlichen Arbeit­
nehmer bei ihrer beruflichen Tätigkeit vor den sich daraus 
ergebenden Gefahren für Leben und Oesundheit; es ver­
langt, daß bei Verwendung weiblicher Arbeitnehmer auf 

, die besonderen Erfordernisse für deren Schutz Bedacht 
genommen wird. So müssen Maßnahmen getroffen werden, 
die zur Wahrung der Sittlichkeit geboten sind ; auch ist ,auf 
die Konstitution und die Körperkräfte der weiblichen 
Arbeitnehmer besonders Rücksicht zu nehmen. Zu Arbei­
ten, die im Hinblick darauf sowie infolge ihrer Art mit einer 
erhöhten Gefährdung von Leben, Gesundheit oder Sittlich­
keit für weibliche Arbeitnehmer verbunden sind, ' dürfen 
diese nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen heran­
gezogen werden. Das Gesetz s ieht die Möglichkeit vor , 
durch Verordnung die Arbeiten zu bezeichnen, zu denen 
weibliche Arbeitnehmer nicht oder nur unter bestimmten 
Bedingungen herangezogen werden dürfen. Im Einzelfall 
kann die Arbeitnehmerschutzbehörde Abweichungen von 
diesen Vorschriften zulassen oder über die Regelung hin­
ausgehend die Beschäftigung weiblicher Arbeitnehmer 
untersagen oder von Bedingungen abhängig machen. 
Der Schutz des Lebens und der Gesundheit der Arbeitneh­
mer ist bei den modernen Produktionsmethoden vielgestal­
tiger Art., Der Arbeitgeber hat für diesen Schutz Sorge zu 
tragen, doch bedarf er der Mitarbeit eines größeren Perso­
nenkreises. Aus diesem Grund sieht das Arbeitnehmer­
schutzgesetz bestimmte betriebliche Einrichtungen hief� 
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vor, zu denen auch die Sicherheitsvertrauenspersonen 
gehören. Nach der hierüber erlassenen gesetzlichen Rege­
lung sind in Betrieben, in denen männliche und weibliche 
Arbeitnehmer beschäftigt werden, nach Möglichkeit vom 
Arbeitgeber auch männliche und weibliche Sicherheitsver-
trauenspersonen zu bestellen. . 

Die Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für weib­
liche Arbeitnehmer sind überdies in einer Reihe von 
besonderen gesetzlichen Vorschriften festgelegt, die den 
Schutz der Arbeitnehmer bei bestimmten Tätigkeiten 
regeln, so bei Arbeiten in Bleihuttenbetrieben, in Betrie­
ben zur Erzeugung von Bleiwaren oder bei der Verwen­
dung von aromatischen oder Chlorkohlenwasserstoffen 
sowie bei bestimmten Arbeiten in Glashüttenbetrieben. Im 
Bergbau dürfen Frauen unter Tag überhaupt nicht, ·  über 
Tag für rein bergmännische Arbeiten nur bei der Aufberei­
tung mine:ralischer Rohstoffe beschäftigt werden. Überdies 
bestehen besondere Beschäftigungsverbote für weibliche 
Jugendliche nach dem BG über die Beschäftigung von 
Kindern und Jugendlichen: Arbeiten im Bergbau unter Tag 
sowie Förderarbeiten ober Tag sind für weibliche Jugend­
liche verboten; Sprengarbeiten jeder Art einschließlich 
dazugehöriger Hilfsarbeiten, Arbeiten bei der Abraumbe­
seitigung und bei der Materialgewinnung in Steinbrüchen, 
Lehm-, Ton-, Sand- und Kiesgruben, beim Sortieren und 
Verladen des Materials auf Bruch- und Grubensohlen 
sowie bei der Materialgewinnung aus Flußbetten. sind für 
weibliche Jugendliche ohne Unterschied des Alters unter­
sagt. 
Im Bereich der Landwirtschaft beschäftigte Frauen, die 
einen eigenen Haushalt führen, sind ohne Schmälerung des 
Entgeltes von der Pflicht zur Arbeitsleistung an Sonn- und 
Feiertagen sowie an Vortagen vor Weihnachten, Ostern 
und Pfingsten befreit (§ 74 Landarbeitsgesetz und entspre­
chende Bestimmungen in den Landarbeitsordnungen der 
Länder, z. B. § 94 NÖ Landarbeitsordnung). 
In einer künftigen allgemeinen Regelung der Beschäfti­
gungsverbote und -beschränkungen für weibliche Arbeit­
nehmer werden solche Tätigkeiten anzuführen sein, für die 
mit Rücksicht auf die Körperkräfte und die Konstitution 
der weiblichen Arbeitnehmer sowie den weiblichen Orga­
nismus und dessen besonderes Verhalten gegenüber schä­
digenden Einwirkungen eine solche Regelung geboten ist. 

10.3.6 Den Frauen vorbehaltene Berufe 

Finige Berufe sind den Frauen vorbehalten,: 
1 .  der Hebammenberuf (nach der geübten Praxis, im 
Hebammengesetz gibt es keine ausdrückliche Bestim-
mung) ; . 
2. der Kinderkrankenpflege- und Säuglingspflegeberuf (nur 
Frauen dürfen zur Kinderkranken- und Säuglingspflege 
ausgebildet werden) ; 
3. der Kindergärtnerinnenberuf (s. 12.1) ;  
4 .  früher waren bestimmte Baugewerbe Männern vorbe­
halten (s. 13 .3). 

11 ÖFFENTLICHES DIENSTRECHT 

Für die im öffentlichen Dienst - besonders bei den Gebiets­
körperschaften (Bund, Ländern, Gemeinden) - Tätigen 
bestehen besondere Vorschriften, die vom allgemei­
nen Arbeitsrecht (s. 10) abweichen. Innerhalb des Berei­
ches des öffentlichen Dienstrechts wird einerseits zwischen 
den (pragmatisierten) Beamten, deren Dienstverhältnis 
durch einen hoheitsrechtlichen Verwaltungsakt begründet 

wird, und den Vertragsbediensteten unterschieden, deren 
Dienstverhältnis auf einer arbeitsvertragsrechtlichen 
Grundlage beruht; anderseits ergeben Sich für die bei den 
Gebietskörperschaften Tätigen Unterschiede, weil für das 
jeweilige Dienstverhältnis verschiedene Regelungen maß­
gebend sind, je nachdem ob es sich um einen Bediensteten 
des Bundes (etwa DP, Gehaltsgesetz, VBG) oder um einen 
solchen eines Landes oder einer Gemeinde handelt (etwa in 
Kärnten: Kärntner Dienstrechtsgesetz, Gesetz · über die 
fachlichen Anstellungserfordernisse von Kindergärtnerin­
nen, Erziehern an Horten und Erziehern an Schülerhei­
men, Gemeindebedienstetengesetz 1958 und Stadtbeam­
tengesetz 1969 für die Landeshauptstadt Klagenfurt und 
die Stadt Villaeh). . 

Zum öffentlichen Dienstrecht gehören auch besondere 
Vorschriften über die Vorsorge für den Bediensteten und 
seine Angehörigen im Fall der Krankheit, des Unfalls und 
des Alters. Insoweit solche besondere Vorschriften nicht 
bestehen, gelten die allgemeinen sozialversicherungsrecht­
lichen Vorschriften (s. 9). 
Im folgenden werden die Grundzüge des Dienstrechts für 
die Bundesbediensteten dargelegt, insoweit sie für die Frau 
bedeutungsvoll sind. Die dienstrechtlichen Vorschriften für 
die Landes- und Gemeindebediensteten enthalten im 
wesentlichen ähnliche Regelungen. 

11.1 RechtssteUung der Beamten 

Dienstrecht 
Die aus dem Jahr 1914 stammende und zuletzt 1972 
geänderte DP gilt für die Bundesbeamten; ausgenommen 
von ihrem Anwendungsbereich sind die Richter, die Rich­
teramtsanwärter und die Bundeslehrer. Sie regelt die 
Rechte (etwa Urlaub) und die Pflichten (etwa Dienstzeit) 
der Bundesbeamten. In keiner Bestimmung dieses Geset­
zes wird zwischen Beamten weiblichen und männlichen 
Geschlechtes unterschieden. Für die nach der DP zu 
beurteilenden Rechtsverhältnisse besteht demnach eine 
Gleichbehandlung von Mann und Frau. 
Das aus dem Jahr 1946 stammende und zuletzt 1974 
geänderte GüG regelt besondere dienstrechtliche Fragen 
(etwa Anstellungserfordernisse ) für einzelne Besoldungs­
gruppen von Bundesbeamten. Gemäß § 1 Abs. 2 dieses BG 
sind die Bundesbeamten männlichen und weiblichen 
Geschlechtes in ihrer dienstrechtlichen Behandlung grund­
sätzlich gleichgestellt. Eine verschiedene Behandlung ist 
nur insofern zulässig, als dies ausdrücklich bestimmt ist. 
Sonderbestimmungen für weibliche Beamte enthält die 
Wachebeamtendienstzweigeordnung (Anlage zu Abschnitt 
IV des GÜG). Diese sehen Unterschiede in der vorge­
schriebenen Mindestgröße von Beamten männlichen und 
weiblichen Geschlechtes und unterschiedliche Anstellungs­
erfordernisse (Fachausbildung bzw. bisherige Dienstlei­
stung) für bestimmte Dienstzweige' im Interesse einer 
Harmonisierung der Laufbahnen von Beamten männlichen 
und weiblichen Geschlechtes vor. 
Besoldungsrecht 
Das aus dem Jahr 1956 stammende und zuletzt 1974 
geänderte Gehaltsgesetz gilt für alle Bundesbeamten des 
Dienststandes. Das Gehaltsgesetz unterscheidet im allge� 
meinen nicht zwischen männlichen und weiblichen Bundes­
beamten. Einige Bestimmungen dieses BG beziehen sich 
jedoch ausdrücklich auf Beamte weiblichen Geschlechtes, 
so etwa: 
Gemaß § 4 Abs. 1 1  ruht bei einem Beamten weiblichen 
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Geschlechtes die Haushaltszulage (bezüglich des sogenann­
ten "Steigerungsbetrags", manchmal auch bezüglich des 
"Grundbetrags", also zur .Gänze), wenn der Ehemann 
Einkünfte bezieht, die eine bestimmte im Gesetz umschrie­
bene Mindesthöhe erreichen. 
Aufgrund dieser Bestimmung ergibt sich für verheiratete 
Beamte weiblichen Geschlechtes nur ein eingeschränkter 
Anspruch auf die Haushaltszulage. 

. Gemäß § 4 Abs. 13 gebührt für ein und dasselbe Kind der 
Steigerungsbetrag nur einmal. Hätten mehrere Beamte für 
ein und dasselbe Kind Anspruch auf einen . Steigerungsbe­
trag, so gebührt dieser nur dem Beamten, dessen Haushalt 
das Kind angehört; hierbei geht der Anspruch eines männ­
lichen Beamten dem Anspruch eines weiblichen Beamten 
vor. 
Gemäß § 26 Abs. 1 gebührt dem Beamten, der ohne 
Anspruch auf einen laufenden Ruhegenuß aus dem Dienst­
stand ausscheidet, eine Abfertigung; eine Abfertigung 
gebührt gemäß Abs. 3 a�ßerdem einem verheirateten 
Beamten weiblichen Geschlechtes, wenn er innerhalb von 
zwei Jahren nach seiner Ehe�chließung freiwillig aus dem 
Dienstverhältnis ausscheidet oder wenn er innerhalb von 
18 Jahren nach der Geburt eines eigenen Kindes, das im 
Zeitpunkt des Ausscheidens noch lebt, freiwillig aus dem 
Dienstverhältnis austritt. 

Kranken- und UnfaUversicherung 
Für die Kranken- und die Unfallversicherung der Bundes­
beamten gilt das B-KUVG. Für dieses BG sind im wesentli­
chen die gleichen Grundsätze maßgebend, die für die 
Bestimmungen über die Kranken- und die Unfallversiche­
rung des ASVG gelten (s. 9. 1 . 1  und 9.1 .2). 

Pensionsrecht 
Das Pensionsgesetz 1965, zuletzt 1974 novelliert, regelt die 
Pensionsansprüche der Bundesbeamten, ihrer Hinterblie­
benen und Angehörigen. Dieses BG ist für die Frauen von 
Bedeutung, weil es unter bestimmten Voraussetzungen der 
Witwe, den Kindern und der früheren Ehefrau des Beam­
ten einen Anspruch auf Pensionsversorgung - allenfalls 
auch eine Abfertigung - gewährt. 

Witwenversorg�ng 
Gemäß § 14 Abs. 1 gebührt der Witwe eines Beamten ein 
monatlicher Witwenversorgungsgenuß, wenn der Beamte 
am Sterbetag Anspruch auf Ruhegenuß gehabt hat oder im 
Fall der mit Ablauf dieses Tages erfolgten Versetzung in 
den Ruhestand gehabt hätte. 
Die Witwe hat keinen Anspruch auf Witwenversorgungsge­
nuß (Abs. 2), wenn 
sie am Sterbetag des Beamten die österreichische Staats­
bürgerschaft nicht besessen hat (Buchst. a), 
sie am Sterbetag des Beamten das 35. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat (Buchst. b). Dies gilt nicht, wenn der 
Beamte an den Folgen eines Dienstunfalles oder einer 
Berufskrankheit gestorben ist (Z. 1), die Ehe mindestens 
zehn Jahre gedauert hat (Z. 2), aus der Ehe ein Kind 
hervorgegangen ist oder hervorgeht (Z. 3), durch die 
Eheschließung ein Kind legitimiert worden ist (Z. 4), am 
Sterbetag des Beamten dem Haushalt der Witwe ein 
anderes als in der Z. 3 oder 4 genanntes Kind des verstor­
benev Beamten angehört, das Anspruch auf Waisenversor­
gungsgenuß hat (Z. 5). 
Die Witwe hat ferner keinen Anspruch auf Witwenversor­
gungsgenuß, wenn die Ehe erst während des Ruhestandes 
des Beamten geschlossen worden ist. Dies gilt nicht, wenn 
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1 .  die Ehe mindestens drei Jahre gedauert und der Alters-
. unterschied der Ehegatten nicht mehr als 20 Jahre betragen 
hat oder die Ehe mindestens fünf Jahre gedauert und der 
Altersunterschied der Ehegatten nicht mehr als 25 Jahre 
betragen hat oder die Ehe mindestens zehn Jahre gedauert 
und der Altersunterschied der Ehegatten mehr als 25 Jahre 
betragen hat, 
2. der Beamte nach der Eheschließung wieder in den 
Dienststand aufgenommen worden ist, . 
3. aus der Ehe ein Kind hervorgegangen ist oder hervor­
geht, 
4. durch die Eheschließung ein Kind legitimiert worden ist, . 
5 . . am Sterbetag des Beamten dem Haushalt der Witwe ein 
anderes als in der Z.3 0der 4 genanntes Kind des verstor­
benen Beamten angehört, das Anspruch auf Waisenversor­
gungsgenuß hat (Abs. 3). 
Gemäß § 15  Abs. 1 beträgt der Witwenversorgungsgenuß 
grundsätzlich 60 v. H. des Ruhegenußanspruchs des ver­
storbenen Beamten. Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, .daß die Witwe als Alleinstehende zur Bestreitung 
ihres Lebensunterhalts mehr als die Hälfte des Ruhegenus­
ses ihres verstorbenen Ehemanns benötigt. 
Gemäß § 24 Abs. 1 hat die Witwe eines im Dienststand 
verstorbenen Beamten einen Anspruch auf Abfertigung, 
wenn ihr kein Versorgungsgenuß gebührt. 

Waisenversorgung , 
Gemäß §§ 17 und 18 haben Kinder eines verstorbenen 
Beamten bis zum vollendeten 18. - allenfalls bis zum 26. -
Lebensjahr grundsätzlich einen Anspruch auf Waisenpen­
sion. Durch diese Bestimmungen wird die Witwe eines 
Bundesbeamten finanziell entlastet, falls sie gegenüber 
diesen Kindern unterhaltspflichtig ist. 

Versorgung der früheren Ehefrau . 
Unter den nachstehenden Voraussetzungen hat auch die 
Frau, deren Ehe mit dem Beamten für niehtig erklärt, 
aufgehoben oder geschieden worden ist, gemäß § 19 einen 
Versorgungsanspruch: 

' 

Der verstorbene Beamte muß zur Zeit seines Todes auf­
grund eines gerichtlichen Urteils, eines gerichtlichen Ver­
gleichs oder einer vor der Auflösung oder der Nichtigerklä­
rung schriftlich eingegangenen Verpflichtung gegenüber 
seiner früheren Ehefrau unterhaltspflichtig gewesen sein. 
Der Versorgungsgenuß gebührt der früheren Ehefrau nur 
auf Antrag. 
Der Versorgungsbezug, mit Ausnahme der Hilflosenzu­
lage, darf die Unterhaltsleistung nicht übersteigen, auf die 
die frühere Ehefrau gegen den verstorbenen Beamten an 
dessen Sterbetag Anspruch gehabt hat. Der Versorgungs­
genuß der Witwe und derjenige der früheren Ehefrau 
dürfen zusammen nicht 120 v. H. des Ruhegenusses des 
verstorbenen Beamten übersteigen. 
Haushaltszulage 
Dem Beamten des Ruhestandes gebührt die Haushaltszu­
lage nach den für die Beamten des Dienststandes geltenden 
Vorschriften; darüber hinaus gebührt der Witwe, deren 
Haushalt ein unversorgtes Kind angehört, die Haushaltszu­
lage, die dem Beamten gebührte, wenn er nicht gestorben 
wäre (§ 25). 
TodesfaUbeitrag 
Stirbt ein Beamter, so hat der überlebende Ehegatte, der 
am Sterbetag des Beamten mit diesem in häuslicher 
Gemeinschaft gelebt hat, noch vor den Kindern einen 
Anspruch auf Todesfallbeitrag; dieser beträgt nach einem 
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Beamten des Dienststandes das Dreifache des Monatsbe­
zugs, bei Beamten des Ruhestandes das Dreifache des 
Ruhebezugs (§§ 42, 43). ' 

. 

11.2 Vertragsbedienstete 

Dienstrecht 

D�s VBG (aus 1948), zuletzt novelliert 1973, regelt das 
DIenstrecht der Vertragsbediensteten. 
Besoldungsrecht 
Soweit sich aus dem VBG nicht anderes ergibt, gelten die 
für Beamte weiblichen Geschlechtes geltenden Anordnun­
gen über die Haushaltszulage und den Steigerungsbetrag 
auch für weibliche Vertragsbedienstete. . 
Das VBG enthält besondere, vom Gehaltsgesetz abwei­
chende Bestimmungen über die Abfertigung. Demnach 
gebührt dem Vertragsbediensteten bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses eine Abfertigung - grundsätzlich 
jedoch nicht, wenn er das Dienstverhältnis selbst kündigt. 
Allerdings hat ein Vertragsbediensteter in folgenden Fällen 
der Selbstkündigung einen Abfertigungsanspruch, und 
zwar gemäß § 35 Abs. 3, wenn 
eine weibliche Vertragsbedienstete innerhalb von sechs 
Monaten, nachdem sie sich verehelicht oder ein lebendes 
Kind geboren hat, das Dienstverhältnis kundigt; 
das Dienstverhältnis bei Männern nach Vollendung des 
65. Lebensjahres, bei Frauen nach Vollendung des 60. Le­
bensjahres durch den Dienstnehmer gekündigt wird und 
das Dienstverhältnis mindestens zehn Jahre ununterbro­
chen gedauert hat. 
Kranken-, Unfall- und Pensionsversichemog 
Das ASVG sichert dem Vertragsbediensteten und seinen 
Angehörigen die Vorsorge im Fall der Krankheit, des 
Unfalls und des Alters (s. 9.1).  

11.3 AUgemeine Personalangelegenheiten 

Neben den unter 1 1 . 1  und 1 1 .2 erwähnten dienstrechtli­
chen Vorschriften sind für den im öffentlichen Dienst 
Tätigen noch eine Reihe weiterer Vorschriften für seine 
dienstliche Stellung von Bedeutung, so etwa das Dienst­
rechtsverfahrensgesetz (dieses regelt das · dienstrechtliche 
Verfahren in seinen Personalangelegenheiten ) und das 
Personalvertretungsgesetz. Diese Vorschriften unterschei­
den nicht zwischen Bediensteten mäimlichen und weibli­
chen Geschlechtes. 

12 BILDUNGSWESEN 

12.1 Schul- und Erziehungswesen 

Schulwesen 
Gemäß Art. 14 Abs. 6 B-GV und § 4 Abs. 1 Schulorgani­
sationsgesetz sind die öffentlichen allgemeinbildenden und 
berufsbildenden Pflichtschulen, mittleren und höheren 
Schulen sowie Anstalten der Lehrerbildung und der Erzie­
herbildung "allgemein ohne Unterschied der Geburt, des 
Geschlechtes, der Rasse, ' des Standes, der Klasse, der 
Sprache und des Bekenntnisses mit der Maßgabe zugäng­
lich, daß Schulen und Klassen eingerichtet werden können, 
die für Knaben oder nur für Mädchen bestimmt sind". 
Abg�sehen davon, daß nach einzelnen Lehrplänen 
bestimmte Gegenstände sowohl für Knaben als auch für 
Mädchen vorgesehen sind, jedoch getrennt geführt werden 
(z. B. Knaben- und Mädchenhandarbeit) beziehen sich 

folgende Bestimmungen des Schulorganisationsgesetzes 
besonders auf die Frau: 
Unter bestimmten Voraussetzungen sind Volksschulen und 
Volksschulklassen getrennt für Knaben und Mädchen zu 
führen (§ 12 Abs. 4), desgleichen - unter Bedachtnahme 
auf die Schülerzahl - Hauptschulen und Hauptschulklassen 
(§ 19 Abs. 2), Polytechnische Lehrgangsklassen (§ 31 
Abs. 2) und allgemeinbildende höhere Schulen oder ein­
zelne ihrer Klassen (§ 44). 
Es ist beabsichtigt, durch eine Änderung des Schulorgani­
sationsgesetzes grundsätzlich, die Geschlechtertrennung 
aufzuheben. 

-

Für Mädchen ist Hauswirtschaft als Pflichtgegenstand in 
der Oberstufe der Volksschule (§ 10 Abs. 1), im Polytech­
nischen Lehrgang im neunten Schuljahr (zusätzlich noch 
Kinderpflege) (§ 28), an den Bildungsanstalten für Erzie­
her (zusätzlich noch Handarbeit) (§ 104) und an den 
Pädagogischen Akademien (zusätzlich noch Handarbeit) 
(§ 120 Buchst. c) vorgesehen. 
Überdies haben die Mädchen an den Handelsschulen und 
den Handelsakademien die Möglichkeit, Hauswirtschaft als 
Freigegenstand zu wählen, und es ist ihnen an den höheren 
Internatsschulen die "Erziehung auf fraulich-Iebenskundli­
ehern Gebiet zu gewähren". 
Schließlich besteht der Gegenstand Hauswirtschaft an allen 
Oberstufenformen der allgemeinbildenden höheren Schu­
len als unverbindliche Übung. 
Einige Schularten sind eigens für Mädchen bestimmt; dies 
ergibt sich allerdings nicht bei allen aus dem Gesetzeswort -
laut, sondern bei manchen aus der Gestaltung der .Lehr­
pläne, etwa bei den Fachschulen für wirtschaftliche Frauen­
berufe. Auf folgende Schularten sei hingewiesen: 
wirtschaftskundliches Realgymnasium für Mädchen (eine 
Form der allgemeinbildenden höheren Schufen), das in der 
Oberstufe "fraulichclebenskundliche" Unterrichtsgegen­
stände hat (§ 39 Abs. 1 Z. 2 Buchst. c), 
Fachschule für wirtschaftliche Frauenberufe (eine Art der 
berufsbildenden mittleren Schulen - § 54 Abs. 1 Buchst. c), 
höhere Lehranstalt für wirtschaftliche Frauenberufe (eine 
Art der berufsbildenden höheren Schulen - § 67 
Buchst. c), 
berufspädagogische Lehranstalt, wenn die Ausbildung auf 
den Beruf als Lehrer für den hauswirtschaftlichen Fachun­
terricht an berufsbildenden mittleren und höheren Schulen, 
gerichtet ist, 
hauswirtschaftliehe Berufsschule (in Vorarlberg besteht 
eine zweijährige hauswirtschaftliehe Berufsschulpflicht für 
Mädchen, die ihre allgemeine Schulpflicht erfüllt haben, 
aber keine mittlere oder höhere Schule besuchen und auch 
nicht zum Besuch einer anderen Berufsschule verpflichtet 
sind)!), 
Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen (§§ 86 bis 93), 
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen (§§ 94 bis 101) .  

1) Der VfGH hat in seiner E. v. 19.  12. 1974, G 15/74, erkannt, 
daß die in Vorarlberg für Mädchen unter bestimmten Vorausset­
zungen bestehende zweijährige hauswirtschaftliehe Berufsschul­
pflicht (s. oben) dem verfassungsrechtlichen Gleichheitssatz nicht 
widerspreche, weil ungeachtet des bedeutsamen Wandels der 
Stellung der Geschlechter in der Gesellschaft die hauswirtschaftli­
ehe Tätigkeit eine Aufgabe sei, die auch heute noch überwiegend 
von Frauen ausgeübt werde. Werin daher der Gesetzgeber zum 
Zweck der Erhöhung des Bildungsangebotes für Mädchen den 
Besuch einer Schule, die nach ihrer Zielsetzung auch zur Einfüh­
rung in die hauswirtschaftliche Tätigkeit bestimmt sei, nicht alle, 
sondern nur weibliche Jugendliche verpflichte, sei das in Ansehung 
des Art. 7 B-VG unbedenklich. 
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Erziehungswesen 
Das Erziehungswesen in den Angelegenheiten der Schüler­
heime ist derzeit nicht gesetzlich geregelt. Nur hinsichtlich 
der Schülerheime der höheren Internatsschulen, die mit der 
Schule derart organisch verbunden sind, daß die Schüler 
nach einem einheitlichen Erziehungsplan Unterricht, 
Erziehung und Betreuung, ferner Unterkunft und Verpfle­
gung erhalten, ist für Mädchen eine Erziehung auf fraulich­
lebenskundlichem Gebiet gesetzlich besonders vorgesehen 
(§ 3� Abs. 2 Schulorganisationsgesetz). 
Kindergarten- und Hortwesen 
Das Kindergarten- und Hortwesen ist gemäß Art. 14 
Abs. 4 Buchst. b B-VG in Gesetzgebung und Vollziehung 
Landessache. Als fachliches Kindergartenpersonal sind 
gemäß Art . 14 Abs. 3 Buchst. d B-VG nur Frauen (es heißt 
wörtlich: "Kindergärtnerinnen") vorgesehen (vgl. als Bei­
spiel für eine diesbezügliche landesrechtliehe Regelung: 
§ 29 NÖ Kindergartengesetz 1972). 
Angelegenheiten der Kunst u. a. 
Soweit in den Angelegenheiten der Kunst, der Volksbil­
dung, des Sports, der außerschulischen Jugenderziehung, 
der schulischen, kulturellen und kirchlichen Stiftungen und 
Fonds sowie der Förderung der Schul- und der Kulturfilme 
auf Grund der Anordnungen des B-VG über die Zustän­
digkeit zur Gesetzgebung bundesrechtliche Vorschriften in 
Betracht konimen, bestehen keine Sonderregelungen für 
die Frauen. 
Soweit in den Angelegenheiten des Kultus (der Kirchen 
und der Religionsgesellschaften) für die Frauen Sonderre­
gelungen bestehen, beruhen diese nicht auf staatlichen 
Vorschriften, sondern auf den inneren Vorschriften der 
staatlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften; 
diesen steht gemäß Art. 15 StGG die selbständige Ordnung 
und Verwaltung ihrer inneren Angelegenheiten zu. 
Dienstrecht der Lehrer 
Soweit die allgemeinen dienstrechtlichen Bundesvorschrif­
ten auch für Landeslehrer anwendbar SInd, gibt es keine 
Sonderregelungen für Frauen. Auch bezüglich der Aus­
und der Weiterbildung sowie der Dienstprüfung der Lehrer 
bestehen keine Sonderregelungen für Frauen. 

12.2 Hochschu1wesen 

Auf dem Gebiet des Hochschulrechts herrscht Gleichstel­
lung zwischen Mann und Frau. Jedoch werden bestimmte 
Studienrichtungen von Frauen bevorzugt (s. Näheres dar­
über im Kapitel "Bildungschancen und BÜdungssituation 
der Frau"). 
Den besonderen Verhältnissen weiblicher Studierender 
wird im Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz und im 
Studienförderungsgesetz Rechnung getragen. 
Auf die Schwangerschaft einer weiblichen Studierenden 
wird in zwei Bestimmungen Bedacht genommen, und zwar 
gemäß § 6 Abs. 5 Buchst. b erlischt die Immatrikulation 
(Exmatrikulation), wenn der ordentliche Hörer seine Stu­
dien länger als zwei Semester unterbricht, ohne beurlaubt 
oder verhindert zu sein, außer e,s liegt ein wichtiger Grund 
vor: die Schwangerschaft wird ausdrücklich als ein wichti­
ger Grund genannt; 
auch für den Fall des Nichtantretens eines Kandidaten zu 
einer Prüfung bildet die Schwangerschaft einen "wichtigen 
Grund", der den Eintritt der sonst für das Nichtantreten zu 
einer Prüfung vorgesehenen Rechtsfolgen verhindert (§ 29 
Abs. 3). 
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Überschreitet ein Studierender die Studienzeit um mehr als 
ein Semester ohne "wichtigen Grund", so hat er keinen 
Anspruch auf Studienbeihilfe (§ 2 Abs. 3 Buchst. b und c) ; 
die Schwangerschaft wird ausdrücklich als ein wichtiger 
Grund genannt (§ 2 Abs 3 Schluß). 
Gemäß § 9 Abs. 6 erster Satz ist von der gemäß Abs. 1 bis 
5 errechneten Studienbeihilfe das Einkommen des Ehegat­
ten eines verheirateten Studierenden mit dem 30.000 S 
übersteigenden Betrag zur Hälfte und mit dem 40.000 S 
übersteigenden Betrag zur Gänze abzuziehen. 
Diese Regelung weicht insofern von den Grundgedanken 
des zwischen Eheleuten geltenden familienrechtlichen 
Unterhaltsrechts (s. 4 .1 .2.4) ab, als sie von einer wechsel­
seitigen Unterhaltspflicht der Ehegatten ausgeht. 

13 SONSTIGES VERWALTUNGSRECHT 

In diesem Teil sind Rechtsgebiete berücksichtigt, die ent­
weder keine geschlechtsspezifischen Bestimmungen enthal­
ten, deren Regelungen aber wegen ihres familienpoliti­
schen Inhalts mittelbar für die Frau bedeutungsvoll sind, 
oder die zwar Sonderregelungen für die Frau enthalten, 
aber keine eingehende Darstellung erfordern. 

13.1 Bergwesen 

Im Bergwesen wird durch besondere Beschäftigungsver­
bote und -beschränkungen auf die Konstitution der Frauen 
Rücksicht genommen (s. 10.3.5). 

13.2 Gesundheitswesen 

Auf diesem Gebiet sind Männer und Frauen grundSätzlich 
gleichgestellt. Allerdings sind die Berufe der Hebamme 
und der Kinderkranken- und Säuglingspflegerin den 
Frauen vorbehalten (s. 10.3.6) 

13.3 Gewerbewesen 

Im Bereich des Gewerberechts· besteht zwischen Männern 
und Frallen Gleichstellung. Die am 1 .  8. 1974 in Kraft 
getretene Gewerbeordnung 1973 hat eine bis dahin bestan­
dene Schlechterstellung der Frau beseitigt: gemäß § 6 
vierter Satz Baugewerbegesetz durften früher Konzessio­
nen zum Betrieb des Maurer-, Zimmermanns-, Steinmetz­

, und Brunnenmachergewerbes, die auf ortsübliche Bauten 
und bestimmte Orte beschränkt sind, nur an Männer 
verliehen werden. 

13.4 Verkehrswesen 

Grundsätzlich sind die Frauen den Männern auf dem 
Gebiet des Verkehrswesens rechtlich gleichgestellt. Das gilt 
besonders auch für die Befähigung zur Führung eines 
Fahrzeugs im Straßenverkehr (vgl. §§  67 ff. Kraftfahrge­
setz 1967)' und eines Zivilluftfahrzeugs (vgl. §§ 25 ff. 
Luftfahrtgesetz). Hingegen bestehen bezüglich des Eisen­
bahnwesens und des Schiffahrtswesens einige Sonderrege­
lungen für Frauen. 
Neben den allgemeinen Arbeitnehmerschutzvorschriften 
(s. 10.3.5) ist auf dem Gebiet des Eisenbahnwesens § 58 
Abs. 5 Dampfkesselverordnung aus 1948 von Bedeutung. 
Nach dieser Anordnung sind Frauen allgemein als 
Betriebswärter bezüglich Dampfkessel und Wärmekraft­
maschinen ausgeschlossen; diese Bestimmung wird so aus­
gelegt, daß Frauen auch nicht zur Führung einer Dampf­
oder einer Diesellokomotive zugelassen werden dürfen. 
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Auf dem Gebiet des Schiffahrtswesens besteht eine Reihe 
von Vorschnften, die die Frau bezüglich der Führung, der 
Wartung und der Konzessionsberechtigung anders als den 
Mann behandeln. -

Weibliche Bewerber dürfen gemäß § 3 Abs. 5 Schiffsfüh­
rerverordnung (aus 1932) im allgemeinen zur Schiffsfüh­
rerprüfung nur für Schiffe einer bestimmten Größe zugelas­
sen werden, wenn die Führung der Schiffe nicht dem 
Erwerb dient. Der Bundesminister für Verkehr als Oberste 
Schiffahrtsbehörde kann Ausnahmen bewilligen. 
Das in Vorbereitung stehende Binnenschiffahrtspersonal­
gesetz. wird die Benachteiligungen der Frauen beseitigen. 
§ 3 a Abs. 3 Binnenschiffahrtsverwaltungsgesetz (aus 
1935) idF BG BGBl. NT. 200/1967 regelt die Fortführung 
einer Schiffahrtskonzession, wenn der Konzessionsinhaber 
stirbt. Nach dem Vorbild des früheren, bis zum 31 .  7. 1974 
geltenden, Gewerberechts können die Witwe oder erbbe­
rechtigte Kinder unter bestimmten Voraussetzungen für die 
Dauer des Witwenstandes oder der Minderjährigkeit den 
Betrieb fortführen. An eine Änderung dieser Bestimmung 
in unmittelbarer Zukunft ist nicht gedacht. 

13.5 Wehrwesen 

Die Frau unterliegt nicht der Wehrpflicht (§ 14 Wehrge­
setz). Das ASVG (vgl. 9.1), das Arbeitsplatz-Sicherungsge­
setz und das Heeresversorgungsgesetz (s. 9.2) sichern den 
Unterhalt der Ehefrau und der Kinder eines Präsenzdie­
ners. Der Anspruch umfaßt den Familienunterhalt und die 
Mietzinsbeihilfe. Die zustehenden Beträge werden an die 
Ehefrau (den sonst Unterhaltsberechtigten) gezahlt. 
Der krankenversicherungsrechtliche Schutz der Ehefrau 
und der Kinder eines Wehrpflichtigen bleibt während der 
Zeit des Präsenzdienstes aufrecht. Ferner bestehen versor­
gungsrechtliche Ansprüche der Ehefrau (allenfalls auch der 
Eltern) für den Fall del;> Ablebens des Wehrpflichtigen im 
Zusammenhang mit einer Dienstbeschädigung. 
Das Militärleistungsgesetz verpflichtet unter bestimmten 
Voraussetzungen zur Erbringung von Sach- und Arbeitslei­
stungen-in Angelegenheiten der Landesverteidigung. Auch 
Frauen unterliegen dieser Pflicht. 

Verzeichnis der innerstaatlichen RechtsqueUen und des 
Schrifttums 

A 

BG v. 30. März 1949, BGBl. NT. 104, über die Einbringung 
. und Sicherung der öffentlichen Abgaben (Abgabenexeku­

tionsordnung - Abg. E. 0.) 
zuletzt geändert durch BG BGB!. Nr. 53/1963 

Allgemeines bürgerliches Gesetzbuch v. 1. Juni 1811 ,  JGS 
Nr. 946, 
zuletzt geändert durch aG BGBl. NT. 496/1974 

BG v. 17. Feber 1960, BGB!. Nr. 58, über die Neuordnung 
des Rechtes der Annahme an Kindesstatt 

BG v. 21 .  Mai 1958, BGBl. Nr. 106, über besondere 
Vorschriften für die bäuerliche Erbteilung (Anerbengesetz) 

BG v. 30. Mai 1972, BGBl. Nr. 234, über den Schutz des 
Lebens, der Gesundheit und der Sittlichkeit der Arbeitneh­
mer (Arbeitnehmerschutzgesetz) 
zuletzt geändert durch BG BGBl. Nr. 144/1974 

Kundmachung der Bundesregierung v. 1 .  Juli 1958, BGB!. 
NT. 199, über die Wiederverlautbarung des Arbeitslosen­
versicherungsgesetzes (Arbeitslosenversicherungsgesetz 
1958 - AIVG. 1958) 
zuletzt geändert durch BG BGB!. NT. 179/1974 

BG v. 18. Juli 1956, BGB!. NT. 154, über die Sicherung des 
Arbeitsplatzes der zum Präsenzdienst einberufenen Dienst­
nehmer (Arbeitsplatz-Sicherungsgesetz) 

B 

BG v. 7. Juli 1965, BGB!. Nr. 219, über die Krankenversi­
cherung der in der Land- und Forstwirtschaft selbständig 
Erwerbstätigen (Bauern-Krankenversicherungsgesetz -
B-KVG) 
zuletzt geändert durch BG BGB!. Nr. 178/1974 
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VORWORT 

Im folgenden soll ein Überblick über das Ausmaß und die 
Entwicklung der Kriminalität der Frau und über den 
Frauenstrafvollzug gegeben werden, wie sie sich in den 
verfügbaren kriminal- und vollzugsstatistischen Daten 
widerspiegeln. Die Angaben beziehen sich einerseits auf 
die von den Sicherheitsbehörden als Verdächtige einer 
gerichtlich strafbaren Handlung ermittelten Personen und 
anderseits auf die von den Gerichten verurteilten Personen 
sowie auf die Personen, die aufgrund strafgerichtlicher 
Anordnung einen Freiheitsentzug erlitten haben. 
Die Angaben gründen sich einerseits auf Daten der vom 
Bundesministerium für Inneres jährlich erstellten Polizeili­
chen Kriminalstatistik und anderseits, soweit sie sich auf die 
Verurteilten beziehen, auf Daten der Kriminalstatistik des 
Österreichischen Statistischen Zentralamtes. Die Grund­
lage für die Ausführungen über den Strafvollzug bildet die 
Statistische Übersicht des Bundesministeriums für Justiz 
über den Strafvollzug. Als jüngstes Berichtsjahr wurde das 
Jahr 1972 gewählt, weil für dieses statistisches Material in 
allen hier behandelten Sparten zur Verfügung steht. 
Hinsichtlich der wissenschaftlichen Interpretation des 
Zahlenmaterials wird auf die Untersuchung des Lud­
wig-Boltzmann-Instituts für Kriminalsoziologie betref­
fend die Kriminalität der Frau in Österreich verwiesen, die 
aus Anlaß des vorliegenden Berichtes durchgeführt wurde 
und für deren Inhalt die wissenschaftliche Verantwortung 
bei den Projektleitern Dr. Irmtraud Goessler-Leirer und 
Universitätsdozent Dr. Heinz Steinert von der Rechts- und 
Staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Graz, 
dem Leiter des Instituts, liegt. Auf diese umfangreiche 
kriminalsoziologische Arbeit jüngeren Datums über die 
Frauenkriminalität in Ö�terreich, die auf weiteren einge­
henderen statistischen Daten und ferner auf empirischen 
Untersuchungen aufbaut, wird im folgenden zum Teil 
Bezug genommen. 

1 AUSMASS DER KRIMINALITÄT DER FRAU 

In Österreich wurden im Jahr 1972 von den Sicherheitsbe­
hörden 294.200 gerichtlich strafbare . Delikte gezählt. 
Davon wurden nicht ganz 1 80.000 als geklärt gewertet und 
es wurden dazu fast 190.000 ·Personen als Tatverdächtige 
ermittelt. Von den Gerichten wurden im selben Jahr 
101 .971 Personen, davon 13.498 weiblichen Geschlechts 
rechtskräftig verurteilt. 
Von den ermittelten Tätern sind 13% weiblichen 
Geschlechts, von den Verurteilten 14%. Auf die Verbre­
chen (i. S. der Unterscheidung . des alten Strafgesetzes 
zwischen Verbrechen, Vergehen und Übertretungen) allein 
bezogen, ist der Anteil der ermittelten oder verurteilten 
Frauen an sämtlichen ermittelten oder verurteilten Perso­
nen noch geringer, und zwar betrug im Jahr 1972 der 
Frauenanteil . an den ermittelten Personen 9,9%.und an den 
verurteilten 1 1,3%. \ . 
Im Vergleich dazu macht der Anteil der Frauen an der 
strafmundigen österreichischen Bevölkerung 54% aus. Der 
Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der ermittelten oder 
verurteilten Personen ist somit wesentlich niedriger, als es 
der Bevölkerungsstruktur entsprechen würde. In Krimina­
litätsbelastungsziffern ausgedrückt, bedeutet dies folgen-

des: Im Jahr 1972 wurden 33 Promille der strafmündigen 
Männer und 4 Promille der strafmündigen Frauen gericht-
lich verurteilt. 

. 

2 STRUKTUR DER FRAUENKRIMINALITÄ'f 

2.1 Deliktsmäßige Gliederung 

Unter den Verbrechen überwiegen bei Frau und Mann 
zahlenmäßig eindeutig die Delikte gegen fremdes Vermö­
gen (Diebstahl, Raub, Veruntreuung und Betrug). Im 
übrigen bestehen in der Verbrechenskriminalität zwischen 
Frau und Mann nur geringe Unterschiede. So steht z. B. bei 
den Verbrechen gegen Leib und Leben einem Frauenanteil 
von 1 ,3% der Verurteilten ein Männeranteil von 1,7% und 
bei den Verbrechen gegen die Sittlichkeit einem Frauenan­
teil von 0,1 % der Verurteilten ein Männeranteil von 0,9% 
gegenüber. ' 
Während im Verbrechensbereich die Struktur der ermittel­
ten oder verurteilten Frauen und Männer - d. h. die 
Auf teilung auf die verschiedenen Deliktsgruppen - annä­
hernd gleich ist, sind bei den Vergehen und Übertretungen 
deutliche Unterschiede festzustellen. Bei den Männern 
entfällt der größte Teil der Vergehen und Übertretungen 
auf die Delikte gegen Leib und Leben (insbesondere 
Raufhandel und·Fahrlässigkeitsdelikte). Etwa im Jahr 1972 
wurde die Hälfte sämtlicher verurteilter Männer wegen 
eines Vergehens oder einer Übertretung gegen Leib und 
Leben verurteilt. Zwar dominiert diese Deliktsgruppe auch 
bei den Frauen, doch ist das zahlenmäßige Übergewicht 
erheblich geringer (33 %). Demgegenüber ist der Anteil der 
Vergehen und Übertretungen gegen fremdes Vermögen bei 
den Frauen mit fast 25 % wesentlich höher als der Anteil 
dieser Deliktsgruppe beim verurteilten Mann (nur knapp 
9%). 
Faßt man Verbrechen, Vergehen und Übertretungen 
zusammen, so überwiegt beim Mann der Anteil der Verur­
teilungen wegen Delikten gegen Leib und Leben mit fast 
53 %. Bei den verurteilten Frauen hingegen ist der Anteil 
der Delikte gegen fremdes Vermögen der größte (mit 38%, 
knapp gefolgt von den Delikten gegen Leib und Leben (mit 
fast 35 %). 
Innerhalb der strafbaren Handlungen gegen fremdes Ver­
mögen besteht zwischen Frau und Mann noch ein weiterer, 
Unterschied: Bei den verurteilten Männem ist der Anteil 
der Verbrechen höher als der Anteil der Übertretungen . . 
Bei den verurteilten Frauen ist hingegen der Anteil der 
Übertretungen höher als der Verbrechensanteil. Die Ver­
mögenskriminalität der Frau wird in einem weitaus über­
wiegenden Maß in Form minderschwerer Diebstähle ver­
wirklicht; vor allem in Form von Diebstählen in Kaufhäu­
sern und Selbstbedienungsläden. 46% der wegen eines 
Vermögensdeliktes ermittelten Frauen wurden wegen eines 
Diebstahls in einem Kaufhaus oder Selbstbedienungsladen 
angezeigt. Bei den wegen Vermögensdelikten ermittelten 
Männern beträgt der entsprechende Anteil hingegen nur 
6%. Das zahlenmäßige Übergewicht dieses Deliktes unter 
den Vermögensdelikten der Frau zeigt auch ein Vergleich 
der Anteile von Mann und Frau an · den wegen solcher 
Delikte angezeigten Personen. Von den wegen solcher 
Diebstähle ermittelten Personen sind 53% Frauen; bei 
keiner anderen Begehungsform des Diebstahls ist der 
Frauenanteil auch nur annähernd so hoch. 
Ein weiterer Vergleich des Frauen- und Männeranteils an 
den Verurteilungen wegen einzelner Vermögensdelikte 
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macht die Unterschiede gleichfalls deutlich: Am niedrig­
sten ist der Frauenanteil am Verbrechen des Einbruchs­
diebstahls (1972: 4 % ); nur um weniges höher ist der Anteil 
bei den Verbrechen des Diebstahls überhaupt (9%). Hin­
gegen beträgt der Frauenanteil bei den Übertretungen des 
Diebstahls 40%. Der Frauenanteil an Verbrechen des 

, Betruges ist erheblich höher als der am Verbrechen des 
Diebstahls; er beträgt 23 %. Gleichfalls 23% beträgt der 
Frauenanteil beim Verbrechen der Teilnehmung an Dieb­
stahl, Veruntreuung und Raub (Hehlerei) ; bei der Übertre­
tungsform diese's Deliktes ist er um geringes niedriger 
(21 %). 
Von der Höhe des Anteils her auffallend ist der Frauenan­
teil an den wegen des Verbrechens der falschen Zeugenaus­
sage verurteilten Personen (48 %) und an den wegen des 
Verbrechens der Verleumdung verurteilten Personen 
(45 %); übrigens macht der Frauenanteil bei den Verurtei­
lungen wegen Ehrenbeleidigungsdelikten 33% aus. 
Der Anteil der Frauen an den wegen eines Delikts nach 
dem Unterhaltsschutzgesetz verurteilten Personen beträgt 
16%. 
Der Frauenanteil an den wegen Abtreibung Verurteilten 
beträgt 59%. Bemerkenswert ist dabei, was auch in der 
erwähnten Untersuchung des Instituts für Kriminalsoziolo­
gie hervorgehoben wird, daß 41 % der wegen eines Verbre­
chens gegen Leib und Leben verurteilten Frauen wegen 
Abtreibung verurteilt wurden. 

2.2 Vorbestraftenanteil der Frau 

Der Anteil der vorbestraften Frauen an den Verurteilten 
weiblichen Geschlechts ist durchwegs niedriger als der 
entsprechende Anteil bei den Verurteilten männlichen 
Geschlechts. Der' durchschnittliche Vorbestraftenanteil 
beträgt bei der Frau 31  %, beim Mann49%. 
Bei den Verurteilungen wegen Verbrechen ist der Vorbe­
straftenanteil jeweils höher, und zwar bei der Frau 35 % 
und beim Mann 55%. Ein höherer Vorbestraftenanteil ist 
ebenso bei den Verurteilungen wegen Vermögensdelikten 
festzustellen, wo er bei der Frau 36% und beim Mann 56% 
ausmacht. 
Diese Unterschiede zwischen den Vorbestraftenanteilen 
der Frau und des Mannes sind jedenfalls erheblich geringer 
als die Unterschiede, die zwischen den Kriminalitätsbela­
stungsziffern bestehen. Dieser Umstand kann dahingehend 
gewertet werden, daß sich die Verurteilungen bei der Frau 
wesentlich mehr als beim Mann immer wieder auf densel­
ben Personenkreis beschränken. 

3 ENfWICKLUNG DER FRAUENKRIMINALITÄT 

Die Zahl der verurteilten Frauen ist in den - letzten zehn 
Jahren geringfügig, in den Jahren 1971 und 1972 etwas 
stärker zurückgegangen, was als Folge der Entkriminalisie- , 
rung durch das Strafrechtsänderungsgesetz 1971  gewertet 
werden kann. Ebenso ist die Kriminalitätsbela,stungszif­
fer gesunken. Demgegenüber nimmt die Anzahl der wegen 
Verbrechen verurteilten Frauen in den letzten Jahren 
geringfügig zu. Dieses Bild entspricht dem der Entwicklung 
der Verurteilten männlichen Geschlechts. 
Betrachtet man die Verbrechensverurteilungen Jugendli­
ch{!r, so ist in den Jahren 1970 bis 1972 bei Mädchen und 
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Burschen jeweils ein Anstieg der Kriminalitätsbelastungs­
ziffer um rund 20% festzustellen, wobei freilich die Krimi­
nalitätsbelastungsziffer der Mädchen im Jahr 1972 noch 
immer niedriger ist als die entsprechende Ziffer des Jahres 
1961 .  
Auch bei den Erwachsenen ist die Kriminalitätsbelastungs­
ziffer wegen Verbrechensverurteilungen 'gestiegen; aller­
dings in einem geringeren Ausmaß und bei den Frauen 
weniger als beim Mann (Frau: 7%, Mann: 12%). Die 
Kriminalitätsbelastungsziffer der Frau im Jahr 1972 liegt 
,trotz des erwähnten Anstieges noch immer unter der des 
Jahres 1961. Der Anstieg der Kriminalitätsbelastungsziffer 
wegen Verbrechensverurteilungen ist auf die Zunahme der 
Verurteilungen wegen Verbrechen des Diebstahls zurück­
zuführen, die zahlenmäßig die Verbrechensverurteilungen 
dominieren. Im Anstieg der Kriminalitätsbelastungsziffer 
zu Verurteilungen wegen Verbrechen des Diebstahls 
besteht bei den Jugendlichen zwischen den Geschlechtern 
ein Unterschied; der Anstieg ist bei den Mädchen etwas 
geringer. Hinsichtlich der Verurteilungen wegen Verbre­
chen des Diebstahls ist auch bei den Erwachsenen ein 
stärkerer Anstieg der Kriminalitätsbelastungsziffer in letz­
ter Zeit gegeben, ohne daß vergleichbare Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern bestünden. 
Hinsichtlich der Entwicklung der Kriminalitätsbelastungs­
ziffer infolge von Verurteilungen wegen Abtreibung ist seit 
dem Jahr 1966, wo innerhalb der letzten zehn Jahre der 
höchste Stiilld solcher Verurteilungen erreicht wurde, ein 
deutlicher stetiger Rückgang festzustellen. 

4 FRAUENSTRAFVOLLZUG 

Die Rechtsvorschriften über den Vollzug von Freiheits­
strafen an Frauen werden im Kapitel "Die Stellung 
der Frau im österreichischen Recht" behandelt; auf diese 
Darstellung darf hier verwiesen werden. 
Für den Vollzug von Freiheitsstrafen an Frauen bestehen 
die Frauenstrafvollzugsanstalt Schwarzau/Steinfeld und 
Abteilungen in den Gefangenenhäusern der Gerichtshöfe. 
Ferner bestehen für den Erstvollzug und den Strafvollzug 
an Fahrlässigkeitstätern Sonderabteilungen in mehreren 
Gerichtshofgefängnissen. 
Eine Anstalt für den Jugendstrafvollzug für weibliche 
Jugendliche besteht nicht; ein Bedarf nach einer solchen 
Anstalt besteht auch offensichtlich nicht: Besondere Ein­
richtungen (Außenstellen) für den gelockerten Vollzug 
stehen für weibliche Strafgefangene nicht zur Verfügung. 
Die mit Freiheitsentziehung verbundenen vorbeugenden 
Maßnahmen gegen geistig abnorme Rechtsbrecher, ent­
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher oder gefährliche Rück­
fallstäter nach den §§ 21 Abs. 2 bis 23 des Strafgesetz� 
buches werden an Frauen in hiefÜT eingerichteten Sonder­
abteilungen der Strafvollzugsanstalt Schwarzau/Steinfeld 
vollzogen. 
Mit 1. Jänner 1975 besteht die Einrichtung des Arbeitshau­
ses nicht mehr. Es war zu einer zeitlich begrenzten Verwah­
rung einerseits von Rückfallstätern und anderseits von 
Personen bestimmt gewesen, die nach dem Landstreiche­
reigesetz, besonders wegen Zuhälterei und unerlaubter 
Prostitution, verurteilt wurden. Mit 1 .  Jänner 1975tkommt 
auch die Anordnung der Unterbringung von Jugendlichen 
in einer Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige nicht mehr 
in Betracht. Beide Einrichtungen haben die dem Strafvoll­
zug gestellten Aufgaben nicht erfüllen können. 
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Der tägliche Durchschnittsbelag an Personen, die in Justiz­
anstalten (Vollzugsanstalten, Gefangenenhäuser , Arbeits­
häuser, Bundesanstalten für Erziehungsbedürftige ) einen 
Freiheitsentzug erleiden, betrug im Jahr 1973 8. 146 Män­
ner und 495 Frauen. Daraus ergibt sich ein Verhältnis von 
1 6,5 Männern zu einer Frau. Im Vergleich dazu betrug 
dieses Verhältnis im Jahr 1963 noch 9,1 zu 1 .  Das bedeutet, 
daß die Anzahl der Frauen, die in Justizanstalten einen 
Freiheitsentzug erleiden, sowohl absolut als auch relativ 
abgenommen hat. 
Dieser Rückgang zeigt sich am deutlichsten bei den in 
Justizanstalten untergebrachten weiblichen Jugendlichen 
und bei den im Arbeitshaus verwahrten Frauen. Der 
Rückgang ist stärker, als er der Abnahme der Anzahl der 

, v�rurteilten Frauen entsprechen würde. In der Untersu­
chung des Instituts für Kriminalsoziologie wird dies näher 
belegt und im Zusammenhang damit angenommen, dies sei 
darauf zurückzuführen, daß die Schwere der gerichtlichen 
Sanktionen nachgelassen hat. Ferner wird in dieser Unter­
suchung auf die relative Zunahme des Anteiles der in den 
gerichtlichen Gefangenenhäusern untergebrachten Frauen 

, an sämtlichen in Justizanstalten angehaltenen Frauen im 
Vergleichszeitraum der Jahre 1964 bis 1973 hingewiesen, 
wobei diese Zunahme nicht darauf zurückzuführen ist, daß 
bei Frauen in vermehrtem Maße die Untersuchungshaft 
verhängt wird. 

5 BEDINGTE ENTLASSUNG BEI FRAUEN 

Die Untersuchung des, Instituts für Kriminalsoziologie 
stützt sich auf eine Auswertung der in den Jahren 1972 und 
1973 beim Kreisgericht Wr. Neustadt angefallenen Akten 
betreffend eine bedingte Entlassung. Dieser Gerichtshof ist 
für die bedingte Entlassung von Frauen zuständig, die in 
der Frauenstrafvollzugsanstalt Schwarzau/Steinfeld eine 
Freiheitsstrafe zu verbüßen haben. Die Auswertung brachte 
folgendes Ergebnis: 
Einem Ansuchen um bedingte Entrassung wurde im Jahr 
1972 in 53 Fällen Folge gegeben. Dies entsprach 22,3% 
sämtlicher Ansuchen. Im Jahr 1973 wurde in 25% der Fälle 
den Ansuchen um bedingte Entlassung entsprochen. 
Zwischen männlichen und weiblichen Strafgefangenen 
zeigt sich dabei ein deutlicher Unterschied. So wurde im 
Jahr 1972 bei 40,3 % der weiblichen Strafgefangenen, die, 
die zeitlichen Voraussetzungen der bedingten Entlassung 
erfüllt haben, dem Ansuchen Folge gegeben. Im Jahr 1973 
'stieg der Prozentsatz auf 54%. Im Gegensatz dazu wurde 
·dem Ansuchen der männlichen Strafgefangenen im :Jahr 
'1972 nur in 13,7% der Fälle und 1973 in 1 1, 1  % der Fälle 
Folge gegeben. Dabei ist freilich zu berücksichtigen, daß 
für die bedingte Entlassung der Umstand von Bedeutung 
ist, ob der Verurteilte schon Vorverurteilungen hat. Es 
kann daher hier der relativ höhere Anteil der Erstverurteil­
ten unter den Frauen für dieses Ergebnis ursächlich sein. 
Ferner ist eIer erwähnten Untersuchung zu entnehmen, daß 
ein Vergleich aus der Strafvollzugsanstalt Schwarzau/Stein­
feld bedingt entlassenen Frauen mit einer Stichprobe von 
Männern, die aus den Strafvollzugsanstalten Stein, Garsten 
und Karlau in den Jahren 1967 und 1969 bedingt entlassen 
wurden, ergab, daß bei gleicher Vorstrafenbelastung der 
Anteil der bedingt Entlassenen beim Mann höher ist als bei 
der Frau. Auch bei einer Aufgliederung nach den einzelnen 
Delikten, derentwegen die Verurteilung erfolgt ist, zeigt 

sich, daß die Fälle einer bedingten Entlassung im Vergleich 
zur Ablehnung des Ansuchens beim Mann häufiger sind als 
bei der Frau. Schließlich wird in der Untersuchung auch 
darauf hingewiesen, daß der Anteil der zu einer lebenslan­
gen Freiheitsstrafe verurteilten Frauen, die sich bereits 15  
Jahre oder länger in  Strafhaft befinden, also nicht schon 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt bedingt entlassen worden 
sind, in den Jahren 1971 und 1972 in der Frauenstrafvoll­
zugsanstalt Schwarzau/Steinfeld höher war als in den 
Männerstrafvollzugsanstalten Stein und Garsten. In der 
angeführten Untersuchung wird daraus abgeleitet, daß an 
die bedingte Entlassung weiblicher Strafgefangener ein 
strengerer Maßstab angelegt wird. 
Hinsichtlich der Rückfallsrate der bedingten Entlassungen 
aus der Strafvollzugsanstalt Schwarzau/Steinfeld wird in 
der Untersuchung des Kriminalsoziologischen Instituts eine 
Gesamtrückfälligkeit in einem Zeitraum von 6 bis 7 Jahren 
von 34% festgestellt und im Vergleich dazu auf die 
Rückfallsrate von fast 55 % bei den Entlassungen aus der 
Strafvollzugsanstalt Stein hingewiesen. 

6 AUSWIRKUNGEN DER STRAFRECHTS­
REFORM 

Wie erwähnt, beziehen sich die vorstehenden kriminal- und 
vollzugsstatistischen Angaben auf die Jahre 1972 und 
früher. Damit wird ein Zeitraum erfaßt, in. dem gerade erst 
das Strafrechtsänderungsgesetz 1971  wirksam geworden 
ist, der aberjedenfalls noch erheblich vor dem Inkrafttre­
ten des neuen Strafgesetzbuches und der Strafrechtsbegleit­
gesetze liegt. 
über die Auswirkungen der mit 1 .  Jänner 1975 wirksam 
gewordenen Gesamtreform des österreichischen Straf­
rechts liegen schon aus zeitlichen Gründen derzeit noch 
keine näheren statistischen Daten vor. Es läßt sich aber 
schon jetzt sagen, daß besti,mmte Änderungen der Rechts­
lage deutliche Auswirkungen auf das_Bild von der Frauen­
kriminalität und vom Frauenstrafvollzug haben werden. 
Diese Änderungen werden deutlicher qualitativer als quan­
titativer Natur sein. 

6.1 Nach der rechtspolitischen Bedeutung gereiht, ist an 
erster Stelle die Einschränkung der Strafbarkeit des 
Schwangerschaftsabbruchs im neuen Strafgesetzbuch zu 
nennen. Zwar ist auch noch unter der Herrschaft des alten 
Strafgesetzes die Anzahl der wegen dieses Delikts verur­
teilten Frauen in den letzten Jahren stetig zurückgegangen 
..: im Jahr 1972 waren es 71 Frauen -, doch hat erst die 
Gesetzänderung die Frau aus ihrer Isolation, in die sie 
durch die Strafdrohung gedrängt wurde, herausgeführt und 
erst damit ermöglicht, die Frau vor unbedachten und 
unüberlegten Entscheidungen zu bewahren (so in der 
Begründung zum diesbezüglichen Abänderungsantrag der 
Abg. Skritek, Anneliese Albrecht, Blecha, Lona Murowatz, 
Dr. Reinhard und Schieder). 

'6.2 Durch die Strafrechtsreform wurde das Arbeitshaus 
beseitigt. Diese Einrichtung hat gerade bei den Frauen, und 
'zwar wesentlich deutlicher als bei den Männern, sich als 
eine Maßnahme, die nicht wegen des Schuldausmaßes der 
einzelnen Straftat verfügt wurde, sondern eine unverhält� 
nismäßige Reaktion auf einen abgelehnten Lebenswandel 
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dargestellt. Die an sich in den letzten Jahren eher geringe 
Anzahl der Einweisungen von Frauen in das Arbeitshaus 
Lankowitz erfolgte zu rund 80 Prozent nach § 1 Abs. 1 des 
Arbeitshausgesetzes, also im Zusammenhang mit Verurtei­
lungen nach dem Landstreichereigesetz, insbesondere 
wegen unerlaubter Prostitution, und nur zu 20 Prozent 
nach § 1 Abs. 1 des Arbeitshausgesetzes gegen Rückfalls­
täter. Im Zusammenhang damit ist darauf hinzuweisen, daß 
im Zuge der Strafrechtsreform auch das Landstreicherei­
gesetz aufgehoben wurde, von dem einzelne Bestimmungen, 
schon zuvor vom Verfassungsgerichtshof als mit der öster­
reichischen Verfassung unvereinbar gewertet wurden. 

40 

6.3 Durch die Strafrechtsreform wurde die bei jugendli­
. chen Rechtsbrechern weiblichen Geschlechts praktisch 
kaum wirksame Einrichtung der Bundesanstalt für Erzie­
hungsbedürftige beseitigt. An '  ihre Stelle traten einerseits 
wirksamere Maßnahmen des Jugendstrafvollzuges und 
anderseits vor allem auch die Bewährungshilfe. Darüber 
hinaus hat das neue Strafgesetzbuch überhaupt erst die 
Möglichkeit geschaffen, auch bei heranwachsenden und 
erwachsenen Frauen Bewährungshilfe anzuordnen. 

Dr. Sepp Rieder 
(Bundesministerium fÜI Justiz) 
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1 EINLEITUNG 

Im Zusammenhang des "Berichts über die Situation der 
Frau" interessiert. die Kriminalität der Frau in erster Linie 
als Indikator ihrer sozialen Situation. Forschungen zur 
Kriminalität der Frau sind seit den Anfängen der europä­
ischen und amerikanischen Kriminologie vergleichsweise 
selten, und das Problem der Kriminalität der Frau in seiner 
Bedeutung- weitgehend unaufgeklärt. Für die "Unaufge­
klärtheit" ist freilich nicht nur die Forschungslage verant­
wortlich, sondern eher die Tatsache, daß sich - für die 
Erklärung von Geschlechtsunterschieden, nicht nur in der 
Kriminalität, biologische Scheinerklärungen als so allge­
mein akzeptabel und selbstverständlich anbieten.!) 
So wenig "selbstverständlich" wie der Unterschied zwi­
schen den Geschlechtern ist die Tatsache der Kriminalität. 
Dasselbe Handeln ist je nach Zeit, Ort und sozialen 
Umständen einmal kriminell -und einmal nicht kriminell. 
Bestimmtes "Handeln wird unter bestimmten Umständen 
(ein solcher Umstand ist das Geschlecht des Handelnden) 
gesellschaftlich "kriminalisiert", als kriminell definiert und 
behandelt. Der konstant niedrige Anteil der Frauen an der 
Kriminalität wirft daher die Frage auf, warum das soziale 
Handeln von weiblichen Angehörigen in unserer Art von 
Gesellschaft so relativ wenig kriminalisiert wird. 
Mit dieser Formulierung der Frage ist eine bestimmte 
Perspektive festgelegt, was die Auffassung von "Kriminali­
tät" betrifft: "Kriminalität" ist, was gesellschaftlich so 
behandelt wird, unabhängig davon, ob die entsprechende 
Handlung ansonsten als "sozialschädlich", "unanständig", 
"bedrohlich" oder auch "harmlos" oder "entschuldbar" 
verstanden wird; und unabhängig auch davon, ob es noch 
andere Handlungen gibt, denen man ebenfalls diese Eigen­
schaften zuschreiben würde und die aber nicht als "krimi­
nell" behandelt werden. Wenn hier von "Kriminalität" die 
Rede ist, handelt es sich also immer um von den zuständi­
gen Institutionen als solche _ festgestellte und behandelte 
Kriminalität und nicht um eine Eigenschaft der Tat, die 
diese unabhängig von einer solchen Reaktion hätte. Diese 
spezielle Auffassung von "Kriminalität" ist - weil zumin­
dest im Alltagsbegriff davon nicht selbstverständlich - im 
folgenden zu berücksichtigen. 2) 

1) Auf die kriminologische Literatur zum Thema, von Lombroso 
angefangen, kann hier nicht näher eingegangen werden, weil dieser 
Bericht weder der Ort für eine wissenssoziologische Analyse, noch 
der für eine polemische Auseinandersetzung ist. Ansätze zu beiden 
Unternehmungen, die innerwissenschaftlich bestimmt sehr not­
wendig sind, finden sich neuerdings bei Dürkop & Hardtmann, 
1974; Jüngling-Gipser; 1969; Klein, 1973. Hier wird diesen 
kriminologischen Ansätzen gegenüber einfach - und durchaus 
(und bewußt) einseitig - an einer bestimmten Perspektive, nämlich 
der soziologischen, festgehalten. 

2) Infolge der eingangs erwähnten Forschungslage _ mußten für 
diesen Berichtsabschnitt vom Ludwig Boltzmann Institut für 
Kriminalsoziologie in recht begrenzter Zeit eine Reihe von empiri­
schen Untersuchungen durchgeführt werden. Neben der Auswer­
tung von Statistiken handelte es sich dabei um 
1. eine Befragung der österreichischen Bevölkerung zur Einstel­

lung zu abweichendem Verhalten (technische Durchführung der 
Interviews durch das Österr. Gallup-Institut, Wien), 

2. eine Inhaltsanalyse der Kriminalberichterstattung in österreichi­
sehen Tageszeitungen, 

3. Aktenanalyse und Aufarbeitung von Jahresberichten der Straf­
vollzugsanstalten, 

4. Experteninterviews mit Richtern und Strafvollzugsbeamten. 

2 AUSMASS DER KRIMINALITÄT DER FRAU IN 
ÖSTERREICUJ) 

In Österreich wurden 1972 294.200 kriminelle Delikte von 
der Sicherheitsbehörde gezählt, nicht ganz 180.000 davon 
werden von ihr als geklärt verrechnet, fast 190.000 Täter 
wurden dazu ermittelt. Von den Gerichten werden in 
Österreich pro Jahr ca. 100.000 Personen verurteilt. Von 
den ermittelten Tätern sind 13 % weiblichen Geschlechts, 
von den Verurteilten 15%.  Der Anteil der Frauen an der 
strafmündigen österreichischen Bevölkerung ist 54%. In 
Krimi'1alitätsbelastungsziffern ausgedrückt: Pro Jahr wer­
den 37%0 der strafmündigen Männer und 5%0 der Frauen 
gerichtlich verurteilt(Zahlen von 1970). Der Frauenanteil 
verringert sich noch weiter, wenn man nur die Verbrechen 
betrachtet. 

Tabelle 1: Frauenanteil an der Kriminalität 

Verbrechen 
Vergehen und 
Übertretungen 

It Polizeistatistik 
(ermittelte straf­
mündige Täter) 

1971 1972 

10,5 % 9,9% 

15,1 %  14,8% 

It Verur­
teilten­
statistik 

1970 

11 ,8% 

14,5 % 

Die Kriminalität der Frau, so wie sie offiziell erfaßt und 
sanktioniert wird, ist nicht nur geringer, sie verteilt sich 
auch inhaltlich anders als die der Männer. Wie Tabellen (2) 
und (3) zeigen, machen bei den Märrnern die Delikte gegen 
Leib und Leben einen wesentlich höheren Anteil aus. Bei 
den Frauen liegen die Delikte gegen die Sittlichkeit und 
gegen das Vermögen relativ höher. Dieser Befund ist 
(anhand von Tabelle 3) noch dahingehend zu modifizieren, 
daß dieser relativ höhere Anteil bei den Frauen nur für die 
Vergehen und Übertretungen zutrifft, während in der 

Sämtliche Datenerhebungen erfolgten im Frühjahr bis Sommer 
1974. Aus den Ergebnissen dieser Untersuchungen wird größten­
teils direkt berichtet, wobei die Darstellung aber naturgemäß den 
Kriterien eines Forschungsberichts nicht entsprechen kann. Detail­
liertere Information kann vom Institut für Kriminalsoziologie 
erhalten werden. 

3) Die bei den hier verarbeiteten Quellen sind die "Polizeiliche 
Kriminalstatistik" (erstellt vom Bundesministerium für Inneres) 
und die "Kriminalstatistik" (erstellt vom Statistischen Zentral­
amt). Erstere beruht auf den den Sicherheitsbehörden bekanntge­
wordenen Fällen von Kriminalität, letztere auf den gerichtlichen 
Verurteilungen. Zum Zeitpunkt der Berichtsabfassung lag als neue­
ste "Polizeiliche Kriminalstatistik" die für das Jahr 1972 vor, als 
neueste "Kriminalstatistik" die für das Jahr 1970. In einzelnen 
Fällen konnten darüber hinausgehende Daten von den entspre­
chenden Behörden erhalten werden. Außer der zeitlichen Diffe­
renz zur gerichtlichen Statistik liegt ein Problem der polizeilichen 
Statistik darin, daß ihr Erfassungsmodus mehrfach umgestellt wurde, 
zuletzt 1971 beim Übergang auf EDV. Sie ist daher für die 
Aufstellung von Zeitreihen nicht sehr geeignet. 
Wo es aus Gründen der direkten Vergleichbarkeit nicht nötig war, 
das Jahr konstant zu halten, wurden in die folgenden Tabellen die 
jeweils neuesten verfügbaren Zahlen aufgenommen (gewöhnlich 
1972 für die Polizeistatistik und 1970 für die Verurteiltenstatistik). 
Eine Statistik der Tätigkeit der V erwaltungsstraforgane, d�e sich 
auf Geschlechtsunterschiede auswerten ließe, existiert in - Öster­
reich nicht. 
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Tabelle 2: Verteilung der ermittelten/verurteilten männlichen und weiblichen Täter nach Deliktskategorien*) (1970) 
Verurteilte strafm. ermittelte Täter Verurteilte/ermittelte Täter 

Delikte gegen Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen 

Leib und Leben 5 1 ,0% 35,4% 5 1,8% 42,8% 54% 47% . 
Sittlichkeit 2,3 % 4,0% 3,4% 4,4% 37% 52% 
Vermögen 19,9% 33, 1 %  26,3% 35,7% 41 % 52% 
sonstige 26,8% 27,5% 18,5 % 17, 1 %  79% 91% 
gesamt 55% 56% 

*)  Die Definition der Deliktskategorien hält sich an die in  der Polizeilichen Kriminalstatistik seit 1971 getroffene Einteilung. Nur für das' 
Jahr 1970 war es aus Gründen der Vergleichbarkeit zwischen den beiden Statistiken nötig, unter den Vergehen und'Übertretungen gegen 
die Sittlichkeit sämtliche Verstöße gegen das Vagabundagegesetz zu verrechnen (ab 1971 nur mehr § 5, Abs. 2 und 3), weil sie in der 
Polizeilichen Kriminalstatistik nicht aufgegliedert ausgewiesen sind. 

Tabelle 3: Verteilung der ermittelten/verurteilten männlichen und weiblichen Täter nach Deliktskategorien*) und 
Deliktsschwere 

1970 
Verurteilte 

Männer Frauen Männer 

Verbrechen gegen 
Leib und Leben 1,3% 1,3% 1,9% 
Sittlichkeit 1 , 1% 0,1% 1 ,5% 
Vermögen 10,6% 10,2%. 14,4% 
sonstige 4,0% 2,3% 5,7% 
Summe 17,0% 13,9% 23,5 % 

Vergehen und 
Übertretungen 

Leib und Leben 49,7 % 34, 1 %  49,9% 
Sittlichkeit 1 ,1 % 3,9% 1,9% 
Vermögen 9,3 % 23,0% 1 1 ,9% 
sonstige 22,8% 25,2% 12,8% 
Summe 83,0% 86,1 %  76,5 % 

Gesamtsumme (100 %) 94.788 15.536 173.433 

*) Wie bei Tabelle 2 

Verteilung der Verbrechen weniger gravierende Unter­
schiede auftreten und die Delikte gegen die Sittlichkeit dort 
bei den Männern überwiegen. 
Da Bild läßt sich noch weiter spezifizieren, wenn man 
einzelne Delikte betrachtet (Tabelle 4). Dabei wurde die 
Deliktseinteilung verwendet, die auch die polizeiliche Kri­
minalstatistik ausweist. 
Bei den drei frauenspezifisch formulierten Delikten, Kinds­
mord, Abtreibung und Geheimprostitution, ist naturgemäß 
der Frauenanteil am höchsten. (Übrigens zeigt sich hier 
auch, daß der überwiegende Anteil der weiblichen Verbre­
chen gegen Leib und Leben Abtreibungen sind - 1970 
noch 40% der von den Sicherheitsbehörden als tatverdäch­
tig ermittelten und 60 % der gerichtlich verurteilten Täte-
rinnen.) 

, 

Ansonsten ist der Frauenanteil bei den Eigentumsdelikten 
am höchsten, wobei er mit der Schwere der Tat sinkt: 
Diebstähle minderer ArJ an die 30%, Diebstähle (Verbre­
chen) an die 15%,  Einbruchsdiebstähle ca. 5%.  Analoge 
Unterschiede innerhalb der Eigentums-, wie auch der 
Aggressionsdelikte weist auch Graßberger (1972, Tabelle 
6 - 8) nach. 
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197 1  1972 
strafmündige ermittelte Täter 

Frauen Männer Frauen Männer Frauen 

1 ,5 %  1,9% 1 ,3% 2,1 % 1,2% 
0,3 % 1,4% 0,2"% 1,3% 0,2% 

1 1,9% 13,6% 1 1 ,4% 15,3% 12,3 % 
3,4% 6,2% 3,6% 6,3 % 3,6% 

17,0% 23,0% 16,5 % 25,0% 17,4% 

41,3% 52, 1 %  44,1 %  50,6% 43,4% 
4,1 % 0,5 % 2,6% 0,4% 2,4% 

23,8 % 10,6% 21,5% 1 1 ,0% 21,9% 
13,7% 13,8% 15,5 % 13,0% 15,0% 
83,0% 77,0% 83,5 % 75,0% 82,6% 
27.536 160. 113 26.224 158.445 25.013 

Ein weiterer deutlicher Unterschied findet sich im Alters­
vergleich delinquenter Männer und Frauen. Nach der 
Verurteiltenstatistik 1967 (seit 1968 enthält die Kriminal­
statistik keine einigermaßen detaillierte Altersaufgliede­
rung mehr) beträgt das Alter der kriminellen Männer im 
Mittel (Md) 23,2 und 27,9 für wegen' Verbrechen bzw. 
Vergehen und Übertretungen Verurteilte. Die entspre­
chenden Zahlen für Frauen sind 25,7 und 33,5 Jahre. 
Vergleicht man die altersspezifischen Verurteiltenziffern 
(Verurteilte/Personen des entsprechenden Alters in der 
Bevölkerung), findet sich bei beiden Geschlechtern der 
Gipfel in der Altersgruppe der 18- bis 20jährigen. Aller­
dings ist der Abfall zur nächsten Altersgruppe bei den 
Frauen deutlich weniger steil (bei den Männern - 34 % und 
...;.. 7%, bei den Frauen - 1 7% und + 1 %), der Gipfel also 
verlängert. Ein zweiter relativer Gipfel der Frauenkrimina­
lität zeigt sich für die Verbrechen in der Altersgruppe der 
40- bis 49jährigen: Wenn man die Verurteiltenziffern 
zueinander in Beziehung setzt, sinkt das Übergewicht der 
Männer bis zu diesem Alter kontinuierlich, um danach (ab 
50) wieder anzusteigen (bei den Vergehen und Übertretun­
gen zeigt sich dieser Sachverhalt nur schwach angedeutet). 
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Tabelle 4: Frauenanteil an den nach einzelnen Delikten und Deliktgruppen verurteilten/ermittelten Tätern 

11. Verurteilten-
(strafmündige ermittelte Täter) 

Il. Polizei- 11. Polizei-
statistik 1970 statistik 1970 statistik 1972 

Mord §§ 134-138 } 13% (30) 24% (66) 12% (59) 
Mordversuch §§ 8, 134 ff 17% (75) 12% (76) 
Kindesmord § 139 100% (10) 90% (9) 100% (6) 
Totschlag §§ 140-143 12% (26) 13% (39) 18% (39) 
Schwere körperl. Beschädigung §§ 152-157 5,4% (1 . 167) 5,8% (3.252) 5,9% (3.241)  
Abtreibung § § 144-148 62% (192) 63 % (269) 56% (162) 
Echte Notzucht §§ 125, 126 (86) (666) (621)  
Unechte Notzucht § 127 2% ( 170) 2% (444) 1 % (476) 
Schändung § 128 (294) (729) (646) 
Homosexualität § 129 I b 1 % (459) 4% (553) (127) 
Andere SittlichkeitsdeI. §§ 129 I a, 131 ,  132 15% (88) 16% (276) 22 % (192) 
Einbruchdiebstahl §§ 171 ,  174 I d 4,1 % (4.271) 4,6% (10.658) 4,8% (10.967) 
Sonstige Diebstähle § § 171 ff 15,5% (4.403) 12,2% (9. 182) 14,3 % (8.363) 
Veruntreuung § 1 83 25,5 % (61 1 )  21 ,3% (1 .5 14) 19,7 % (1 .315) 
Raub §§ 190-195 7% (147) 7% (421)  5 %  (555) 
Betrug §§ 197-204 25, 1  % (2.225) 20,4% (6.5 10) 17,3 % (6. 175) 
Falschgelddelikte §§ 106-121,  201 a, 3 .  Satz (1)  23% (39) 12% (43) 
Kridadelikte und Untreue §§ 205 a-205 c 23% (26) 12% (65) 14% (85) 
Teilnehmung am Diebstahl. Veruntreuung 

und Raub §§ 185, 196 21 % (555) 23% (738) 23 % (606) 
Amtsverbrechen §§ 101-105, 181  9% (139) 8% (136) 9% (105) 
Brandlegung §§ 166-170 8% (26) 14% (96) 5 %  ( 1 1 1 )  
Boshafte Beschädigung fremden Eigentums 

§§ 85, 87 4% (136) 5% (992) 4% (993) 
Erpressung § 98 3% (474) } \ ,4% (5.624) 7% (887) 
Gefährliche Drohung § 99 2% (1 .021)  5 ,6% (4.682) 
Angriffe gegen Amtspersonen § 81  9% (431)  _ 6% (762) 5 %  (660) 
Verbr. nach dem Sprengstoffges. §§ 4-9 (3) 6% (18) 5/% (21) 
Verbr. nach dem Suchtgiftges. §§ 411 ,  8 1 1  % (36) ! 13,7% (2.279) 

10% (381) 
Verbr� nach dem Pornographieges. § 1 16% (31) 15% (194) 
Sonstige Delikte: Verbrechen 10,3 % (1.262) 12,6% (2. 148) 
Körperl. Beschädigungen §§ 411 ,  412 9,4% (18.648) 10,5 % (31 .721) 9,8% (29.563) 
Verg. u, Übertr. geg. d. Leben u. d. 
körperl. Sicherheit §§ 335 ff u. 43 1 ff: 1 1 ,5 % (53.905) 
Straßenverkehrsunfälle 1Q,5 % (33.782) 12,2% (66.219) Verg. u. Übertr. geg. d. Leben �. d. 
körperl. Sicherheit §§ 335 ff u. 431 ff: 23,1 % (7.501) 
sonst. Fälle 
Zuhälterei nach § 5, Abs. 3 Vag.Ges. } � 5 82% (5 13) 2% (208) 
Geheimprostitution § 5, Abs. 2 Vag.Ges. � 93 % (593) 
Vagabundageges. insgesamt 36,6% (1 .658) 31,2% (3.280) 
Vergehen nach § 516 StG:, Verg. u. 
Übertr. nach dem Pornographieges. §§ 2, 15 4% (364) 8% (978) 6% (498) 
Diebstähle minderer Art § 460 33,6% (5.122) 27% ( 14.184) 28,9% (12.805) 
Veruntreuungen mind. Art § 461/183 26% (489) 26% (1 .584) 20,1 % (1 .474) 
Betrügereien mind. Art. § 461/197 19,8% (3.347) 20,5 % (10.608) 17,5% (7.602) 
Kridadelikte u. Untreue mind. Art 

§§ 485-486 c u. 461/205 c 1 1  % (179) 22% (122) 21 % (155) ' 
Teiln. mind. Art u. bedenk!. Ankauf 

§§ 464, 47l-477 17% (875) 16% (782) 12% (871)  
Fahrl. Herbeiführung der Gefahr einer 

Feuersbrunst § 459 26% (402) 25% (1 . 135) 27,6% (1 .074) 
Unbefugter Gebrauch v. Fahi:zeugen § 467 b ' 1  % (634) 1 ,3% (2. 158) 
Boshafte Beschädigung fremden Eigentums 

mind. Art § 468 5,8% (3 . 1 17) 7% (7.337) 6,6% 7.037) 
Übertr. nach dem Suchtgiftgesetz § 9 18% (3 14) 14,3 % (1 .033) 19,2% (1 .213) 
Delikte nach dem Waffengesetz § 36 4% (729) 4,3 % (1 :345) 5,9% (.31 1) 
Sonstige Delikte: Vergehen u. Übertr. 19,8% (22.344) 18,4% (15.215) 23,1 % ( 1 1 .493) 
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N ach der Polizeistatistik 1972 gibt es in diesen Altersunter­
schieden noch Verschiebungen nach Art des Delikts. Der 
Überhang an jungen Männern ist besonders groß bei den 
Verbrechen gegen di,e Sittlichkeit (3 1 % der Männer unter 
21  Jahren, 14% der Frauen) und gegen das Vermögen 
(36% vs. 22%), sowie bei den Vergehen und Übertretun­
gen gegen das Vermögen (25 % vs. 18%).  Völlig gegen den 
sonstigen Trend liegen die Verhältnisse bei den Übertre­
tungen gegen die Sittlichkeit, bei denen die Frauen wesent­
lich jünger sind als die 1v,1änner (16% der Männer bis 21  
Jahre, 34% der Frauen). 
Einen weiteren Unterschied zwischen den Geschlechtern 
im Altersverlauf der Kriminalität erbringt eine Aufgliede­
rung nach (relativ) "naiven" und (relativ) "raffinierteri" 
Delikten, wie sie Katsehnig & Steinert (1973) getroffen 
haben. "Naivdelikte" sind solche, die unter Einsatz des 
eigenen Körpers, mit relativ wenig Heimlichkeit und eher 
impulsiv gesetzt werden, als "raffiniert" wurden davon die 
Delikte unterschieden, in denen eher mit der Manipulation 
sozialer Beziehungen, mit "sozialer Kompetenz" (ein ideal­
typisches Beispiel wäre Hochstapelei) gearbeitet wird 
(Angaben der hier subsumierten Paragraphen des StG bei 
Katsehnig & Steinert, 1973, S. 146). Es wurde gezeigt, daß 
solche "Naivdelikte" bei Jugendlichen einen relativ großen 
Anteil der Kriminalität ausmachen, der mit zunehmendem 
Alter stetig sinkt. Ein Vergleich der Geschlechter in dieser 
Dimension zeigt, daß bei den Frauen der Abfall des Anteils 
der "Naivdelikte" wesentlich früher erfolgt, daß schon bei 
18- bis 20jährigen das niedrige Endniveau erreicht wird. 
Das bedeutet auch insgesamt, daß der Anteil solcher 
"Naivdelikte" bei den Frauen geringer ist. 

Tabelle 5: Anteil von "Naivdelikten" an allen D�likten bei 
Männern und Frauen verschiedener Altersgruppen 
(1967)*) 

Alter Männer Frauen 

14-17 60,9% 59,9% 
18-20 43,6% 32, 1 %  
21-25 42,0% 30,7% 
26-39 39,0% 33,7% 
40- 30,9% 3 1,4% 

*) Die Zahlen für die Männer sind entnommen aus Katschnig & 
Steinert, 1973, S. 149. Die Zahlen für die Frauen wurden nach 
dem dort beschriebenen Auswahlverfahren neu berechnet. 

Ein weiteres Merkmal, das für eine Beschreibung der 
Situation sehr wesentlich wäre, die Schicht- und Klassenzu­
gehörigkeit, ist aus Mangel an Primärerhebungen schwer 
abzuschätzen. Aus der offiziellen Statistik ist darüber 
keinerlei Aufschluß zu gewinnen. Eine vom Ludwig Boltz­
mann Institut für Krimirialsoziologie durchgeführte Akten­
analyse einer Stichprobe aus allen Personen, die 1967 den 
Staatsanwaltschaften im Zusammenhang mit Verbrechen 
als Täter angezeigt wurden, ergab in der Berufsauf­
gliederung als gravierenden Unterschied zwischen Män­
nern und Frauen die Verteilung auf Arbeiter und Ange­
stellte. Bei den Männern ergibt sich ein Verhältnis Arbei­
ter : Angestellte von 80 : 20, bei den Frauen 63 : 37. Nach 
der Volkszählung 1961  ist in der Bevölkerung dieses 
Verhältnis 63 : 37 und 58 : 42. Bei den Männern ist die 
Abweichung vom Populationsverhältnis also stärker als bei 
den Frauen. Das würde heißen, daß die gerichtlich erfaßte 

46 

Verbrechenskriminalität der Frau sich weniger stark sozial 
"unten" konzentriert als die des Mannes. Dazu stimmt 
auch das Verhältnis von Facharbeitern zu Hilfsarbeitern: 
1967 kamen bei den männlichen Industriearbeitern 1 ,3 
Hilfsarbeiter auf einen Facharbeiter , bei den weiblichen 6,7 
(Kammer für Arbeiter und Angestellte, 1970, S. 231). In 
besagter Stichprobe kommen bei den Männern 2,4 Hilfs­
arbeiter auf einen Facharbeiter, bei den Frauen 9,4. Bei 
den Männern sind also auch die Hilfsarbeiter wesentlich 
stärker unter den Angezeigten überrepräsentiert als bei den 
Frauen. All das sind freilich nur sehr krude Vergleiche 
(z. B. wäre eine Altersstandardisierung nötig), die aber 
mangels geeigneter Vergleichsdaten aus der Statistik 
gegenwärtig genügen müssen, (Zur theoretischen Abklä­
rung dieses Befundes siehe die Ausführungen auf S. 53 f.) 
Ein weiterer Unterschied zeigt sich in ,der Verteilung 

, der Angezeigten auf die · Wirtschaftssektoren. In der 
genannten Stichprobe verteilen sich die Männer auf Land­
wirtschaft : Industrie und Gewerbe : Dienstleistung wie 
15  : 50 : 35, was sehr genau der der Berufstätigen in der 
Bevölkerung entspricht (Kammer für Arbeiter und Ange­
stellte, 1970, S. 63). Bei den Frauen hingegen finden wir 
eine Verteilung von 7 : 18 : 75, während die in der berufs­
tätigen Bevölkerung 25 : 25 : 50 wäre. Bei den angezeigten 
Frauen ist also vor allem der Dienstleistungssektor überre­
präsentiert. Dafür dürfte teilweise verantwortlich sein, daß 
in den Gerichtsakten mithelfende Familienmitglieder an­
ders (nämlich nicht) dokumentiert werden als in der 
Bevölkerungsstatistik. Eine gewisse Bestätigung des 
Befunds ergibt sich allerdings daraus, daß die Frauen zu 
einem größeren Teil in Wien wohnen (und zu einem 
kleineren in ländlichen Gebieten) als die Männer. 
Auch bezüglich der Vorbestraftheit ergeben sich Unter­
schiede zwischen den Geschlechtern.4) Der durchschnittli­
che Vorbestraftenanteil der verurteilten Männer ist 50%, 
der der verurteilten Frauen 32%. Dieser Unterschied der 
Vorbestraftenanteile ist wesentlich geringer als der der 
Kriminalität, (1,6 : 1 für den Vorbestraften anteil versus 
7,4 : 1 für die Verurteiltenziffer). Hei den Frauen tritt also 
relativ zu ihrer geringen Kriminalität eine deutlich stärkere 
Konzentration der Verurteilungen auf immer wieder den­
selben Personenkreis auf. Dieses Ergebnis wird auch durch 
den Altersverlauf des Vorbestraftenanteils gestützt: Bei 
beiden Geschlechtern steigt der Vorbestraftenanteil mit 
dem Alter, aber bei den Frauen relativ zum Anfangszu­
stand stärker (bis zum höchsten Wert auf das 6,3fache des 
niedrigsten, bei den Männern nur auf das 4,3fache) . 
In der Aufgliederung nach Deliktskategorien zeigt sich bei 
den Frauen der (relativ zu dem der Männer) niedrigste 
Vorbestraftenanteil bei den Delikten gegen Leib und 
Leben. Bei den Vergehen und Übertretungen gegen die 
' Sittlichkeit haben die Frauen jedoch einen deutlich höhe­
ren Vorbestraftenanteil als die Männer. Insgesamt ist bei 
den Männern der Vorbestraftenanteil für Verbrechen viel 
stärker gegenüber den für Vergehen und Übertretungen 
erhöht. Wenn der Vorbestraftenanteil als Indikator für 
"kriminelle Karrieren" angenommen wird, _heißt das, daß 
die Karriere bei den Männern eher in die (oder in der) 
Verbrechenskriminalität veriäuft. 

4) In einigermaßen verläßlicher Form allerdings zuletzt aus der 
Kriminalstatistik von 1967, da sich aus der von 1968 - 1970 
(zumindest einzelnen Tabellen darin) Vorbestraftenanteile der 
Frauen von bis zu 99 % entnehmen lassen, was nur auf Aufnahme­
oder Auszählfehlern beruhen kann. 

4 '  
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3 DIE ENTWICKLUNG DER FRAUENKRIMINA­
LITÄT 

Die Frauenkriminalität der letzten zwanzig Jahre in Öster­
reich zeigt insgesamt einen leichten Rückgang (Tabelle 6). 
Eine Spitze findet sich im Jahr 1948, die sich allerdings 
auch bei den Männern findet und daher nicht frauenspezi­
fisch ist (und wahrscheinlich unter anderem auch nur mit 
der Konsolidierung der Verhältnisse, was Funktionieren 
von Polizei- und Gerichtssystem sowie Statistikführung 
betrifft, zu tun hat). Hingegen hat die Frauenkriminalität 
den Anstieg in den späten fünfziger Jahren, der bei den 
Männern sehr deutlich ist (und im übrigen fast ausschließ­
lich auf das Konto der Jugendlichen geht), nicht mitge­
macht. Über die Jahre 1960 bis 1970 betrachtet, ist die 
.globale Kriminalitätsbelastung bei beiden Geschlechtern 
stagnierend, mit einem nic:ht sehr deutlich ausgeprägten 
relativen Minimum in der Mitte des Zeitraums. 
Bei einer Aufgliederung der Zeitreihe nach Geschlecht, 
Alter und Deliktskategorien zeigt sich bei den männlichen 
Jugendlichen generell der beschriebene Verlauf. Bei den 
weiblichen Jugendlichen zeigen die Delikte gegen die 
Sittlichkeit und die gegen das Vermögen einen ähnlichen 
Verlauf wie bei den männlichen, während die Delikte 
gegen Leib und Leben ziemlich kontinuierlich und sehr 
stark sinken (1970 etwa die Hälfte des Wertes von 1955). 

Tabelle 6: Die Entwicklung der Kriminalitätsziffern nach 
dem Zweiten Weltkrieg im Vergleich zum Jahre 1937 

Von 100.000 (1 .000) Strafmündigen der . 
jeweils angegebenen Gruppe wurden . . .  verurteilt 

Jahre Personen Männer Frauen 
insgesamt 

1937 
1946 
1947 
1948 
1949 
1950 
1951 
1952 
1953 
1954 
1955 
1956 
1957 
1958 
1959 
1960 
1961 
1962 
1963 
1964 
1965 
1966 
1967 
1968 
1969 
1970 

2.374' (24) 
777 ( 8) 

1 .318  (13) 
2.089 (21)  
1 .807 (18) 
1 .716 (17) 
1 .750 (18) 
1 .881 (19) 
1 .855 (19) 
1 .861  (19) 
1 .975 (20) 
2.088 (21) 
2.095 (21) 
2.068 (21) 
2.194 (22) 
2.128 (21) 
1 .972 (20) 
1 .878 (19) 
1 .819 (18) 
1 .830 (18) 
1 .779 (18) 
1 .860 (19) 
1 .915 (19) 
1 .960 (20) 
1 .984 (20) 
1 .940 (19) 

4.249 (42) 
1 .249 (12) 
2.234 (22) 
3 .494 (35) 
3 . 104 (31) 
3 .027 (30) 
3 .134 (31) 
3 .359 (34) 
3.333 (33) 
3.382 (34) 
3.633 (36) 
3.871 (39) 
3.93 1  (39) 
3.890 (39) 
4.136 (41) 
4.033 (40) 
3.690 (37) 
3.501 (35) 
3.417 (34) 
3 .450 (35) 
3 .348 (33) 
3 .509 (35) 
3.597 (36) 
3.706 (37) 
3.753 (38) 
3.650 (37) 

699 (7) 
393 (4) 
574 (6) 
925 (9) 
734 (7) 
621 (6) 
610 (6) 
665 (7) 
636 (6) 
601 (6) 
598 (6) 
605 (6) 
567 (6) 
550 (6) 
578 (6) 
541 (5) 
518  (5) 
506 (5) 
486 (5) 
478 .(5) 
467 (5) 
481 (5) 
506 (5) 
496 (5) 
501 (5) 
503 (5) 

Bei den Erwachsenen sind die Verhältnisse uneinheitlicher: 
Die Delikte gegen Leib und Leben sind bei bei den 
Geschlechtern leicht zurückgegangen. Bei den Frauen 
findet sich ein erstaunlicher relativer Gipfel der Verbre­
chen gegen Leib und Leben (wie oben erwähnt zu einem 

großen Teil Verurteilungen nach § 144) in den Jahren 1966 
bis 1968. Derselbe Gipfel zeigt sich bei den Vergehen und 
Übertretungen gegen die Sittlichkeit (von denen § 5 Land­
streichereigesetz: "Unzüchtiges Gewerbe" bei den Frauen 
den weitaus überwiegenden Teil ausmacht). Die Sittlich­
keitsverbrechen der Männer sind hingegen deutlich gesun­
ken, die Vergehen und Übertretungen gegen die Sittlich­
keit weitgehend konstant geblieben. Die Belastung mit 
Eigentumsdelikten hat im betrachteten Zeitraum in den 
Erwachsenengruppen abgenommen, mit Ausnahme der 
Verbrechen gegen das Vermögen dur,ch Männer, die eher 
zugenommen haben. . Die in diesem Kontext wichtigste Ausnahme vom allgemei­
nen Entwicklungsmuster der Kriminalität ist also die 
Zunahme der Verurteilungen von Frauen nach § 144 und 
wegen Sittlichkeitsdelikten im selben 'Zeitraum. Bei der 
hohen Dunkelziffer5) gerade dieser Delikte (und speziell ' 
bei den Übertretungen gegen die Sittlichkeit durch Frauen) 
der engen Interdependenz mit dem Verwaltungsstrafge­
setz hängen diese Veränderungen der Anzeige- und Ver­
urteilungsraten wohl hauptsächlich vom Ausmaß der 
Bemühungen der Polizei ab, und die Annahme, daß sie 
tatsächlich Veränderungen in der Häufigkeit des entspre­
chenden Handeins wiedergeben, ist hier besonders wenig 
ger'echtfertigt. Solche Einflüsse .der Verfolg�ng�polit�k sind 
auch sonst in der Interpretation von Zeitreihen I,mmer 
mit zu bedenken6). 

4 DIFFERENTIELLE BEHANDLUNG DES ABWEI­
CHENDEN VERHALTENS VON MÄNNERN UND 
FRAUEN DURCH DAS STRAFRECHT UND DURCH 
DIE "öFFENTLICHE MEINUNG" 

Die bisher dargestellten Befunde zur Frauenkriminalität 
bedürfen der Interpretation, besonders wenn sie als Indika­
toren für die "Situation der Frau in Österreich" dienen sol­
len. In'diesem Abschnitt soll ein erster Komplex von Bedin­
gungen für die geringere Kriminalität der Frau beschrieben 
werden: die relativ geringere staatliche und sonstige for-

5) Über die DUIi.kelziffer bei Delikten nach d�� § 1�4 z. I3. liegep , 
diverse Schätzungen vor. Eine vom B.undesmmlsten�m fur JUStiz 
1972 durchgeführte Schätzung der Illegalen Abtrelbun.gen aus 
Hochrechnungen der Zahl der in Kliniken beh�ndelten Illegalen 
Aborte ergab eine Schätzung von 30-40.000 Illegale� Aborten 
jährlich. Verurteilt wurden in �e� J�ren �?58-1969 Im Durch­
schnitt 123 Frauen (Bundesnnrustenum fur Justiz 1972). �alk 
(1972) untersuchte die einzelnen Schätzungen der Dunkelzl.ffer 
der illegalen Abtreibungen mit eine!ll ande�en Verfahren auf Ihre 
Plausibilität und kam ebenfalls auf eme Schatzung von 30 -4�.000, 
'Auf eine Verurteilung nach dem § 144 kommen also 244 biS 3�5 
Abtreibungen, die strafrechtlich nicht sanktioniert werden. Die 
Sanktionsquote beträgt also zwischen 0,3 un� 0,4%. . .. 6) Im übrigen ist es wohl kei� Zufal�, daß die Verurteilungen,tur 
Sittlichkeitsdelikte und Abtreibung Sich parallel entWickeln. Diese 
Parallelität läßt vielmehr vennuten, daß die Abtreibung. nur 
technisch ein Delikt gegen Leib und L.ebe� is.t, in �er ö�fen!hchen 
Einschätzung hingegen eines gegen die Sltth�hk�lt. Em dl�ekter 
Beleg für diese Vermutung - �mi.nde.st was die Emst�llung m der 
Bevölkerung betrifft - ergab Sich m emer Umfrage, dl� 1971 vom 
Institut für Soziologie an der Universität Graz durchgefuhrt �ur�e: 
Eine Batterie von Einstellungsitems zum Komplex "Autontans­
mus" ließ sich mittels Faktoranalyse in drei voneinander unabhän­
gige inhaltliche Bereiche zerle.g�n, in denen sich auto�!täre Einstel­
lungen äußern können: "RehglOn und Sexualmo�a�, ' ,�Bes.trafen 
von Abweichung" und " Wirtschaft und Demokratie . !?Ie E:mstel­
lung zur Abtreibung fällt dab�i in den .�rst�n und .�l.1cht m d�n 
zweiten Faktor. Abtreibung ISt also fur die Bevolkerung em 
Verstoß gegen religiöse Haltungen und gegen eine autoritäre 
Sexualmoral und nicht ein kriminelles Delikt. 
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meIle Kontrolle von weiblichen Verhalten. Im nächsten 
Abschnitt ist das Gegenstück dazu darzustellen: ',die grö­
ßere und effektivere informelle Kontrolle, der weibliches 
Verhalten unterliegt. 
Sutherland & Cressey (1970, S. 127 f.) stellen fest, daß, 
obwohl die weibliche Kriminalitätsrate insgesamt niedriger 
. ist als die männliche, das Verhältnis zwischen männlicher 
und weiblicher Kriminalität zwischen den Nationen vari-
iert. Weibliche Kriminalität ist umso :z;ahlreicher und nähert 
sich der männlichen Kriminalitätsrate umso eher, je mehr 
in' einem Land die Frauen auch sonst mehr Freiheit und 
Gleichberechtigung mit den Männern haben, wie z. B. in 
Westeuropa, Australien und den Vereinigten Staaten,. und 
sie ist dort am niedrigsten und von der der Männer am 
weitesten entfernt in Kulturen, wo die Frauen sehr strikt 
unter männlicher Kontrolle gehalten werden, wie z. B .  in 
Algerien. Die entsprechenden Zahlen ergeben, daß in 
Belgien die Kriminalitätsziffern für Männer 342mal so groß 
sind wie die für Frauen, in Algerien 2.744mal so groß7). 
Neun Studien in verschiedenen afrikanischen Distrikten 
zeigen geschlechtsspezifische Unterschiede, die von 20.400 
bis 900 reichenB). Aber nicht nur zwischen den verschiede­
nen Nationen differieren die Verhältniszahlen zwischen 
männlicher und weiblicher Kriminalität, sondern es erge­
ben sich auch Unterschiede innerhalb einer Nation, und 
zwar im Hinblick auf die soziale Position. In den Vereinig­
ten Staaten ist die Differenz zwischen weiblicher und 
männlicher Kriminalität weniger groß unter der schwarzen, 
d. h. großteils Unterschichtbevölkerung, als unter der 
weißen Bevölkerung. Die Verhältniszahl männlich: weib­
lich der in den Jahren 1964 bis 1966 in Florida inhaftierten 
Personen . betrug für Farbige 1 .625, während die der 
Weißen 2.200 lautete (Sutherland & Cressey, 1 970, 
S. 128). 
Der Anteil der Kriminalität der Frauen an der Gesamtkri­
minalität muß außerdem auch noch im historischen Zusam­
menhang gesehen werden. Während des Ersten und Zwei­
ten Weltkriegs und kurz nachher war z. B. der Frauenanteil 
an der Kriminalität höher. Dies ist durchaus daraus zu 
erklären, daß die Frauen in dieser Zeit erstens relativ mehr 
Freiheit in gesellschaftlichen Bereichen genossen und zwei­
tens ihre traditionelle Rolle, z. B .  Versorgung der Familie 
unter großeren Risken krimineller Tätigkeit (Schwarzhan­
del) erfüllen mußten. Die Verurteiltenrate der Frauen für 
Diebstahl in Österreich und Deutschland war während des 
Ersten Weltkriegs höher als die Verurteilungsrate der 
Männer in den Vorkriegsjahren (Exner, 1 92 7; Liebmann, 
1 930). 
Die Tntsache, daß die Verhältniszahlen von männlicher 
und weiblicher Kriminalität derart örtlich und zeitlich 
variieren, zeigt, daß wir es bei der geringeren Kriminalität 
der Frau jedenfalls nicht mit einer "N aturkonstante" zu tun 
haben, sondern daß die Kriminalitätsziffern der Frauen die 
jeweilige Stellung der Frau in einer bestimmten Gesell­
schaft widerspiegeln. Eine soziologische Betrachtungsweise 
der Frauenkriminalität geht daher davon aus, daß in 
unserer Gesellschaft die eingespielte Arbeitsteilung zwi­
schen den Geschlechtern die ist, daß der Mann vor allem 

7) Unter Kriminalitätsziffer wird hier der Anteil der Kriminellen 
im Verhältnis zum Anteil der Bevölkerung verstanden. 
8) Diese Zahlen sind als Verhältniszahlen der Anzahl der Männer 
auf 100 Frauen aufzufassen.' Ein Verhältnis über 100 heißt bei 
dieser Berechnung, daß die Männer die Frauen übertreffen, 
während eine Verhältniszahl unter 100 das Gegenteil bedeutet. 
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'für den Produktions-, die Frau in erster Linie für den 
Reproduktionsbereich zuständig ist. 
Diese Art der Arbeitsteilung, von der die weibliche Rolle 
bestimmt ist, hat Folgen fül'Lebenssituationen und Lebens­
karriere der Geschlechter sowie für die Art der sozialen 
Kontrolle, der die. Geschlechter differenziell ausgesetzt 
sind. Aus diesen Elementen sollte es möglich sein, Unter­
schiede im abweichenden Verhalten zwischen den 
Geschlechtern zu erklären. Im Fall der Kriminalität ist es 
sinnvoll, zunächst den Kontrollbereich zu behandeln. 
Kriminalität wird in einem sehr einfachen Sinn vom Straf­
gesetz konstituiert. Eingangs wurde festgestellt, daß "Kri­
minalisierung" nur eine mögliche Kontrolheaktion auf 
abweichendes Verhalten ist. Als Voraussetzung zur Fest­
stellupg von "kriminellem Verhalten" gilt, daß nur ein 
derartiges (abweichendes) Verhalten erfaßt werden kann, 
das sich unter einen Tatbestand des Strafrechts subsumie­
ren läßt. Das heißt; die Befunde zur Frauenkriminalität 
dürfen nicht nur als Indikatoren für die gesellschaftliche 
Situation der Frau gesehen werden, sondern auch als 
Elemente der Bestimmung der gesellschaftlichen Funktion 
des Strafrechts. 
Die soziologische Forschung zur Funktion des Strafrechts 
hat sich in den letzten Jahren sehr stark auf Schichtunter­
schiede im Zugriff des Strafrechts konzentriert (vergl. etwa 
Feest & Blankenburg, 1 972; Peters, 1 973; Quensel, 1 972; 
Steinert, 1 973). Allgemeinstes Ergebnis dieser Forschungs­
richtung dürfte sein, daß das Strafrecht im Spannungsfeld 
allgemeinerer sozialer Herrschaftsverhältnisse steht und 
eben diese Herrschaftsverhältnisse zum Teil mit produziert, 
sichert und legitimiert. 
Wenn die Funktion des Strafrechts an anderen Merkmalen 
der Ungleichheit (wie alt - jung, männlich - weiblich) 
näher bestimmt werden soll, müssen zwei Eigenarten 
strafrechtlicher Kontrolle bedacht werden: Strafrechtliche 
Kontrolle ist wegen · ihrer "Sichtbarkeit" ein prekäres 
Instrument, das dk Gefahr ideologischer und politischer 
Konflikte stärker in seiner Anwendung heraufbeschwört, 
als es weniger auffällige Kontrollen (wie sie oben erwähnt 
wurden) tun werden. Politische Verfassungen, die eine 
Tendenz zur "Rationalisierung'" von Herrschaft haben, 
werden dieses Instrument daher so sparsam wie möglich 
einsetzen. Zum zweiten hat die Situation des Beherrscht­
seins seine Dialektik, die in einem einschlägigen Bild darin 
besteht, daß der Gefängnisinsasse sich zwar sein Mittag­
essen nicht aussuchen kann, sich im Normalfall aber auch 
nicht darum zu kümmern braucht. Insofern wird man in 
einer beherrschten Gruppe umso weniger Auflehnung 

. gegen die zugemutete Rolle und 'Abweichung von ihr 
finden, je stärker der Aspekt des Versorgtwerdens über­
wiegt (was nickt nur eine Frage der realen Vor- und 
Nachteile der Position, sondern auch eine der Sichtbarkeit 
von Alternativen ist), aber auch ilmso weniger staatliche 
Kontrolle von Abweichung, je stärker die Kontrolle ins 
Informelle verlegt werden kann ; im Fall des Jugendlichen 
also von den Erwachsenen, speziell den Eltern, im Fall der 
Frau vom Mann getragen werden kann. Für den Fall des 
Jugendlichen können wir in der Geschichte der letzten 150 . 
Jahre dk Entstehung und zunehmende Vergrößerung der 
Bedeutung von "Jugend als Problem" beobachten, eine 
Entwicklung, die durch die "V�rschulung" und sonstige 
zunehmende ' ,staatliche Inanspruchnahme von Jugend 
sicher gefördert' wurde und die im Rechtsbereich sowohl 
die Entwicklung von Sozialgesetzen für Jugendliche als 
auch die Absch�ächllng ihrer Herrschafts- zu einer angeb-
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lichen Erziehungs- und Schutzkomponente mit sich brachte 
(vergl. dazu Leirer et al., 1 974). 
Die Rolle der Frau ist wesentlich älter und offenbar hat es 
in ihr - nachdem die Hereinnahme der Berufstätigkeit 
bisher ohne wesentliche Brüche gelungen zu sein scheint 
(vergl. etwa die Ergebnisse von Kreutz, 1 973) - auch in 
letzter Zeit weniger grundlegende Veränderungen gegeben 
als in der des Jugendlichen. Man hat es daher hier wohl mit 
einem Zustand zu tun, in dem informelle Kontrollen noch 
greifen und wenig staatliche Kontrolle nötig ist. 
Für den Fall des Strafrechts läßt sich diese relative Abwe­
senheit staatlicher Kontrolle durch eine einfache Inspek� 
tion des Strafgesetzbuchs belegen. Man kann sich mit dem 
herrschenden Verstandnis der weiblichen Rolle vor Augen 
fragen, welche der dort beschriebenen Tatbilder ein Han­
deln wiedergeben, das dieser Rolle entspricht oder das in 
Situationen naheliegen mag, in die einen diese Rolle bringt. 
Um diese Einstufung der Tatbilder etwas gegen Subjektivi­
tät abzusichern, wurde sie von einigen Richtern und 
Staatsanwälten durchgeführt. Es wurden nur solche Einstu­
fungen als gültig akzeptiert, in denen diese Experten 
übereinstimmten (es gab kaum Abweichungen zwischen 
ihnen). Um die Zahl der verschiedenen Tatbilder auf eine 
bewältigbare Zahl zu reduzieren, wurde die Kategorisie­
rung der polizeilichen Kriminalstatistik (vergl. Tabelle 4) 
verwendet. 
Von den 44 Tatbildern, die in der polizeilichen Kriminal­
statistik unterschieden werden, wurde von den Experten 
von 16 gesagt, daß "man ein solches Verhalten eher vOn 
einem Mann erwartet", von 3, daß man es "eher von einer 
Frau erwartet", von den restlichen 25, daß man es "bei 
Mann und Frau" erwarte. Bei den den Männern zuge­
schriebenen Delikten handelt es sich um die Delikte, bei 
denen der Gebrauch physischer Gewalt im Vordergrund 
steht (Totschlag, schwere Körperverletzung, Einbruchdieb­
stahl, Raub, gefährliche ' Drohung, Sprengstoffgesetz, 
Waffengesetz), die Sexualdelikte, die sich teilweise mit der 
ersten Kategorie überschneiden (Notzucht, Schändung, 
SittIichkeitsdelikte nach § 129 I a, 1�1 ,  132, Zuhälterei, 
Sittlichkeitsdelikte nach § 5 16, Pornographie gesetz) , dazu 
noch Brandlegung und " unbefugter Gebrauch von Fahr­
zeugen". Die drei der weiblichen Rolle zugeordneten 
Delikte sind die schon gesetzlich so' definierten: Kinds­
mord, Abtreibung, Geheimprostitution. Es ist also zweifel­
los so, daß mehr "typisch männliches" Verhalten als 
kriminell im Strafgesetzbuch niedergelegt ist als "typisch 

. weibliches" . 
. 

Neben allem anderen hat das sicher auch damit zu tun, daß 
die Inhalte der beiden· Röllen in sich unterschiedlich 
erzwingbar sind. Wenn der Unterschied in den Geschlech­
terrollen mit Freud (1905, S. 120 ff, bes. S. 121,  Fußnote 1 ,  
ausführlicher und differenzierter 1933, S .  119-145) in der 
Dimension "aktiv/passiv" oder ähnlich mit p'arsons (1964, 
S. 57 f, 74 ff; vergl. dazu auch Zelditch, 1955) in der 
Dimension "instrumental/expressiv" lokalisiert wird, so ist 
es einfach leichter möglich, Aktivität und Leistung in ihren 
"Auswüchsen" mit einer Strafdrohung zu belegen, als die 
Funktion, sich emotional angenehm zu machen, so zu regeln. 
Das Strafrecht regelt vor allem das Machtmittel der (physi­
schen) Aggressivität (in verschiedenen, auch abgeleiteten 
Formen), die bei uns zur männlichen Rolle gehört, und · 
daher zwar in ihren illegitimen Formen sanktioniert, aber in 
ihren legitimen Formen nicht völlig zerstört werden soll. 
Letzteres vor allem deshalb, weil das Berufsleben in einer 
Gesellschaft, die auf "Leistunß" und "Konkurrenz" aufge-

baut ist, bestimmte Formen von Aggressiv'ität als notwen­
dig fordert und produziert. 
Die Rollenbilder von Mann und Frau, die sich aus der 
geseIlschaftlichen Arbeitsteilung zwischen den Geschlech­
tern ergeben, finden sich also schon im Text des Strafge­
setzbuches gespiegelt. Die spezifisch weibliche . kriminelle 
Abweichung ist Nicht-Erfüllen sexueller Anforderungen, 
die an die (künftige) Ehefrau und Mutter gestellt werden. 
Die spezifisch männliche kriminelle Abweichung ist fale 
sches Erfüllen von Anforderungen an Aggressivität, die an 
den tüchtigen Produzenten (und "Status-Sucher") gestellt 
werden. 
Bei Frauen ist strafrechtliche Normierung einer "Überer­
füllung" des erwünschten Verhaltens offensichtlich einzig 
da möglich, wo es in aktives Handeln umschlägt (z. B.  
"Übersexualität"), d .  h. gleichzeitig auch Rollenabwei­
chung darstellt (in Richtung aktiv). Hier wird dieses 
Verhalten auch kontrolliert (Prostitution, Abtreibung, 
Kindsmord, auch Mithilfe bei Delikten, bei der häufig 
"sexuelle Hörigkeit'; angenommen wird). Dieser Unter­
schied zwischen Verfolgung sexueller AuffälIigkeiten oder 
Verfolgung von Auswüchsen aktiven Handelns zeigt sich 
z. B. auch in Fürsorgeakten. Eine Untersuchung sämtlicher 
1969 angefallener Fürsorgefälle (Hug. 1 971) aus ganz 
Österreich ergab, daß bei den Mädchen 41 % wegen 
sexueller Auffälligkeiten in Fürsorgeerziehung kamen, bei 
den Burschen nur 1,5 %, dafür 52,5 % wegen delinquenten 
Verhaltens. 

Tabelle 7: Hauptmerkmale dissozialen Verhaltens*) 
% Herum- Arbeits-.: Flucht Aggres-

treiben unbest. sivi-
Sex. Delinqu. k. A. 
Auf-

weibl. 28 
männl. 27 

1 
4 

7 
3 

tät fälligk. 

3,5 41 
10 1 ,5 

16,5 3 (405) 
52,5 2 (402) 

*) In dieser Kategorie wurde jenes Merkmal kodiert, "dem in den 
Akten die größte Bedeutung zugemessen wurde" (Hug, 1971,  
S. 130). 

Bei der Deliktsbelastung für Fürsorgezöglinge steigt zwar 
der Prozentsatz bei den weiblichen Zöglingen, bleibt 
jedoch ebenfalls weh unter dem Prozentsatz der männli­
chen. (Die Differenz in den beiden Tabellen ergibt sich aus 
der verschiedenen Kodierung beider Merkmale.) 

Tabelle 8: Deliktsbelastung weiblicher und männlicher 
Zöglinge von Fürsorge.erziehung 

% nicht delinquent N 
delinquent 

weiblich 74,5 25,5 398 
männlich 38,0 62,0 401 

Auch von der Bevölkerung wird ein Verhalten, das in die 
Dimension "Verwahrlosung" fällt, bei Frauen mehr ver­
worfen und härter bt<urteilt als bei Männern. So ergab die 
vo� österreichischen Gallup-Institut im Rahmen dieses 
Regieruf!gsberichte�· durchgeführte Bevölkerungsumfrage, 
daß bei der Bewertung von sechs verschiedenen Delikten, 
darunter auch ein "Non-Delikt" (sich in Gaststätten und 
Lokalen herumtreiben) über sämtliche vorgegebenen Fall­
beschreibungen hinweg Frauen milder beurteilt wurden als 
Männer, nur in dem einen Non-Delikt kehrte sich die 
Bewertung um. 
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Tabelle 9: Bewertung verschiedener Formen abweichenden Verhaltens 

gesamt Diebstahl Körperverletzung 

Täter m w m w m w 

Bewertung: 
sehr ver-
werflich 
verwerfl. 64,9 62,7 78,8 67,0 37,4 29,3 

nicht ganz 
in Ordnung, 
ent-
schuldbar 35,1 37,3 29,2 33,0 62,6 70,7 

Tabelle 10: Sanktionen 

gesamt Diebstabi Körperverletzung 

m w m w m w 

Formelle 
Sanktion 54,25 45,72 64,20 58,7 49,2 38,1 

Informelle 
Sanktion 45,75 54,28 35,80 41,3 50,8 61,9 

Dieselbe Tendenz zeigt sich, betrachtet man die Maßnah­
men, die die befragten Personen den einzelnen Delikten als 
Sanktion für dieses Verhalten zuordnen sollten (hiebei 
wurde zwischen form.ellen Sanktionen, z. B. Unterbringung 
in einer geschlossenen Anstalt, Geldbuße und informellen 
Sanktionen, wie z. B. sich gelegentlich mit jemandem 
aussprechen können, strenge Erziehung und Beaufsichti­
gung, von anderen Leuten gemieden werden und ähnliches 
unterschieden). Während die befragten Personen bei allen 
anderen Verhaltensweisen deutlich die Männer mehr mit 
formellen Sanktionen bedachten, ist dies bei dem "Non­
Delikt" Herumtreiben nicht der Fall. Hier werden gleich 
viele formelle wie informelle Sanktionen für Männer und 
Frauen zugedacht, wobei jedoch insgesamt der Anteil der 
formellen Sanktionyn sehr gering ist. 
Die Einstellung zur"weiblichen Kriminalität, die sich in der 
Bevöikerung findet, entspricht also der beschriebenen 
Rollen- und Arbeiisteilung zwischen den Geschlechtern. 
Außer durch die im Prozeß der gesellschaftlichen Arbeit 
organisierte Faktizität der Bedingungen in Produktion und 
Reproduktion wird diese Rollenteilung auch ideologisch 
legitimiert und abgesichert. Einer der wichtigsten Träger 
solcher legitimierender Weltanschauungsproduktion sind 
die Mllssenmeq.ien. Wenn man die Einstellungen der 
Bevölkerung zur weiblichen Kriminalität (als Teil der 
Einstellungen zu den Geschlechterrollen) erklären will, ist 
es daher angebracht, die Inhalte, die in den Medien 
vermittelt werden, zu beschreiben. Es geht dabei um die 
. Darstellung von Kriminalität generell und von weiblicher 
Kriminalität im Speziellen. Eine entsprechende Inhaltsana­
lyse von fünf österreichischen Tageszeitungen wurde für 
diesen Bericht im Rahmen des Ludwig-Boltzmann-Instituts 
für Kriminalsoziologie von Irmtraut Goessler-Leirer und 
Gertrude Edlinger durchgeführt. 
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Herum-
Hehlerei Totschlag treiben Betrug 

m w m w m w m w 

77,7 76,8 92,1 88,0 5 5,4 59,9 70,0 66,1 

22,3 23,2 7,9 12,0 44,6 40,1 30,0 33,4 

Herum-
Hehlerei Totschlag treiben Betrug 

m w m w m w m w 

71 ,1  58,0 74,2 67,1 5,0 4,9 54,8 44,2 

28,9 42,0 25,8 32,9 95,0 95,1 45,2 55,8 

Roshier (1971) fand in einer Analyse von · englischen 
Tageszeitungen, daß die Zeitungen die schweren · Delikte 
überproportional hoch in ihre Berichterstattung einbezie­
hen. Besonders der Mord (eingeschlossen Totschlag) wird 
stark übertrieben ·berichtet. Dieses Ergebnis konnte auch 
für die österreichischen Tageszeitungen bestätigt werden. 
Auch Sexualdelikte (inklusive Sexualrnord) waren über-
repräsentiert. . 

Außerdem fand sich eine Tendenz, daß die Zeitungen sehr 
stark über aufgeklärte Verbrechen berichten und über 
Delikte mit hohen Strafen. D. h., die Zeitungsberichterstat­
tung erweckt den Eindruck, daß die Chancen, erwischt zu 
werden, sehr hoch sind, und die Chancen, eine hohe Strafe 
zu erhalten, wenn man erwischt wird, ebenfalls. So war in 
der Analyse der österreichischen Kriminalberichterstattung 
nur in 4,7% der erfaßten Artikel der Täter unbekannt. Bei 
den Strafen wurde in 42% der Fälle ein Strafausmaß über 
1 Jahr Kerker allsgesprochen. (Die Kriminalstatistik 1970 
weist einen Anteil an Strafen über 1 Jahr Kerker von 9,1 % 
aus.) 
Die dritte char.akteristische Tendenz, die sich sowohl in der 
englischen als auch in der erwähnten österreichischen 
Untersuchung zeigte, war die, daß die Zeitungen mehr 
berichten, wenn das Delikt mit einem "Gag" verbunden ist. 
Einer der "G'ags" besteht darin, daß der Täter eine Frau ist. 
Dementsprechend sind Berichte über kriminelles Verhal­
ten von Frauen in den Zeitungen überrepräsentiert. 
Bei der BetracMung krimineller Delikte würde es sich aus 
der Rollenerwartung an die Frau ergeben, daß sie eher in 
der Rolle des Opfers aufscheint, bzw. als Mittäter denn als 
Haupttäter. Es wurden daher in die Analyse der österrei­
chischen Kriminalberichterstattung die Fälle einbezogen, in 
denen die Frau Täter ist, sondern auch diejenigen, in denen 
über die Frau als Opfer berichtet wird. 
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Von den 874 im Beobachtungszeitraum in Kriminalfällen 
involvierten Frauen waren 32,5% Täter und 67,5% Opfer. 
Das zeigt, daß die Berichterstattung in den Zeitungen 
diesem Rollenbild folgt. Der überwiegende Teil der weibli­
chen Täter (70;1 %), über die berichtet wurde, verübte das 
Delikt allein. 
Bei den einzelnen Delikten wird am häufigsten (15,5 %) 
über Betrugsdelikte berichtet, gefolgt von den Berichten 
über Diebstahl (13,70%). Danach folgen bereits die Fahr­
lässigkeitsdelikte (10,0%). 

TabeUe 11: Delikte, weibliche Täter 
absolut % 

Mord, Totschlag 17 6,3 
Körperverletzung 26 9,6 
Kindsmord 1 1  4,1 
Gattenmißhandlung 
Kindsmißhandlung 10 3,7 
Abtreibung . 5 1,8 
Raub 12 4,4 
Diebstahl 37 13,7 
Betrug 42 15,5 
Meineid, falsche Zeugenauss. 1 0,4 
Sexualdelikt 2 0,7 
Sexualrnord 
Geheimprostitution, Kuppelei 22 8,1 
Fahrlässigkeit 27 10,0 
Entführung 18 6,6 
sonstiges 41 15,1 

Bei den einzelnen Delikten wurde untersucht, inwieweit 
dieses Delikt vom erwarteten Rollenverhalten abweicht. 
Das erwartete Rollenverhalten bzw. die Abweichung von 
ihm wurden in vier Dimensionen aufgespalten, nämlich 
Sexualität (Hörigkeit, Ausschweifungen), Aggressivität 
(Zuhälterin), Familienbeziehung (Kindsmord, Eifersuchts­
delikte) und Intelligenz ("raffinierte" Betrügereien). Am 
ausführlichsten wurde dann berichtet, wenn das Delikt in 
der Dimension Sexualität vom erwarteten Rollenverhalten 
abweicht (durchschnittliche Länge der einzelnen Artikel: 
55,3 Zeile1,l/Spalte). Danach folgen die Dimensionen 
AggressiVItät (51,6 Zeilen/Spalte) und Intelligenz (5 1,2 
Zeilen/SpclIte). Am wenigsten ausführlich wird bei Delik­
ten, die die Familienbeziehungen betreffen, berichtet (42,2 
Zeilen/Spalte, dieser Wert liegt noch unter der durch­
schnittlichen Länge von Artikeln, bei denen das Delikt 
keinen Bezug zum Rollenverhalten hat). Dieser Befund 
stimmt mit dem bereits postulierten Satz überein, daß bei 
Frauen besonders die Abweichung in sexueller Hinsicht 
interessant ist und sanktioniert wird. 
Entsprechend der sozial festgelegten weiblichen Erfolgs­
strategie, nämlich sich anderen angenehm zu machen 
(vergl. dazu die Ausführungen auf S. �l ff), was besonders 
auch das Äußere einschließt, wird in den Berichten auch 
mehr über das äußere Erscheinungsbild der beteiligten 
Frauen gebracht. Es werden z. B. von den weiblichen 
Tätern mehr Fotos gezeigt. Während der Anteil der Frauen 
an den Tätern insgesamt nur 38,1 % beträgt, beträgt er bei 
den Fotos · von Tätern 64%. Auch im Text wird bei 
weiblichen Tätern eher über ihr Aussehen berichtet. Ins­
gesamt beträgt der Frauenanteil 5 1 ,3% von den Fällen, wo 
Bemerkungen über das Aussehen gemacht werden. 
Berichte über die Persönlichkeit des Täters oder die Motive 

zur Tat waren in einem geringeren Prozentsatz vertreten als 
dem Frauenanteil an den Tätern entspricht. Diese beiden 
Merkmale hängen auch nicht so sehr mit der geschlechts­
spezifischen Rolle zusammen. Dort jedoch, wo das Delikt 
vom erwarteten Rollenverhalten abweicht, steigt der Pro­
zentsatz der erwähnten Persönlichkeitsmerkmale über den 
Frauenanteil an den Tätern hinaus (42,2 %). 
Das heißt insgesamt, daß mehr Einzelheiten über den 
weiblichen Täter berichtet werden, wenn das Delikt von 
der weiblichen Rollenerwartung abweicht. Um jedoch das 
Rollenbild insgesamt aufrechterhalten zu können, wird von 
der Berichterstattung her bei den .Frauen nach Erklärungen 
gesucht, die als Entschuldigung des kriminellen Verhaltens 
dienen können. Das abweichende Verhalten wird auf 
widrige Einzelumstände zurückgeführt und nicht z. B. auf 
Widersprüche im Rollenbild. Es werden für 9,0% der 
weiblichen Täter EntIastungsgründe angegeben, hingegen 
nur für 3,5 % der männlichen Täter. 
Dasselbe Phänomen zeigt sich auch in den Einstellungen 
der Bevölkerung in der bereits erwähnten Befragung. Bei 
der Frage nach den Motiven der Tat wurde für die Frauen 
bei allen Delikten eher eine "Notsituation" vermutet; bei 
den Männern hingegen eher die "kriminelle Neigung". 
Die geringere Kriminalität der Frau erklärt sich also 
zum Teil daraus, daß einfach weniger weibliche Hand­
lungsweisen vom Strafgesetz erfaßt sind, d. h. die 
Deliktstypen des Strafgesetzbuchs sind stärker auf die 
Kontrolle "typisch männlichen" Verhaltens hin entworfen. 
Dabei · zeigen sich auch qualitative Unterschiede: Beim 
Mann ist die Aggressivität, bei der Frau die Sexualität 
stärker staatlicher Kontrolle bedürftig. Diese Unterschiede 
finden sich auch in den Einstellungen der Bevölkerung und 
in der Kriminalberichterstattung der Tageszeitungen wie­
der. In all diesen sozialen Kontrollmechanismen wird die 
Rollenverteilung der Geschlechter reproduziert und legiti­
miert. . 

5 ANDERE FAKTOREN, DIE DEN ANTEIL DER 
FRAUEN AM KRIMINELLEN VERHALTEN BEEIN­
FLUSSEN: FORMELLE VERSUS INFORMELLE 
SOZIALE KONTROLLE, PRIV ATHEIT VERSUS 
OFFENTLICHKEIT, "PATHOLOGISIERUNG" 
STArr "KRIMINALISIERUNG" 

Im vorigen Abschnitt wurden als Erklärung für die niedri­
gere Kriminalität der Frau einige Gründe dafür angeführt, 
warum dieser Bevölkerungsgruppe gegenüber staatliche 
Kontrolle weniger stattfindet. Ein Hauptgrund für die 
geringere Notwendigkeit formeller Kontrolle verdient aber 
noch ausführlichere Behandlung: die informellen Kontrol­
len, die die formellen ersetzen und die verhindern, daß als 
kriminell zu behandelndes Verhalten überhaupt auftritt. 
Ebenfalls zu berücksichtigen sind hier die teils formellen, 
teils informellen Maßnahmen, die selbst doch auftretende 
Abweichung ohne Beanspruchung des Strafgesetzes bewäl­
tigen (wie z. B .  Fürsorge, Psychiatrie). 

5.1 InformeUe soziale KontroUe 

Eine erste solche informelle Kontrolle ist die geschlechts­
spezifische Sozialisation. Die durchaus ausgedehnte For­
schung dazu zeigt übereinstimmend, daß Mädchen zu 
geringerer Aggressivität und Durchsetzungsfähigkeit und 
zu Abhängigkeit und Passivität erzogen werden (vergl. die 
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zusammenfassenden Darstellungen der Forschungslage in 
Gottschaleh, 1 971; Maccoby, 1 966; Mischel, 1 970). Auf 
der kindlichen Erziehung aufbauend bleibt das Mädchen 
aber auch mit zunehmendem Alter stärker an die häusliche 
Sphäre gebunden und kann nicht, wie der männliche 
Jugendliche, sich der elterlichen Kontrolle durch das 
Gewicht der Gleichaltrigen-Gruppe entziehen (vergl. dazu 
Kreutz, 1 973, bes. S. 209 ff). Mit Aufnahme heterosexuel­
ler Beziehungen und Heirat wechselt sie von dei Kontrolle 

, durch die Eltern zu der durch den Mann (die im derzeitigen 
Familienrecht auch rechtlich abgedeckt ist - § 92 ABGB). 
Dieses Muster gilt' in stärkerem Ausmaß für die Arbeiter­
schicht; mit steigender Schicht sinkt die rigide Geschlechts­
rollenzuweisung und Kontrolle (vergl. dazu als kleinen 
Indikator das Ausmaß an Haushaltsarbeit, das Mädchen 
verschiedener Schichtzugehörigkeit leisten, bei Kreutz, 
1 973, S. 206 ff). Bei dieser intensiven und länger dauern­
den Kontrolle des jugendlichen Mädchens durch die Eltern 
und dem niedrigen Heiratsalter bleibt zunächst eine gerin­
gere "freie" Jugendzeit als beim männlichen Jugendlichen, 
und damit, so könnte man folgern, auch eine geringere 
Möglichkeit zu Kriminalität. (Die Verschiebung im Alters­
aufbau bei straffälligen Männern und Frauen findet darin 
eine teilweise Aufklärung.) 

, 

, Tatsächlich wird aber diese strenge Kontrolle des Mäd­
cbens durch die Familie auch formell ergänzt, nämlich 
durch die Fürsorge. Der Anteil der weiblichen Jugendli­
chen an allen über 14jährigen, die unter irgendeiner Form 
von Aufsicht durch die Fürsorge stehen, beträgt zwischen 
40 und 45 %9) (Tabelle 12), was zwar weniger ist als der 
Bevölkerungsanteil, aber wesentlich mehr als der Anteil an 
den gerichtlichen Verurteilungen. Oben' wurde (Tabelle 
7 und 8) bereits gezeigt, daß mit dieser Maßnahme bei 
Mädchen zu einem großen Teil "sexuelle Verwahrlosung" 
unter Kontrolle gebracht wird, d. h. das "Überschießen" 
jenes Verhaltens, mit dem sich Mädchen von den Eltern 

emanzIpIeren können. Die Freiheitsbeschränkungen, mit 
denen unerwünschtes Sexualverhalten der Frau sanktio­
'niert wird, sind im übrigen in den Institutionen Fürsörgeer­
ziehungsheim und Arbeitshaus (auf das im Abschnitt 
"Strafvollzug" noch eingegangen wird) jedenfalls von län­
gerer Dauer (nämlich in der Dimension von Jahren) als es 
die Freiheitsstrafen sind, die im Schnitt gerichtlich gegen 
Jugendliche ausgesprochen werden (84% unter 6 Mona­
ten). Die Tatsache, daß die formelle Kontrolle des Verhal­
tens von Mädchen und jungen Frauen weniger durch 
strafrechtliche Sanktion erfolgt, heißt also nicht unbedingt, 
daß sie milder und weniger einschneidend ist, eher im 
Gegenteil. 

Tabelle 12: Einweisung in Fürsorgeerziehung, freiwillige 
Erziehungshilfe und gerichtliche Erziehungshilfe (1972) 

männlich weiblich % weiblich 

Fürsorgeerziehung 1471 1 148 43,8 
Erziehungshilfe 5556 3664 39,7 
Ger. Erziehungshilfe 1 142 95 1 45,4 
Gesamt 8169 5765 41,4 

5.2 ' Privatheit 

Innerhalb der Ehe bringt die familiäre Rolle der Frau nicht 
nur vermehrte informelle Kontrolle mit sich, sie führt auch 
dazu, daß Frauen einen Großteil ihrer Zeit isoliert im 
Haushalt verbringen und damit von öffentlichen Situatio­
nen ausgeschlossen sind. Frauen haben daher wenig Gele­
genheit, kriminelle Delikte, die sich hauptsächlich in 
öffentlichen Situationen (Arbeitsplatz, Freizeitbereich) 
abspielen, zu setzen. Für Österreich liegen zwar keine 
Daten vor, aber Untersuchungen in etwa gleichartigen 
Industriestaaten ergaben, daß im Durchschnitt die Frauen 

Tabelle 13: Durchschnittliche Zeit, die außerhalb des Haushalts verbracht wird*) 
Gesamte Zeit Gesamte Zeit außerhalb des 

außerhalb Haushalts, mit Ausnahme der 
des Haushalts Zeit für Arbeit, Weg zum 

Arbeitsplatz und für Einkäufe in % von der 
arbeitsfreien Zeit 

Arbeitstag arbeitsfreier Arbeitstag arbeitsfreier Arbeitstag arbeitsfreier 
Tag Tag Tag 

Berufstätige Männer: 
ledig 1 1,8 7,7 1 ,4 3,7 32% 39% 
verheiratet, ohne Kinder 10,7 5,9 0,7 2,3 20 % 29% 
verheiratet, mit Kindern 10,8 5,5 0,6 2,2 18% 27% 

Berufstätige Frauen: 
5,6 ledig 10,2 0,7 2,2 23% 3 1 %  

verheiratet, ohne Kinder 8,9 4,2 0,4 1 ,5 16% 25 % 
verheiratet, mit Kindern 8,2 3,8 0,5 1,3 23% 25 % 

Hausfrauen: 
verheiratet, ohne Kinder 2,8 3,4 0,8 1 , 1  17% 16% 
verheiratet, mit Kindern 2,5 3,4 0,6 1,6 16% 10% 

*) Die Tabelle stammt aus Szalai et al., 1972, S. 143. Szalai und Mitarbeiter führten Zeitbudgetstudien in 10 europäischen (inklusive der 
Sowjetunion) und 2 außereuropäischen Ländern (USA, Peru) durch. In allen Ländern ergab sich, daß Frauen, auch ledige, viel mehr Zeit 
für Hausarbeit aufwenden als Männer. Sie sind auch mehr mit den Kindern beschäftigt und verlassen weniger oft (siehe obige Tabelle) das 
Haus. ' , 

9) Die Einweisung in Fürsorgeerziehung ist als bester Indikator 
zu betrachten, da diese nur ausgesprochen werden darf, "wenn dies 
zur Beseitigung geistiger, seelischer oder sittlicher Verwahrlosung 
eines Minderjährigen ' notwendig" (JWG § 29) ist, d. h. wenn 
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abweichendes Verhalten des Minderjährigen' selbst konstatiert 
wurde. In den beiden anderen Fällen (Erziehungshilfe, gerichtliche 
Erziehungshilfe) kann das Eingreifen der Jugendwohlfahrtsbehör­
den auch durch das Verhalten der Eltern bedingt sein. 
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einen viel größeren Teil ihrer Zeit in der Abgeschlossenheit 
des Haushalts verbringen, daher auch weniger Gelegenheit 
haben, Delikte zu setzen. 
Diese Verhältnisse der informellen Kontrolle erklären auch 
die Befunde zur Schichtverteilung und Berufsverteilung 
(siehe S. 4'6 f). Die familiäre Kontrolle gerade jüngerer 
Frauen und Mädchen ist in der Unterschicht stärker. Daher 
verschiebt sich die Schichtverteilung der straffälligen 
Frauen gegenüber den Männern nach oben. Die Frauen in 
der Unterschicht kommen im Vergleich zu Männern infolge 
dieser informellen Kontrollen relativ weniger in die Situa­
tion, "ein Delikt zu setzen, als ' Frauen in einer etwas 
besseren Position. Unterschiede im Ausmaß des Lebens in 
"öffentlichen Situationen" können also nicht nur einen Teil 
des Unterschiedes in der Kriminalität zwischen Männern 
und Frauen, sondern auch der unterschiedlichen Schicht-
verteilungen erklären. lO) . 
So besehen wird dann auch die Bedeutung der geringen 
weiblichen Kriminalität deutlich: Diese Hälfte der Bevöl­
kerung wird nach wie v�r auf eine dienende Rolle festge­
legt, in Aktivitätsmöglichkeiten beschnitten und auf eine 
"kleine Welt" zurückverwiesen. Die resultierenden Kon­
flikte werden nach wie vor privat abgefangen .und äußern 
sich in Formen, die nicht primär in den Zuständigkeitsbe­
reich des Staats fallen. Die "Situation der Frau" wird da­
durch erschwert, daß sie keine Symptome produziert, die für 
den Staat . sonderlich auffällig oder bedrohlich wären. 
Die Situation ist völlig unter Kontrolle. 

5.3 "Pathologisiemng" 

Die geschlechtsspezifische Sozialisation von Mädchen führt 
I noch zu einem anderen Phänomen, das für die geringe 
Anzahl der kriminellen Delikte bei Frauen als Erklärungs­
ansatz dienen kann. "Aufgrund empirischer Untersuchun­
gen wurde festgestellt, daß Mütter ihre Töchter eher mit 
psychologischen Erziehungsrnaßnahmen erziehen als die 
Söhne. Ähnliches trifft verstärkt für den Vater zu, der den 

' Jungen häufiger mit physischen Erziehungsrnaßnahmen zu 
; kontrollieren versucht. Die liebesorientierten Erziehungs­
techniken, die im stärkeren Maße bei Mädchen angewandt 
werden, schließen das Risiko der Übersozialisierung ein; 
das Resultat ist starke Abhängigkeit von der Zuwendung 
der Erziehungsperson, da bei falschem Verhalten Liebes­
entzug droht. Die Angstbereitschaft und Abhängigkeit des 
Mädchens wird zugleich durch die stark fürsorgliche und 
schützende Art der Erziehung gefördert, die eine selbstän­
dige Umwelterforschung verhindert." '(Gottschalch et al. , 
1 971 , S. 133 f.) Diese Art der Sozialisation legt nahe, daß 
äquivalente Verhaltensweisen bei Frauen in die Dimension 
"psychische Krankheit" und nicht in die "Kriminalität" 
laufen. Frauen werden eher "pathologisiert" als "kriminali­
siert". 
Das Überwiegen von neurotischen Störungen bei Frauen ist 
eines der stabilsten Ergebnisse psychiatrisch-epidemiologi­
scher Untersuchungen (vergl. Dohrenwend & Dohren­
wend, 1 969; Katsehnig & Strotzka, 1 975; Strotzka et al., 
1 969). Auch aus der österreichischen Gesundheitsstatistik 

'0) Dabei spielt sicher auch eine Rolle, daß angestellt (im Gegen­
satz zu Arbeiter) zu sein einer Frau weniger Status gibt als einem 
Mann; diese Verhältnisse sind leider auch in der soziologischen 
Schichtungstheorie wenig geklärt, wo man sich weitgehend damit 
begnügt, Frauen den Status von Vater oder Ehemann zuzuschrei­
ben - übrigens auch ein Symptom für die gesellschaftliche Stellung 
der Frau. 

läßt sich errechnen, daß der Anteil der Diagnosen "Neu'­
rose" und "Psychose" an sämtlichen Entlassungsdiagnosen 
nach Aufenthalten in Krankenanstalten bei den Frauen 
höher ist als bei den Männern. ll) Die Aufnahme einer 
Stichprobe sämtlicher Erstzugänge an psychiatrischen 
Krankenhäusern in Österreich während eines Jahres 
(1970/7 1 )  durch Katsehnig & Mitarbeiter (unveröffentlich� 
tes Material) zeigt Geschlechterunterschiede vor allem bei 
den Diagnosen "Alkoholismus" (die bei Männern weit 
überwiegt), Schizophrenie (Männer: 6,5 %, Frauen: 
12,1 %) und Depression (endogene Depression: Männer: 
6,8%, Frauen: 17,7 %;  psychogene Depression: Männer: 
13,6%;  Frauen: 21,0%). Selbst innerhalb der psychiatri­
schen Störungen neigen die Frauen also noch zu einer 
"rollenspezifischen" Form, der Depression. 
Wenn man alle die in den letzten Abschnitten aufgezählten 
sozialen Einflüsse' zusammennimmt, ist es wohl hinreichend 
deutlich, daß man durchaus nicht die "Natur der Frau" zu 
bemühen braucht, um die Unterschiede zwischen männli�' 
eher und weiblicher Kriminalität zu. erklären. Diese beru­
hen vielmehr darauf, daß Frauen mächtigen Kontrollen 
durch die Situation in Arbeit, Familie und Ehe unterliege�, 
die staatliche (strafrechtliche) Kontrolle nur dort subsidiär 
nötig machen, wo Ausbrüche aus diesen ' Institutioneri 
abzufangen sind. Die spezielle Art der weiblichen Sozialisa­
tion macht es zusätzlich noch wahrscheinlich, daß solche 
Ausbrüche sich in Formen abspielen, die nach dem herr­
schenden Verständnis von Typen von Abweichung ' eher 
nach dem Krankheitsmodell zu behandeln sind als nach 
dem der Kriminalität. 

5.4 Bemfstätigkeit und kriminelles V�rhalten 

Im Zug der hier vorgelegten Behandlung der Frau�nkrimi­
nalität haben sich einige Befunde gezeigt, die sich kaum 
anders interpretieren lassen, als dahingehend, daß Frauen 
vermehrten und qualitativ anderen sozialen Kontrollen 
unterliegen ' als Männer, wodurch sie weniger kriminali­
sierbare Verhaltensweisen produzieren. Frauen, so könnte 
man sagen, sind aufgrund ihrer sozialen Position weniger 
"kriminalitätsfähig" als Männer. Wenn man dergleichen 
kurzschlüssig extrapoliert, könnte man daraus die Idee 
ableiten daß nichts erstrebenswerter wäre, als die Frau in 
diesem Zustand zu halten, bzw. sie in denselben zurückzu� 
steuern, wo die Verhältnisse sich ändern. 
Besonders pflegt hier die Frage der weiblichen Berufstätig­
keit hochgespielt zu werden. Tatsächlich gibt es da einen 
Zusammenhang: Die wegen Verbrechen angezei�ten 
Frauen (siehe dazu oben S. lO ff) sind weit überproportio­
nal berufstätig. Die Interpretation der Schichtverteilung 
der angezeigten Frauen ergab, daß diese sich mit einer 
besseren Position der Isolation in der Familie eritziehen. 
Ebenso gilt für die Berufstätigkeit generell wohl, daß die 
Frau damit auch in Situationen kommt, in denen Kriminali­
tät überhaupt erst möglich ist. Mit demselben Argument 

11) Der' Anteil der "Neurosen" und " Psychosen" wurde an allen 
Entlassungen ohne XXV (Anomalien und Krankheiten der 
Schwangerschaft, der Entbindung und des Wochenbettes), XXIX 
(Arbeitsunfälle), XXX (gewerbliche Vergiftungen), XXXI (andere 
Schädigungen durch äußere Ursachen), XXXII/OO (normale Ent­
bindung) berechnet, um selbstverständliche gesc�lechtssp�zifische 
Diagnosen auszuschalten. Für die Jahre 1957 bIS 1972 hegt der 
Anteil der "Neurosen" für Männer bei 0,68 - 1,02%, für Frauen 
bei 0,93 - 1,18%, der Anteil der Psychosen für Männer bei 1,70 -
1 ,98, für Frauen bei 1,84 - 2,30%. 
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läßt sich wohl auch das Überwiegen des Dienstleistungssek­
tors bei den Verurteilten erklären: Dort sind Kontakte 
hesonders dicht und teilweise Kontrollen (wie etwa in 
einem Produktionsbetrieb ) lockerer. 
Dieser Zusammenhang ist aber zum Teil banal: Eine 
soziale Gruppe, die im Ghetto lebt, wird notwendig wenig 
zur Kriminalität außerhalb beitragen und ihren Anteil 
daran erhöhen, sobald das Ghetto geöffnet wird. Das heißt 
noch nicht, daß sie sich vorher dort wohlgefühlt hat, oder 
daß sie über die Öffnung unglücklich oder verbittert ist. (Es 
sei hier nur auf den Abschnitt über psychische Erkrankun­
gen verwiesen.) Kriminalität, speziell Eigentumskriminali­
tät, ist unter anderem auch eine Frage der Gelegenheit. Mit 
der Zunahme der Automobile steigt die Zahl der damit 
verbundenen Delikte. Mit erhöhter Freizeitattraktivität 
eines Stadviertels erhöht sich die dortige Kriminalitätsrate. 
Es würde wahrscheinlich niemandem einfallen, daraus das 
Argument zu ziehen, man solle die Zahl der Automobile 
einbremsen oder die Attraktivität von Stadtvierteln herab­
setzen. Eher schon wird man sich fragen müssen, ob - um 
beim Beispiel zu bleiben - das Transportproblem mit den 
Mitteln des Individualverkehrs optimal gelöst ist oder 
ob die Aufteilung von Arbeit und Freizeit und das An­
gebot an Freizeitaktivitäten befriedigend sind. 

6 . FRAUENSTRAFVOLLZUG12) 

In Österreich findet Frauenstrafvollzug in einer Justizan­
stalt (Schwarzau), bis Ende 1974 einem Arbeitshaus (Lan­
kowitz) und einer Anstalt für Erziehungsbedürftige (Wr. 
Neudorf), sowie 19 Landes-, Kreis- und Bezirksgerichtli­
chen Gefangenenhäusern mit Frauenabteilungen statt. Ab 
1975 werden durch die Reform des Strafgesetzes (StGB 
1975 und Anpassungsgesetze ) das Arbeitshaus und die 
Bundesanstalt für Erziehungsbedürftige aufgelassen. Die 
mit diesem Gesetz neu geschaffenen Sonderanstalten wer­
den als Abteilungen in der Anstalt Schwarzau eingerichtet 
werden. Es gibt keine eigene Anstalt für Jugendstrafvollzug 
(für die offensichtlich kein Bedarf besteht: am 3 1 .  12. 1971 
befanden sich 5 weibliche Jugendliche in Haft, davon 4 in 
Untersuchungshaft) und keine Einrichtungen (Außenstel­
len) für gelockerten Vollzug für Frauen. 
Im gelockerten Vollzug befanden sich 1971 immerhin 320, 
1972 351  männliche Strafgefangene im Tagesdurchschnitt, 
das sind 4 % des Durchschnittsbelags an männlichen Straf­
und Untersuchungshäftlingen; was die Bedeutung dieser 
Einrichtungen für das Vollzugswesen bestätigt. 
Der tägliche Durchschnittsbelag an Gefangenen betrug 
1973 8. 128 (8. 14613» Männer und 495 Frauen. Das 
Verhältnis ist also 16,5 Männer zu 1 Frau. 1963 betrug 
dieses Verhältnis noch 9,1 : 1, d. h., die Zahl der Frauen im 
Strafvollzug hat relativ (und absolut) abgenommen (vergl. 
Tabelle 14). 

12) Die folgenden Zahlenangaben beruhen auf der jährlichen 
"Statistischen übersicht über den Strafvollzug" des Bundesmini­
steriums für Justiz und Berechnungen aus den Meldungen der 
einzelnen Anstalten, aus denen diese "Übersicht" erstellt wird. 
Das letzte zum Zeitpunkt der Berichtabfassung verfügbare Mate­
rial stammt aus dem Jahr 1972 (in Einzelfällen aus 1973). 

13) In der im Bundesministerium für Justiz verfügbaren Aufstel­
lung des Belags 1973 ergibt sich bei Summierung über die 
einzelnen Anstalten 8. 128, während dort als Gesamtsumme 8. 146 
ausgewiesen ist. Die Differenz beruht wahrscheinlich auf Schreib­
oder Rechenfehlern in der Aufstellung. 
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In Tabelle 15  ist die Veränderung im Durchschnittsbelag 
nach Anstaltstypen aufgegliedert wiedergegeben. Für die 
Männer zeigt sich ein Absinken nur in den Arbeitshäusern, 
bei den Jugendlichen eine Verschiebung von der Anstalt 
für Erziehungsbedürftige zum Jugendstrafvollzug (1971  
Eröffnung der Sonderanstalt für Jugendliche in  Gerasdorf), 
ansonsten ein Anstieg der Gefängnispopulation bis 1970. 
Hingegen gibt es bei den Frauen einen deutlichen Rück­
gang, am ausgeprägtesten bei Jugendlichen und im Arbeits­
haus. Dieser Rückgang geht weit über den hinaus, der in 
den Verurteilungen festzustellen ist. Die Zahl der wegen 
Verbrechen verurteilten erwachsenen Frauen sank von 
1961  auf 1970 um 12%, wobei ein solcher Rückgang der 
absoluten Zahlen gerade bei "Kapitalverbrechen" wie 
Tötungen, schwere körperliche Beschädigungen, Raub 
durchaus nicht festzustellen ist (den stärksten Rückgang 
der Absolutzahlen von Verbrechen erwachsener Frauen 
kann man bei Diebstahl mit 16% und Betrug mit 7% 
feststellen). Es ist also anzunehmen, daß tatsächlich die 
Schwere der gerichtlichen Sanktion nachgelassen hat, und 
zwar besonders gegenüber weiblicher Jugenddelinquenz 
und gegenüber dem- Verhalten, das zu Arbeitshaus führte. 

Tabelle 14: Durchschnittsbelag der Justizanstalten mit 
männlichen und weiblichen Häftlingen 1963-1973 

Männer Frauen 

1963 7.886 868 9,1 : 1  
1964 7.602 789 9,6 : 1  
1965 7.210 107 10,2 : 1  
1966 7.477 723 10,3 : 1  
1967 8.056 725 1 1 , 1 : 1  
1968 8.421 715 1 1,8: 1 
1969 8.563 687 12,5 : 1  
1970 8.218 628 13,1 : 1  
1971  8.338 596 14,0 : 1  
1972 8. 127 541 15,0 : 1  
1973 8. 146 495 16,5 : 1  

Tabelle 15: Veränderung des Durchschnittsbelags der 
Justizanstalten von 1964 auf 1973 

Belag 1973 in Prozent des Belags von 1964 

Landes-, Kreis- und 
Bezirksgerichtl. Gef. Häuser 
Strafvollzugsanstalten 
Jugendstrafvollzugsanstalten 
Anstalt für Erziehungsbed. 
Arbeitshäuser 
Gesamt 

Männer 

1 1 1 %  
107% 
161% 
67% 
76% 

107% 

Frauen 

73% 
65 % 

(75 %) 
18% 
53% 
63 % 

Nur nebenbei sei angemerkt, daß der Anstieg in der 
männlichen Gefängnispopulation in etwa dem der Verur­
teilungen wegen Verbrechen entspricht (1970 gegenüber 
1961 1 10%). Bei den Männem ist also eine solche Ent­
wicklung der Sanktionsschwere nicht festzustellen. 
Trotz dieser Entwicklungen ist es aber nach wie vor so, daß 
Frauen in relativ größerem Maß im Arbeitshaus angehalten 
werden als Männer. Tabelle 1 6  zeigt die Verteilung von 
Männern und Frauen auf die einzelnen Anstaltsarten. 
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TabeUe 16: Verteilung des Durchschnittsbelags auf die 
verschiedenen Anstaltstypen für Männer und Frauen 1964 
und 1973 

Landes-, Kreis-
und Bezirks 
gerichtl. 
Gef.häuser 
Strafvollzugs-
anstalten 
Jugendstraf -
vollzugsanst. 
Anstalt für 
Erziehungsbed. 
Arbeitshäuser 

Männer 
1964 1973 

60% 63 % 

27% 27% 

2% 3 %  

3 %  2 %  
8% 5 %  

100% 100% 

Frauen 
1964 1973 

55% 63 % 

19% 20 % 

1 %  1 %  

10% 3% 
15% 13% 

100% 100% 

Die relative Zunahm'e des Anteils der weiblichen Strafge­
fangenen in gerichtlichen Gefangenenhäusern deutet 
darauf hin, daß die kurzen Strafen relativ zugenommen 
haben. Jedenfalls beruht die Zunahme nicht auf den 
Untersuchungshaften. Wie man einer Aufgliederung des 
Durchschnittsbelags für 1972 entnehmen kann, ist der 
Anteil der U-Häftlinge bei beiden Geschlechtern annä­
hernd gleich (vergl. Tabelle 17). 
Was die internen Probleme des Frauenstrafvollzugs betrifft, 
so machen weibliche Häftlinge nach übereinstimmenden 
Erklärungen der für den Strafvollzug von Frauen Verant­
wortlichen wenig Sicherungs- und disziplinäre Probleme 
und eine mit Stichtag 17. 7. 1974 durchgeführte Analyse 
der Akten von 89 in der Strafanstalt Schwarzau befindli­
chen Häftlingen ergab, daß ein Drittel der Frauen (33 %) 
keine Vorstrafe aufweisen. (In dieser Haftanstalt befinden 

witz 0,68. ' Im Vergleich dazu betrug dieser Anteil in der 
Strafanstalt Stein 0,45 und in der Anstalt Garsten 0,39, im 
Arbeitshaus für Männer in Göllersdorf ebenfalls nur 0,39. 
Diese Ordnungsstrafen werden in der Strafanstalt Schwarz­
au für äußerst geringfügige Vergehen verhängt. Sü; sind 
jedoch nicht auf einige wenige "renitente" Häftlinge 
beschränkt, sondern 'erfassen· fast die Hälfte der. in 'der 
Strafanstalt einsitzenden Frauen (40 von 89 haben minde­
stens eine Ordnungsstrafe). 
Die Situation der Freiheitsstrafe ist für die Frau, die 
weniger als der Mann auf gleichgeschlechtliche Koopera­
tion und Zusammenleben trainiert ist, eine stärkere Depri­
vation. Die ohnehin schon beschränkten Möglichkeiten der 
Frauen werden ' in der Haft noch mehr eingeschränkt. Die 
durch familiale Aufgaben bestimmten Rollenerwartungen 
an die Frau verlangen, daß die Frauen Attraktivität kulti­
vieren und eine affektive, soziale und freundliche Haltung 
gegenüber den anderen Familienmitgliedern einnehmen. 
Diese Eigenschaften, die außerhalb der Haftsituation als 
erstrebenswerte Ziele für Frauen gesehen werden, können 
in der Haft nicht zum Tragen kommen, lediglich die 
Komponente "häusliche Arbeiten" (putzen, nähen, strik­
ken) wird von der weiblichen Rolle ülfernommen. Die 
Möglichkeiten, Attraktivität zu kultivieren, werden 
dadurch eingeschränkt, daß die Frauen sich sämtliche 
Körperpflegeartikel vom 'ohnehin geringen Arbeitsver­
dieQst kaufen müssen. Das Tragen eigener Unterwäsche 
muß extra gestattet werden. Durch die beschränkte Mög­
lichkeit zum Schreiben und zum Besuchen reißt der Kon­
takt zur Familie ab. Es haben 54,0% der in die vom 
Ludwig-Boltzmann-Institut für Kriminalsoziologie durch­
geführten Analyse einbezogenen weiblichen Häftlinge Kin­
der unter 14 Jahren. Ein Fünftel der Frauen (20,2%) ist 
verheiratet oder lebte vor der Haft in Lebensgemeinschaft. 

TabeUe 17: Verteilung des Durchschnittsbelags nach Haftgrund für Männer und Frauen 1972 
Männer Frauen 

Jugend!. Erwachs. Jugend!. Erwachs, 

Untersuchungshaft 141 (29%) 1.853 (24%) 4 (12%) 93 (20 %) 
Strafgefangene 172 (36%) 5.381 (70%) 3 ( 9%) 301 (66%) 
Arbeitshaus 430 ( 6 %) 64 (14%) 
Zöglinge 165 (35%) 26 (79%) 

478 (100%) 7.664 (100%) 33 (100%) 458 (100%) 

sich nm Häftlinge mit Strafen von über einem Jahr 
Freiheitsentzug, also mit "schweren" Delikten.) Weitere 
12% haben nur eine Vorstrafe. 
Der Frauenstrafvollzug zumindest in der einen in Öster­
reich bestehenden Anstalt (Schwarzau) zeichnet sich trotz­
dem durch eine größere Rigidität und größere Diszipiinie­
rung aus. 14) So betrug der Anteil der Ordnungsstrafen im 
Jahre 1972 bezogen auf den Durchschnittsbelag in der 
Strafanstalt Schwarzau 1 ,1 ,  im Arbeitshaus Maria Lanko-

,14) Die empirische Basis der folgenden Ausführungen üher Fra\!­
enstrafvollzug ist die Beobachtung und (soweit möglich) statisti­
sche Erfassung der Verhältnisse in der einen in Österreich beste­
henden Anstalt (Schwarzau/Steinfeld), teilweise noch im Arbeits­
haus Maria Lankowitz. Insofern ist es schwierig, daraus auf 
Frauenstrafvollzug generell zu verallgemeinern, da hier idiosyn­
kratische Gegebenheiten sehr stark mit einfließen mögen. Das 
ändert nichts an dem Anspruch, im folgenden eine gültige Deskrip­
tion der derzeitigen Verhältnisse im Frauenstrafvollzug (soweit er 
Frauen mit Freiheitsentzug von mehr als einem Jahr betrifft) zu 
geben. Das heißt auch, daß diese Gegebenheiten möglicherweise 
durchaus zu ändern sind. In' diesem Zusammenhang ist auf die . 

Der hohe Anteil der geschiedenen Frauen (23,6%) kann 
als Indikator für die Entfremdung zur Familie genommen 
werden, da der überwiegende Teil der Scheidungen wäh­
rend der Haft erfolgte. 
Das Ausmaß der Deprivation der Frauen im Strafvollzug 
wird nicht zuletzt auch dadurch höher, daß die Lebens­
(Heirats-, Kinderkriegens-, Berufsc )chancen der Frau 
altersmäßig früher abnehmen als die des Mannes. 
Eine Gegenüberstellung' der Altersverteilung der Insassen 

folgende Stellungnahme der Abteilung V/2 der Strafvollzugssek­
tion des BMfJ zu verweisen: 

. "Unabhängig und vor Kenntnis des Berichts über die Lage der 
Frau in Österreich, insbesondere des Kapitels Frauenstrafvollzug, 
wurden von der Abteilung M 2 Maßnailmen zur Auflockerung und 
Verbesserung des Strafvollzugs der Frauen in der StVA Schwarzau 
ergriffen, z. B. individuellere Haftraumgestaltung, ausreichende 
Beleuchtung und Beheizung der Hafträume, Freizeitgestaltung, 
Einführung von Turn- und · Schwimmstunden, Errichtung eines 
Sportplatzes, Einrichtung eines Friseurraumes, Handarbeitskurs, 
Möglichkeit der Ausbildung zur Köchin, Aufnahme von Lippen­
stiften, einfachem Puder bzw. Make-up in die Ausspeiseliste. " 
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von Schwarzau, Stein und Garsten zeigt ganz deutlich die 
starke Überalterung der Population der Anstalt Schwarzau. 
Diese starke Überalterung ist teilweise durch den erhöhten 
Anteil der zu lebenslänglichem Freiheitsentzug Verurteil-
ten bedingt. 

Tabelle 19: Altersverteilung am Stichtag (31.  12) 
Schwarzau (w.) Stein Garsten 

1971 1972 1971 1972 ./ 1972 

bis 20 2,5 6 0,7 1,2 (0,2) 
20-25 16,5 17 27,0 28,3 22 
25-30 7 8 23,9 25,4 24 
30-35 14 10 17,4 16,8 20 
35-40 10 7 8,8 8,5 13 
40-50 28 29 13,6 12,1 13 
50-60 12 12 5,7 4,7 5 
über 60 10 1 1  2,9 3,0 3 

100 100 100 100 100 
(121) (106) (1 .006) (920) (552) 

über 40 50% 52% 22,2% 19,8% 22% 

Die Eingeschränktheit der Frau in der Haft zeigt sich auch 
in den Arbeitsmöglichkeiten. In der Anstalt Schwarzau gibt 
es neben den traditionellen weiblichen Beschäftigungen 
(Wäscherei, Näherei, Putztrupp, Küche, Garten) nur eintö­
nige Hilfsarbeiten (z. B .  Kerzen abpacken, Zähne sortie­
ren, Fleckerlteppiche verfertigen u. ä:). Dementsprechend 
werden die aus der Haft entlassenen Frauen auch bevorzugt 
zu Hilfsdiensten (z. B. im Gastgewerbe) vermittelt. Diese 
Beschränkung der Arbeitsmöglichkeiten zeigt sich übrigens 
auch im Vorfeld des Strafvollzugs. So gibt es z. B. in den 
Fürsorgeerziehungsheimen, in die Jugendliche durch die 
Stadt Wien vermittelt werden, 15 verschiedene Ausbil­
dungsmöglichkeiten für Burschen, aber nur 6 verschiedene 
für Mädchen. Die leichte Einsetzbarkeit' der "hausfrauli­
chen Tätigkeiten" bedingt, daß es keine Probleme mit der 
Arbeitsbeschaffung gibt. 

Tabelle 18: Arbeitstage pro Hafttage 
Schwarzau (w.) Stein 

chen Arbeitsverdienstes in der Anstalt Schwarzau. Gegen-
über Garsten beträgt der Unterschied in der Arbeitszeit 
16,4%, in der Entlohnung jedoch nur 7,6%. Diese Unter-
schiede sind vermutlich durch die unterschiedliche Qualifi-
kationseinstufung der Arbeit von Männern und Frauen zu 
erklären. 

Tabelle 20: Verteilung der Straufdauer am Stichtag (31 .  
12.) 

Schwarzau (w.) Stein Garsten 
1971 1972 1971 1972 1972 

bis 1 J. 0,7% 0,5 % 
1 J.-2 J. 21% 20% 22,3% 20,5 % 19% 
2 J.-3 J. 22 % 20% 20,2% 20, 1 %  2 1 %  
3 J.-5 J. 29% 30% 27,5% 26,7% 27% 
5 J.-lO J. 13% 14% 15,6% . 16,8% 19% 
10 J.-20 J. 5% 6% 9,2% 10,2 % 1 1 %  
lebens!. 10% 10% 4,5 % 5,2% 3 %  

100% 100% 100% 100% 100% 
(121) (102) ( 1.006) (925) (552) 

Bedingte Entlassung und Rücldälligkeit 
Mit dem Strafrechtsänderungsgesetz 1960 wurde die Ent­
scheidung über die bedingte Entlassung nach 2/3 der 
urteilsmäßig verhängten Strafe in die Kompetenz der 
Gerichte übertragen (§ 16, Ab.s 1 BedVerurtG 1949 i.d.F. 
des StrÄG 1960). Demnach ist für die Zuerkennung der 
bedingten Entlassung für Frauen, die eine mehr'als einjäh­
rige Haftstrafe abzubüßen haben, das Kreisgericht Wiener 
Neustadt zuständig. 
Um Information in dieser Frage zu gewinnen, wurden 
sämtliche 1972 und 1973 am Kreisgericht Wiener Neustadt 
angefallenen Akten in Sachen "bedingte Entlassung" aus­
gewertet. 
Im Kreisgericht Wr. Neustadt wurde in Jahre 1972 in 53 
Fällen dem Ansuchen um bedingte Entlassung Folge gege-

Garsten Göllersdorf 

1971  
80;6% 

1972 
81,9% 

1971  
57,6% 

1972 
69,8% 

1972 
65,5 % 

1972 
66,3 % 

Lankowitz (w.) 

1972 
im Bericht 

mehr Arbeits­
tage als Haft-

Der hohe Anteil an Arbeitstagen in den Frauenanstalten ist 
einerseits durch den Einsatz der FrilUen in der Landwirt­
schaft und anderseit durch Arbeiten der Strafgefangenen in 
der Freizeit zu erklären. Diese Mehrarbeit der Frauen 
spiegelt sich auch im Durchschnittsverdienst. 

Durchschnittsverdienst pro arbeitenden Häftling pro 
Monat (1972) 

Schwarzau Stein Garsten Göllersdorf Ma. Limkowitz 

269,80 259,- 249,27 252,- 340,48 

Allerdings ist der Durchschnittsverdienst der Frauen in der 
Anstalt Schwarz au nicht um so viel größer wie der Anteil 
der Arbeitstage an den Hafttagen höher ist. Obwohl der 
Anteil der Arbeitstage in Stein um 12 % geringer ist als der 
in der Anstalt Schwarzau, ist der Durchschnittsverdienst 
nur um S 10,80 geringer, das sind 4 %  des durchschnittli-
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tage angegeben 

ben. Diese 53 Fälle stellen 22,3% der gesamten Ansuchen 
dar. Im Jahre 1973 wurde in 25,1  % der Fälle dem 
Ansuchen um bedingte Entlassung Folge gegeben. 
Dabei zeigt sich ein deutlicher Unterschied zwischen männ­
lichen und weiblichen Strafgefangenen. So wurde im Jahr 
1972 bei 40,3 % der weiblichen Strafgefangenen, die die 
zeitmäßige Voraussetzung der bedingten Entlassung erfüllt 
haben, dem Ansuchen Folge gegeben. Im Jahre 1973 stieg 
der Prozentsatz auf 54,0%. Im Gegensatz dazu wurde dem 
Ansuchen der männlichen Strafgefangenen im Jahre 1972 
nur in 13,7% der Fälle und 1973 in 1 1,1 % Folge gegeben. 
Diese Bevorzugung der Frauen ist freilich eine scheinbare, 
die sich daraus ergibt, daß Erstbestraftheit ein ausschlagge­
bendes Kriterium für die bedingte Entlassung ist und es 
unter den Frauen einen höheren Anteil von Erstbestraften 
gibt. 
Ein Vergleich aus der Anstalt Schwarzau bedingt entlasse­
nen Frauen mit einer Stichprobe von Männern, die 1967 
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Tabelle 21: Vorstrafen und bedingte Entlassung bei Männern (Anstalten Stein, Garsten, Karlau 1967/69) und Frauen 
(Schwarzau 1972/73) 

bedingt eentlassen 
Vorstr. m w m 

keine 63% 80% 6% 
bis zwei 25 % 16% 12% 
mehr als zwei 12% 4% 82% 

100% 100% 100% 

und 1969 aus den Anstalten Stein, Garsten und Karlau 
bedingt entlassen wurden (Pilgram, 1 974) ergab, daß in 
allen Kategorien das Verhältnis der positiv erledigten zu 
den abgelehnten bedingten Entlassungen bei den Männern 
größer ist als bei den Frauen. Das heißt, daß bei gleicher 
Vorstrafenbelastung ein Mann leichter bedingt entlassen 
wird als eine Frau. 
Auch bei Aufgliederung nach den einzelnen Delikten 
haben außer beim Delikt des Raubes (dieses Delikt ist 
jedoch insgesamt bei Frauen in einem geringen Ausmaß 
vertreten) die Frauen nach allen Delikt�n eine geringere · 
Chance, bedingt entlassen zu werden, als Männer. 
Ein weiterer Hinweis ist der größere Anteil an weiblichen 
Lebenslänglichen, die sich bereits 15 J abre oder länger in 
Haft befinden (und also nicht zum ersten möglichen 
Zeitpunkt bedingt entlassen werden). 

Tabelle 22: Anteil der Lebenslänglichen, die 15 und mehr 
J abre in Haft sind 

Schwarzau 
1971 1972 

50% 
(12) 

50% 
(10) 

Stein 
1971 1972 

35% 
(43) 

25 % 
(48) 

Garsten 
1972 

33% 
(18) 

Diese Unterschiede sind nicht anders erklärbar, als daß bei 
Frauen strengere Maßstäbe für die bedingte Entlassung 
angelegt werden, was jedoch nicht zuletzt aufgrund der 
geringen Widerrufsquote durch nichts gerechtfertigt ist. 

abgelehnt 

Tabelle 23: Widerrufe bedingter Entlassung (nach Waach, 1 972) 

Bedingte Entlassungen Widerrufe d. bed. 
Jahr absolut 

Männer Frauen insges. Männer Frauen 

1961 380 37 417 52 1 
1962 472 3 1  503 79 2 
1963 365 40 405 5 1  2 
1964 319  30  349 66 1 
1965 354 30 384 76 5 
1966 340 23 363 91 2 

Summe 2.230 191 2.421 415 13  

Verhältnis entl./abgelehnt 
w m w 

18% 10,5 : 1 4,4 : 1 
2 1 %  2,1 : 1 0,8 : 1 
6 1 %  0,1 : 1 0,07 : 1 

100% 

Entl. Widerrufe d. bed. Entl. 
in Prozenten 

insges. Männer Frauen insges. 

53 13,7 2,7 12,7 
81 16,7 6,5 16,1 
53 14,0 5,0 13 ,1  
67 20,7 3,3 19,2 
81 21,5 16,7 21 ,1  
93 26,8 8,7 25,6 

428 18,6 6,8 17,7 

Die gesamte Rückfälligkeit nach Entlassung aus der Straf- Erhebungen des Ludwig-Boltzmann-Instituts für Kriminal-
vollzugsanstalt Schwarzau im Zeitraum von 6-7 Jahren soziologie) ergab eine Quote von 54,9%. Der Anteil der 
beträgt 34%. Eine ähnliche Erhebung der Rückfälligkeit Frauen, die rückfällig werden, ist also angesichts der 
nach Entlassung aus der Strafanstalt SteinlDonau (beides wesentlich niedrigeren Gesamtkriminalität erstaunlich hoch. 
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